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VON HANS HECKEL

D as ganze Ausmaß des Scha-
dens, der durch die Vorgänge 
um die Wahl des Ministerprä-
sidenten von Thüringen an-

gerichtet wurde, wird erst mit einigem 
zeitlichen Abstand zu ermessen sein. Ei-
ne aggressive Einheitsfront, die von der 
gewalttätigen Antifa über etablierte Par-
teien und tonangebende Medien bis zum 
Kanzleramt reicht, hat einen demokra-
tisch gewählten Ministerpräsidenten von 
der FDP aus dem Amt gejagt. 

Der Vorgang ist eine Steilvorlage für 
all jene, die schon länger behaupten, die 
deutsche Demokratie der Gegenwart sei 
bloß noch eine Fassade, welche die Bür-
ger über deren faktische Machtlosigkeit 
hinwegtäuschen soll. Die angebliche 
Konkurrenz unter den etablierten Partei-
en sei reines Theater, um den Wählern 
vorzugaukeln, sie hätten die Wahl. Und je 
mehr Deutsche diesem Betrug auf die 
Schliche kämen, desto schärfer würde 
das Volk per Gesinnungsdiktatur unter 
der Knute gehalten. Sobald aber bei dieser 
schlechten Komödie wirklich mal etwas 
nicht so laufe, wie es sich die „Eliten“ 
wünschten, würde knallhart gegen demo-
kratische Entscheidungen durchgegriffen.

Wer es wollte, konnte diese Radikal-
kritik anhand der Vorgänge in Erfurt 
(und Berlin) bestätigt sehen. FDP-Chef 
Christian Lindner goss, von Hilflosigkeit 

getrieben, noch Öl ins Feuer. Die Kandi-
datur seines Parteifreunds Thomas Kem-
merich sei doch nur als „Statement“ ge-
meint gewesen, damit nicht der Eindruck 
entstehe, aus der politischen Mitte trete 
gar niemand an.

Demnach haben die Liberalen gar 
nicht ernsthaft die Absicht gehegt, Bodo 
Ramelow von der Linkspartei zu besie-
gen. Es sollte nur so oder so ähnlich aus-
sehen. Genau das aber ist es, was die 
scharfen Kritiker der derzeitigen deut-
schen Zustände meinen, wenn sie von 
„Fassadendemokratie“ sprechen.

Doch selbst, wer in seiner Kritik längst 
nicht so weit geht, kann die beunruhigen-
de Schieflage nicht übersehen, in welche 
die Republik geraten ist; eine Schieflage, 
die sich anhand der Thüringer Ereignisse 
drastisch offenbart hat. Kanzlerin Merkel 
spricht (wie meist) kaum selbst aus, was 
sie umtreibt, sondern lässt ihre engsten 
Anhänger an die Öffentlichkeit treten. 

Etwa den Kieler CDU-Ministerpräsi-
denten Daniel Günther, der eine Öffnung 
seiner Partei zur umgetauften SED emp-
fiehlt, während sich andere Merkelianer 
in Verdikten gegen die AfD überschlagen:  
„Nazis“, „Faschisten“ etc. Die „Beweis-
führung“ für derlei Aburteilungen ver-
läuft nach dem immergleichen Schema: 
Einzelne, besonders pittoreske Repräsen-
tanten der Blauen werden herausgegriffen 
oder (oft uralte und missverständliche 
oder bewusst missverstandene) Zitate in 

Endlosschleife wiederholt. Völlig ausge-
blendet wird dagegen, aus welchen Ge-
sellschaftsschichten sich AfD-Politiker 
und Anhänger in ihrer großen Mehrheit 
rekrutieren, nämlich aus der bürgerlichen 
Stammklientel, die früher bei Union, FDP 
und auch SPD fest beheimatet war. 

Diese Menschen fürchten, dass mit 
Euro, Grenzöffnung, dem Niedergang von 
öffentlicher Ordnung, Sicherheit und Inf-
rastruktur und etlichem mehr der Staat 
und die Heimat in Gefahr geraten, für die 
ihr Herz schlägt und denen ihre Loyalität 
gehört. Sie sind das Gegenteil destrukti-
ver „Umstürzler“.

Dafür sehen sie sich beispiellosen At-
tacken ausgesetzt, die nun, nach den Vor-
gängen in Thüringen, erstmals auch FDP-
Politiker und Einrichtungen in ganz 
Deutschland getroffen haben. Gleichzei-
tig werden sie von den tonangebenden 
Kräften auch in Union und FDP in bra-
chialer Weise an den Rand gedrängt, wäh-
rend der Merkel-Flügel der Union immer 
näher an eine Partei heranrückt, die eine 
„Kommunistische Plattform“ in ihren 
Reihen beheimatet und deren Verbindun-
gen in die düsteren Kreise der Antifa be-
kannt sind.

Doch nichts währt ewig, auch keine 
Schieflage. Das bürgerliche Lager, das der-
zeit in Trümmer gelegt wird, wird sich re-
generieren. Es ist nur die Frage, welche 
Parteien bei der Wiederauferstehung da-
bei sein werden – und welche nicht.

THÜRINGEN

Das Ausmaß des Schadens 
ist kaum zu ermessen

Der Berliner Eingriff nach der demokratischen Ministerpräsidentenwahl in 
Erfurt hat das Vertrauen vieler Bürger in den Staat massiv untergraben
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auf unserer Webseite
preussische-allgemeine.de
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AUFGEFALLEN

Ramelow und 
seine Genossen
Sollte die CDU 30 Jahre nach der Ein-
heit noch immer eine Zusammenarbeit 
mit der Linkspartei verweigern? Bei der 
Beantwortung dieser Frage wird gern 
auf Bodo Ramelow verwiesen. Dieser, 
so heißt es allerorten, sei doch kein Ra-
dikaler, sondern im Grunde ein libera-
ler Sozialdemokrat. Somit könne doch 
auch die von ihm geführte Linke in 
Thüringen kein Problem sein. 

Ein Blick auf das Führungspersonal 
der Linken im Lande sagt jedoch etwas 
anderes. Von den fünf Ministern des 
bisherigen Kabinetts Ramelow haben 
vier eine SED-Vergangenheit. So trat 
Birgit Keller, Ministerin für Infrastruk-
tur und Landwirtschaft, 1977 in die 
Partei ein. Von 1983 bis 1988 war sie 
Mitarbeiterin der Kreisleitung der Frei-
en Deutschen Jugend (FDJ), danach 
bis zur „Wende“ der SED-Kreisleitung. 
Birgit Klaubert, bis 2017 Ministerin für 
Bildung, Jugend und Sport, wurde  
1974 Mitglied der SED. Ihr Nachfolger 
Helmut Holter trat 1973 der Partei bei. 
1985 begann er ein Studium an der Par-
teihochschule der KPdSU in Moskau, 
das er 1987 als Diplom-Gesellschafts-
wissenschaftler abschloss. Die Jüngste 
im Bunde ist Heike Werner. Sie trat 
1988 in die SED ein und zeigte als 
Gründungsmitglied der Marxistischen 
Jugendvereinigung „Junge Linke“, dass 
sie auch nach dem Untergang der DDR 
dem Kommunismus treu ergeben war. 

Es wäre sicher unredlich, den Ge-
nannten ein Leben lang ihre Mitglied-
schaft in der SED anzulasten. Doch 
belegt diese Ministerriege eindrucks-
voll, wo die Linkspartei auch 30 Jahre 
nach der „Wende“ noch immer tief 
verwurzelt ist. 	�  neh 
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VON DIRK PELSTER

W er in Deutschland ein 
Volksbegehren einlei-
ten möchte, der steht 
vor einer nahezu unbe-

zwingbaren Aufgabe. Zumeist muss er ei-
ne riesige Zahl von Unterstützungsunter-
schriften innerhalb eines sehr kurz be-
messenen Zeitraums sammeln. In einigen 
Bundesländern reicht es dabei nicht aus, 
von Tür zu Tür zu ziehen, um sich von sei-
nen Nachbarn ein Formblatt mit dem An-
tragstext gegenzeichnen zu lassen, son-
dern die Unterschriften müssen auf einer 
Amtsstube geleistet werden. Entspre-
chend gering fällt die Bereitschaft der 
Mitbürger aus, sich derartigen Mühen zu 
unterziehen. Sollte das Vorhaben dauer-
haft Haushaltsmittel binden, so muss wei-
terhin ein Plan vorgelegt werden, der aus-
weist, an welchen Stellen Kosten einge-
spart werden, um das Projekt zu finanzie-
ren. Ein solcher Aufwand kann allenfalls 
auf kommunaler Ebene oder von extrem 
großen Organisationen erfolgreich geleis-
tet werden. Gelingt dies ausnahmsweise, 
so sehen die Vorschriften zur Volksge-
setzgebung in den einzelnen Bundeslän-
dern zumeist noch vor, dass bei einem 
anschließenden Volksentscheid ein be-
stimmtes Quorum der abgegebenen Stim-
men erreicht wird. Dies ist ebenfalls 
schwierig, denn nicht jeder Bürger inter-
essiert sich in gleichem Maße für die zur 
Abstimmung gestellte Frage. Jemand, der 
selbst in Bielefeld lebt, nimmt möglicher-
weise nur geringen Anteil daran, dass in 
der Eifel ein Naturschutzgebiet ausgewie-
sen werden soll.

Formale Hürden
Neben diesen bewusst hochgehängten 
formalen Hürden gibt es jedoch noch 
weitere Hindernisse, um eine Beteiligung 
der Bürger niedrig zu halten. Im föderati-
ven Staatsaufbau der Bundesrepublik be-
rühren wichtige politische Fragen in der 
Regel nicht nur das Land, in dem die Ab-
stimmung erfolgen soll. Als die Berliner 
Initiative zum Weiterbetrieb des Flugha-
fens Tegel das formale Verfahren erfolg-
reich durchlaufen hatte, verkauften die 
Politiker in Bund und Ländern den ver-
dutzten Berlinern, dass eine Schließung 
ihres beliebten Flughafens trotz des be-
eindruckenden Ergebnisses des entge-

genstehenden Referendums dennoch er-
forderlich sei, da entsprechende Verein-
barungen mit dem Bund und dem Land 
Brandenburg eine Abwicklung des Ver-
kehrsknotenpunkts verlangten, sobald 
der Flughafen Berlin Brandenburg „Willy 

Brandt“ in Schönefeld irgendwann ein-
mal seine Pforten öffnen sollte. 

Ähnliches erlebten die Schweizer, die 
in einer Volksabstimmung im Jahr 2010 
für die Ausschaffung, sprich Abschiebung, 
krimineller Ausländer votierten. Obwohl 

die Eidgenossen nicht in der EU sind, tra-
ten die Brüsseler Kommissare auf den 
Plan und drohten erfolgreich damit, das 
mit der Schweiz geschlossene Abkommen 
über die Personenfreizügigkeit gänzlich 
zu kündigen. Die Drohung war erfolgreich 
und der Ausschaffungsinitiative deshalb 
nur ein Teilerfolg beschieden. Noch heute 
kann die Schweiz straffällig gewordene 
EU-Bürger nicht einfach ausweisen, ohne 
damit gegen ein internationales Abkom-
men zu verstoßen.

Verträge wider den Bürgerwillen
Im EU-Mitglied Bundesrepublik ist die 
Abhängigkeit von Brüssel umso größer. 
Der größte Teil der im Bundestag verab-
schiedeten Gesetze besteht heute schon 
nur noch aus der Umsetzung Brüsseler 
Vorgaben. Es wird sich daher bei fast jeder 
wichtigen politischen Frage eine EU-
Richtlinie finden, die einem Volksbegeh-
ren entgegensteht und über das folglich 
nach EU-Recht gar nicht erst abgestimmt 
werden darf.

Eine Option mit Hindernissen
Die Hürden für Volksentscheide sind in Deutschland traditionell sehr hoch

Direkte Demokratie Vor dem Hintergrund der Thüringer Ereignisse kam unter anderem die Idee  
auf, die Bürger stärker unmittelbar an der politischen Willensbildung zu beteiligen   

Lang und beschwerlich ist in Deutschland der Weg zum Volksentscheid:  Aktivisten der Initiative „Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide jetzt verbindlich machen – Mehr Demokratie vor Ort“ stehen mit 14 023 gesammelten Unterschriften im Foyer des Hambur-
ger Rathauses, um sie an die Senatskanzlei zu übergeben� Foto: pa

Wenn in der Bundesrepublik der Ruf 
nach einer stärkeren Beteiligung des Vol-
kes an den Prozessen der politischen 
Willensbildung und der Gesetzgebung 
laut wird, dann treffen solche Forderun-
gen auf Widerstand oder zumindest er-
hebliche Vorbehalte der Parteien. Der 
bislang aussichtsreichste Gesetzesent-
wurf zur Einführung von Volksabstim-
mungen auf Bundesebene wurde von der 
Regierung unter Gerhard Schröder 2002 
vorgelegt, scheiterte jedoch am Wider-
stand der CDU. 

Einfluss der westalliierten Besatzer
Aber auch die rot-grüne Koalition stand 
einer bedingungslosen Mitbestimmung 

des Souveräns eher skeptisch gegenüber. 
So enthielt die im Bundestag eingebrach-
te Vorlage mehrere Einschränkungen. Et-
wa durfte kein Volksbegehren über die 

Wiedereinführung der Todesstrafe oder 
über eine nachteilige Veränderung der 
Stellung von Bundestagsabgeordneten 
eingeleitet werden. 

Vorbehalte gegenüber dem Volk
Diese Distanz zur Volksgesetzgebung er-
klärt sich historisch. Innerhalb der von 
den Alliierten nach 1945 wieder zugelas-
senen Parteien bestand seit Anbeginn der 
Bundesrepublik ein tief empfundenes 
Ressentiment gegenüber dem Wahlvolk, 
ging man doch davon aus, dass charisma-
tische Populisten, wie einst Adolf Hitler, 
sich über den Weg der Volksabstimmung 
erneut hinter die Schalthebel der Macht 
setzen könnten, um die Demokratie aus-

zuhöhlen. Es war der spätere Bundesprä-
sident Theodor Heuß, der sich im Parla-
mentarischen Rat gegen die Aufnahme 
von Plebisziten in das Grundgesetz 

wandte und diese als „Prämie für jeden 
Demagogen“ bezeichnete. Tatsächlich 
hatte jedoch die Mehrheit der Abgeord-
neten des Reichstages 1933 das Ermächti-
gungsgesetz durchgewinkt und den Na-
tionalsozialisten die uneingeschränkte 
Macht in Deutschland zu Füßen gelegt. 
Auch Heuß selbst votierte damals für die 
Aufhebung der Demokratie. 

In Ableugnung dieses Faktums werte-
ten die Väter des Grundgesetzes die Par-
teien in ihrer Bedeutung erheblich auf. 
Ihre Vertreter sehen in der Möglichkeit 
einer Volksabstimmung eine lästige Kon-
kurrenz, die ihren Einfluss auf die Ge-
schicke des Landes erheblich begrenzen 
könnte.� D.P.

HISTORISCHER HINTERGRUND

Eine lästige Konkurrenz für die Parteien
Warum die Bundesrepublik eine indirekte Demokratie ist 

Kurzporträts

Ralf-Uwe Beck ist Vor-
standsvorsitzender des 
Vereins „Mehr Demokra-
tie“, der sich für direkte 
Bürgerbeteiligung und 
Wahlrechtsreformen 
einsetzt

Susanne Fürst stellte 
in Österreichs National-
rat einen FPÖ-Gesetzes-
entwurf zur Absenkung 
der Anforderungen für 
die Einleitung von Volks-
begehren vor

Ministerpräsident Mi-
chael Kretschmer hat 
im letzten Landtagswahl-
kampf mehrere Vorstö-
ße zur Stärkung der di-
rekten Demokratie in 
Sachsen gewagt

Theodor Heuss, der 
Hitler im Reichstag 

den Weg ebnen half, 
lehnte Plebiszite als 

„Prämien für 
Demagogen“ ab

DEUTSCHLAND

Ein Vergleich 
zwischen Ost 

und West
Rasch nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges begannen die Siegermächte in Ost 
und West damit, die von ihnen besetz-
ten Teile Deutschlands staatlich ihren 
Vorstellungen entsprechend neu zu 
ordnen. Ein ausgerufenes Ziel war da-
bei die Demokratisierung des unter-
worfenen Landes. 

Territoriale Neugliederung
In den großteils künstlich geschaffenen 
Ländern setzten unter strenger Regle-
mentierung der Alliierten verfassungs-
gebende Prozesse ein. Bei den Debat-
ten um die jeweiligen Landesverfas-
sungen spielte die Frage über direktde-
mokratische Mitbestimmungselemen-
te zunächst eine bedeutende Rolle. Al-
lerdings hängte man die Voraussetzun-
gen für die Einleitung von Volksent-
scheiden so hoch, dass sie praktisch 
weitestgehend bedeutungslos blieben. 
Auch über die Landesverfassungen 
selbst durften die Deutschen nur in 
acht Fällen selbst abstimmen. 

Ausbau der Parteienmacht
Das später erarbeitete Grundgesetz 
kennt ein Plebiszit nur im Falle einer 
territorialen Neugliederung des Bun-
desgebietes, wie es etwa 1996 bei der 
gescheiterten Abstimmung über die 
Zusammenlegung von Brandenburg 
und Berlin durchgeführt wurde. In der 
ersten Verfassung der DDR stand man 
Volksabstimmungen zumindest pro 
forma wesentlich aufgeschlossener ge-
genüber, auch wenn die Deutschen 
dort nur insgesamt einmal an die Ur-
nen gerufen wurden, um genau jene 
Verfassung wieder zu ersetzen.

Im Westen konnten die politischen 
Parteien derweil ihre Macht immer 
weiter ausbauen. Sie zeigten nur wenig 
Interesse daran, ihre Position durch die 
alternative Möglichkeit einer Volksge-
setzgebung gefährden zu lassen. Nach 
dem Beitritt der DDR zum Bundesge-
biet kam zwar neue Bewegung in die 
erstarrte Debatte und heute bestehen 
in fast allen Landesverfassungen di-
rektdemokratische Mitwirkungsmög-
lichkeiten. Jedoch sind die Erfordernis-
se weiterhin so hoch, dass sie praktisch 
keine Relevanz besitzen.� D.P.

In den 
Besatzungszonen 

hatten die Besatzer 
mehr Vertrauen zu 
den Politikern als zu 

den Besetzten
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VON RENÉ NEHRING

D ie Erschütterung ist groß 
und nachhaltig. Seitdem in 
der vergangenen Woche 
der Liberale Thomas Kem-
merich mit Stimmen der 
AfD zum thüringischen Mi-

nisterpräsidenten gewählt wurde, versuchen 
CDU und FDP, möglichst hohe Dämme zur 
Alternative für Deutschland zu errichten und 
jegliche Zusammenarbeit mit ihr auszuschlie-
ßen. Mit zum Teil schrillen Tönen weisen sie 
sich zudem die Schuld für die entstandene 
Lage zu. Mit dem Rückzug Annegret Kramp-
Karrenbauers vom Amt der CDU-Vorsitzen-
den ist aus einem lokalen Ereignis eine verita-
ble Krise der gesamten Republik geworden. 

In der Aufregung der vergangenen Tage 
blieb freilich eine bedeutsame Frage unbe-
rücksichtigt: Wie konnte es überhaupt zu den 
Erfurter Verhältnissen kommen? Wie konnte 
es insbesondere dazu kommen, dass die thü-
ringische CDU, die seit der Gründung des 
Freistaates 1990 lange stabil über 40 Prozent 
der Wählerstimmen eingefahren hatte und 
mit Bernhard Vogel 1999 sogar die absolute 
Mehrheit gewann, bei den Landtagswahlen 
im Herbst des vergangenen Jahres nur noch 
21,8 Prozent erzielte? 

Noch bei der Landtagswahl 2014 waren die 
Christdemokraten mit 33,5 Prozent stärkste 
Kraft geworden, mit über 5 Prozent Vorsprung 
vor den Linken. Diese Wahl fand jedoch vor 
der migrationspolitischen Wende von Bundes-
kanzlerin Merkel im Sommer 2015 statt. Seit 
jenen schicksalhaften Tagen hat die Union – 
einschließlich der CSU – bei nahezu allen 
Wahlen dramatisch an Zustimmung verloren: 
2016 in Baden-Württemberg 12,0 Prozent, 
2017 bei der Bundestagswahl 8,6 Prozent, 2018 
bei den Landtagswahlen in Bayern 10,5 Pro-
zent und in Hessen 11,3 Prozent sowie 2019 bei 
der Wahl zum Europäischen Parlament 7,5 
Prozent, bei der Landtagswahl in Sachsen 7,3 
Prozent und eben in Thüringen 11,8 Prozent. 

Niedergang ohne Folgen
Diese Zahlen verdeutlichen, dass die Verant-
wortung für den Zustand der CDU keineswegs 
in Erfurt liegt, sondern in Berlin. Normaler-
weise würde eine solch verheerende Entwick-
lung ernsthafte Debatten über den Kurs der 
Partei und das Spitzenpersonal auslösen. Als 
die SPD im Frühjahr 2005 ihr traditionell 
wichtigstes Land Nordrhein-Westfalen verlor, 
stellte deren Bundeskanzler Gerhard Schröder 
sofort die Vertrauensfrage, um diese Dynamik 
gar nicht erst in Gang geraten zu lassen. 

Nicht jedoch bei der CDU unserer Tage. 
Hier konnte Angela Merkel, die in den letzten 
20 Jahren – zunächst als Partei- und Frakti-
onsvorsitzende, dann als Bundeskanzlerin – 
wie niemand sonst den Kurs der Partei ge-
prägt hat, trotz aller Wahlniederlagen einfach 
weitermachen. Zwar legte sie vor anderthalb 
Jahren den Vorsitz ihrer Partei nieder, doch 
wagte es bisher keiner zu fordern, dass Mer-
kel auch ihr Amt als Bundeskanzlerin nieder-
legen müsse, um der Union einen echten 
Neuanfang zu ermöglichen. 

Diese Zurückhaltung ist mehr als erstaun-
lich. Denn die Stimmenverluste der Union 
unter der Ägide Angela Merkels kamen ja nicht 
aus heiterem Himmel, sondern gingen einher 
mit fundamentalen Kursänderungen auf 
grundlegenden Politikfeldern: zum Beispiel in 
der Energiepolitik, im Verkehrswesen (Stich-
wort: Diesel) und in der Migrationspolitik, die 
wiederum dramatische Folgen für die innere 
Sicherheit hatte. Auf diesen und anderen Ge-
bieten gab die Partei nach und nach klassische 
Grundsätze auf und näherte sich – mit dem 
Ziel einer neuen Koalitionsoption – insbeson-
dere den Grünen als potenziellem Partner an. 

Um so bemerkenswerter ist, wie treu die 
CDU mit ihren hunderttausenden Mitgliedern 
und tausenden Mandatsträgern auf allen Ebe-

Eine Volkspartei am Abgrund
Wenige Tage nach den Ereignissen von Thüringen haben die Erschütterungswellen die Bundespolitik erreicht.  

Der Rücktritt der CDU-Vorsitzenden offenbart die tiefe Verunsicherung der größten Regierungspartei 

nen des Staates der Kanzlerin auf deren Weg 
der programmatischen Entkernung folgte und 
dabei wacker eine Wahlklatsche nach der an-
deren erduldete. Selbst als sich nach der Bun-
destagswahl 2017 die Freien Demokraten einer 
Regierungsbeteiligung verweigerten, weil sie 
keine Lust hatten, nur der lästige Mehrheits-
beschaffer in einem eigentlich schwarz-grü-
nen Bündnis zu sein, gab es keinerlei Nach-
denken darüber, ob der Kurs der Partei noch 
der richtige ist, wenn sich der jahrzehntelange 
natürliche Koalitionspartner abwendet. 

Ebenso folgenlos blieben lange Zeit die 
Gründung der AfD und deren rasante Wahl-
erfolge, obwohl gerade diese dokumentierten, 
dass sich nicht nur geringe Teile des Bürger-
tums von der Union abgewendet haben, son-
dern Millionen Wähler. Anstatt in sich zu ge-
hen und zu fragen, wie diese verprellten Bür-
ger wieder zurückzugewinnen wären, ließen 
die Kanzlerin und ihre Getreuen die Wirt-
schaftsliberalen und Konservativen einfach 
ziehen und rückten noch ein Stückchen wei-
ter zu den Grünen und Sozialdemokraten hin-
über. Solange die CDU nach den jeweiligen 
Wahlen noch eine Regierungsbeteiligung er-
reichen konnte, blieb die Welt in Ordnung. 

Ende einer Entwicklung
Mit Thüringen ist dieser Weg nun an ein Ende 
gekommen. In einem Bundesland, in dem die 
CDU lange Zeit so etwas wie die Staatspartei 
war, ist sie nur noch hilflose Getriebene. Die 
Parteien links und rechts von der Mitte geben 
nicht nur den Ton an – sie sind inzwischen die 
eigentlichen Gestalter der politischen Ereig-
nisse. Die Kraft der Union reicht offenkundig 
nur noch aus, um – mit der ganzen Autorität 
des Kanzleramtes – die Wahl eines FDP-Mi-
nisterpräsidenten zu torpedieren und ihn zum 
Rücktritt zu nötigen. Eine positive Gestal-
tungsoption hat sie nicht mehr. 

Natürlich lässt sich einwenden, dass Thü-
ringen nur ein einzelnes Bundesland ist. Doch 
zeigt das Schicksal des sozialdemokratischen 
Koalitionspartners, wie schnell aus einem ver-
meintlichen Ausrutscher ein Dauerzustand 
werden kann. 1999 stürzten die Genossen im 
Nachbarland Sachsen auf 10,7 Prozent ab, in-
zwischen sind sie auch auf Bundesebene fast 

auf diesem Niveau angekommen. Zudem zei-
gen auch die oben genannten Ergebnisse in 
den anderen Ländern einen deutlichen Trend. 

Die Vorgänge in Thüringen und die Reak-
tionen darauf offenbaren nicht zuletzt auch 
die personellen Schwächen an der gegenwär-
tigen Spitze der Union. Natürlich sollte man 
sich vor historischen Vergleichen hüten, da 
diese zumeist hinken: Aber die führenden 
Köpfe von CDU und CSU vergangener Tage 
liefen oftmals erst richtig zu Hochform auf, 
wenn sie unter öffentlichem Druck standen. 
Als Konrad Adenauer 1952 mit den westlichen 
Besatzungsmächten den Bonner Vertrag über 
die Teilsouveränität der Bundesrepublik ab-
schloss, erfuhr auch er von der damaligen Lin-
ken und der Presse vollen Gegenwind – und 
reagierte mit der legendären Formel: „Wir 
stehen vor der Wahl zwischen Sklaverei und 
Freiheit. Wir wählen die Freiheit!“ Als die so-
zialliberale Koalition in den 70er Jahren mit 
den Ostverträgen eine abschließende Antwort 
auf die offene deutsche Frage geben wollte, 
zog die bayerische Staatsregierung unter 
Franz Josef Strauß vor das Bundesverfas-
sungsgericht und bewirkte, dass das Ziel der 
staatlichen Einheit Deutschlands nicht aufge-
geben werden durfte. Und als 1982/83 hun-
derttausende gegen die Nachrüstungspolitik 
der NATO demonstrierten, beugte sich der 
frisch gewählte Kanzler Helmut Kohl (wie 
schon sein sozialdemokratischer Vorgänger 
Helmut Schmidt) keinesfalls dem enormen 
Druck der „Friedensbewegung“. 

Geradezu legendär war auch Kohls Auf-
treten 1991 in Halle, als er von Jusos mit Eiern 
beworfen wurde und sich nicht hinter seinen 
Leibwächtern versteckte, sondern direkt auf 
die pöbelnden Demonstranten losging. Heu-
te reichen ein paar linke Demonstranten vor 
dem Thüringer Landtag und ein paar Zwi-
schenrufe des politischen Gegners – und die 
Kanzlerin dekretiert von Südafrika aus, dass 
die Wahl eines FDP-Ministerpräsidenten mit 
den Stimmen der CDU ein „unverzeihlicher“ 
Fehler sei und deshalb „rückgängig gemacht 
werden muss“, weil der Mann der Mitte Stim-
men von der falschen Seite bekommen hatte. 

Der Vergleich zu Kohl ist auch in anderer 
Hinsicht aufschlussreich. Während der alte 

Kanzler fast jede große Rede mit den Worten 
„Gott schütze unser deutsches Vaterland!“ 
beendete – unter anderem kurz vor Weih-
nachten 1989 in Dresden –, nahm seine Nach-
folgerin am Abend der Bundestagswahl 2013 
dem braven Parteisoldaten Hermann Gröhe 
die Deutschlandfahne aus der Hand, die jener 
jubelnd über das Wahlergebnis auf die Bühne 
des Adenauer-Hauses mitgebracht hatte. 
Wohlgemerkt: die schwarz-rot-goldene Flag-
ge, die noch immer die offizielle Flagge der 
Bundesrepublik Deutschland ist. Derlei Ges-
ten sagen mehr als alle Parteiprogramme. 

Ausblick
Wie sehr sich in der Ära Merkel die Koordina-
ten der CDU verschoben haben, zeigt nicht 
zuletzt der Umgang mit der Werteunion. An-
statt froh darüber zu sein, dass es nach der 
Gründung der AfD noch eine Gliederung gibt, 
die den verbliebenen Konservativen eine Hei-
mat innerhalb der Partei bietet, wird die Wer-
teunion verbissen bekämpft; zum Teil mit 
einem Vokabular („Krebsgeschwür“, Elmar 
Brok und Annette Widmann-Mauz), das an 
die schlimmsten Zeiten der jüngeren deut-
schen Geschichte erinnert. 

Wer auch immer das Erbe von Angela Mer-
kel und Annegret Kramp-Karrenbauer antre-
ten wird, steht vor einer kaum zu bewältigen-
den Aufgabe. Er – zum Redaktionsschluss die-
ser Ausgabe wurden nur männliche Kandida-
ten genannt – muss einerseits die verprellten 
Konservativen und Wirtschaftsliberalen zu-
rückgewinnen und zugleich verhindern, dass 
auf der anderen Seite des politischen Spekt-
rums Wähler zu den Grünen oder der SPD ab-
wandern. Es geht also weniger darum, nach 
„rechts“ oder „links“ zu rücken, sondern über-
haupt erst einmal wieder eine Glaubwürdig-
keit zu gewinnen, die den Wählern verschie-
denster Richtungen eine Orientierung bietet. 

Vor allem muss der Neue schnellstmög-
lich einen Wechsel im Kanzleramt herbeifüh-
ren. Ansonsten wird auch er wie AKK ein Kö-
nig ohne Land sein, den die Kanzlerin jeder-
zeit mit ihrer Richtlinienkompetenz in die 
Parade fahren kann. Dann wird für die Union 
alles beim alten bleiben – was bedeutet, dass 
es für sie weiter nach unten gehen wird. 

Machte den Weg frei für eine Neuausrichtung ihrer Partei: die scheidende CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer� Foto: imago images/Reiner Zensen
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VON BODO BOST

D ie Neo-Osmanisierung der 
Türkei unter Präsident Recep 
Tayyip Erdoğan beinhaltet 
auch ein weitgehendes neo-

osmanisches Bildungsprogramm, dessen 
Ziel die Einflussnahme auf junge, tür-
kischstämmige Menschen auch im Aus-
land ist. Deshalb hat die Türkei bereits 
seit Langem Schritte zur Einführung ihres 
Schulsystems auch in Deutschland ergrif-
fen. Im April letzten Jahres wurde eine 
gemeinnützige Gesellschaft, eine Tochter 
der türkischen Maarif-Stiftung, in Köln 
gegründet und ins Handelsregister einge-
tragen. Diese Maarif-Foundation ist welt-
weit dafür zuständig, in der Diaspora die 
Bildungspolitik im Sinne der Erdogan-
Partei AKP auszurichten. 

Sorge um eigene Auslandsschulen
Ein Grundkonflikt mit dem deutschen 
Schulrecht scheint programmiert, denn 
für alle Schulen in Deutschland gilt deut-
sche Schulaufsicht. Allerdings wird es eine 
deutsche Schulaufsicht kaum wagen, ge-
gen eine türkische Auslandsschule diszi-
plinarisch vorzugehen und sie zu schlie-
ßen, weil dies auch die drei deutschen 

Schulen in der Türkei treffen würde und 
wegen der in Deutschland lebenden 
3,5 Millionen Türken. Ein solcher Konflikt 
hätte zudem sicher auch außenpolitische 
Implikationen. 

Mit den drei deutschen Auslandsschu-
len in der Türkei, um die es schon seit Jah-
ren vermehrt Konflikte, etwa um Weih-
nachtsfeiern, gibt, hat die Türkei enorme 
Druckmittel in dieser Frage in der Hand, 
die sie auch einsetzen wird, das hat die 
Vergangenheit immer wieder gezeigt. Der 
Sinn der deutschen Schulen in der Türkei, 
die während der deutsch-türkischen 
Freundschaft im Osmanenreich gegrün-
det wurden, war zunächst die Schulbil-
dung der Kinder deutscher Fachkräfte 
und Militärangehöriger, die befristet in 
die Türkei entsendet worden waren. Mit 
der Gastarbeiterzeit kamen dann die Kin-
der aus binationalen deutsch-türkischen 
Familien hinzu. 

Bei beiden Gruppen handelt es sich je-
doch nicht um typische Auswanderer, wie 
bei den Türken in Deutschland, die be-
wusst aus wirtschaftlichen oder politi-
schen Gründen ihrem Heimatland den 
Rücken gekehrt und sich ein neues Land 
gesucht haben, in das sie sich mehr oder 
weniger integrieren wollen. Eine Integra-

tion will Erdogan jedoch verhindern. Im-
mer wieder trichtert er seinen türkischen 
Landsleuten bei Reden in Deutschland ein, 
sich nicht in ihre Gastländer zu integrie-
ren. Er möchte sie politisch zum eigenen 
Machterhalt instrumentalisieren. 

Skepsis in allen Parteien
Das ist ihm bei den letzten Wahlen sogar 
gelungen. Erdogan konnte das Präsidial-
system in der Türkei nur einführen, weil er 
unter den Auslandstürken eine große 
Mehrheit hatte, nicht in der Türkei selbst. 
Auch die Zustimmung für Erdogans AKP 
ist in Deutschland größer als in der Türkei 
selber. Diese AKP-Anhänger sollen nun als 
Dank Schulen erhalten, die sie in ihrer Pa-
rallelgesellschaft unterstützen.

Auch in den türkischen Ditib-Mo-
scheen wird seit Erdogan immer mehr 

politische Indoktrination betrieben, wie 
sie dem religiös-politischen Konzept der 
Muslimbruderschaft entspricht, dem Er-
dogan sehr nahe steht. Es wurden in den 
letzten Jahren sogar einige Fälle bekannt, 
in denen Ditib-Imame ihre eigenen Ge-
meinden im Auftrag türkischer Behörden 
ausspioniert haben. Genauso wie unter 
dem Deckmantel der Religionsfreiheit die 
Religion und Moscheen als religiöse Räu-
me von Erdogan instrumentalisiert wer-
den, könnte in Zukunft auch der Bildungs-
auftrag missbraucht werden, warnen Kriti-
ker der neuen türkischen Schulen. 

Obwohl der Entwurf des deutsch-türki-
schen Schulabkommens der Öffentlichkeit 
noch nicht vorliegt, warnen im politischen 
Berlin bereits alle Parteien vor der Grün-
dung türkischer Schulen in Deutschland, 
sofern diese Orte der Propaganda des Sys-
tems Erdogan werden. Die Union fürchtet 
sogar den Einstieg in ein „paralleles Schul-
system“ in Deutschland. Die Erfahrungen 
mit dem „Partner“ Türkei sind in den letz-
ten Jahren fast nur noch negativ. Erdogan 
ist nicht bereit, Abstriche an seinem funda-
mentalistisch-islamischen Kurs zuzulassen. 
Unter ihm verstößt die Türkei permanent 
gegen Prinzipien der Meinungs- und Pres-
sefreiheit sowie Rechtsstaatlichkeit.

SCHULPOLITIK

Paralleles Schulsystem à la Erdogan
Ankara will in Deutschland eigene Schulen gründen – Kritiker fürchten Behinderung der Integration

Nach den Auftritten auf Großveranstaltungen während seines letzten Deutschlandbesuchs möchte Erdogan nun auch mit eigenen Auslandsschulen Deutschlands Türken indok-
trinieren: Der türkische Präsident und AKP-Vorsitzende in der Kölner Lanxess-Arena� Foto: pa

Am 15. März finden in Bayern Kommunal-
wahlen statt. In der Landeshauptstadt 
München kandidiert für die AfD Iris Was-
sill. „Als gebürtige Münchnerin in dritter 
Generation liegt mir die Stadt und ihre Be-
ziehung zum Umland besonders am Her-
zen“, so die Volljuristin, die bei einem Ver-
sicherungskonzern arbeitet. Wohnen, Ver-
kehr und Kriminalitätsbekämpfung nannte 
sie in einer Vorstellungsrede als Schwer-
punktthemen und betonte: „Unsere wich-
tigste Aufgabe ist es, München davor zu 
bewahren, eine grüne politische Hölle zu 
werden.“ Die 50-Jährige prognostiziert der 
AfD ein zweistelliges Ergebnis, räumt aber 

Schwierigkeiten während des Wahlkamp-
fes ein: „Wir haben Probleme, Räume und 
Kandidaten zu finden.“ 

Diese Einschätzung teilen viele Partei-
kollegen. „Die Haupthürde ist die geringe 
Mitgliederzahl“, sagt die Kreischefin von 
München-Ost, Christina Specht. Knapp 
130 sind es insgesamt. Und von ihnen ist 
nur ein Teil bereit, sich aufstellen zu las-
sen. „Die Leute trauen sich nicht“, sagt 
Specht, und der Fürstenfeldbrucker 
Kreisvorsitzende Florian Jäger ergänzt: 
„Es ist eben das eine, in die Wahlkabine zu 
gehen. Da sieht mich keiner. Das andere 
ist, sich zu engagieren.“

Selbst in Hochburgen wie Rosenheim, 
wo die Alternative über 160  Mitglieder 
verfügt, war es schwierig, die Liste voll-
zubekommen. „Nicht jeder will sich enga-
gieren. Das ist ein allgemeines Problem. 
Bei uns kommt das persönliche Risiko 
hinzu“, sagt der Kreisvorsitzende Andreas 
Winhart. Während der Landesvorstand 
erklärt, es sei trotz aller Widrigkeiten ge-
lungen, in allen relevanten Gemeinden 
Listen einzureichen, haben die Aktivisten 
an der Basis zu kämpfen. „80 Prozent 
unserer Plakate werden zerstört. Zudem 
werden Gastwirte unter Druck gesetzt, 
und die Medien schreiben uns runter“, er-

klärte der Erdinger Kreischef Wolfgang 
Kellermann, der trotzig ankündigt: „Das 
macht uns aber noch stärker.“ Selbst bun-
despolitische Prominenz hat Probleme, 
angekündigte Wahlkampftermine wie ab-
gesprochen durchzuführen. „Die Ent-
scheidung der Wirte, uns keine Räume zu 
geben, fällt oft nicht freiwillig. Sie würden 
gerne, sind aber oft verängstigt und wer-
den unter Druck gesetzt“, teilt die AfD 
mit. Am Ende hofft die Partei dennoch auf 
einen Wahlerfolg: „Die Zustimmung in 
der Bevölkerung ist sehr hoch. Und in der 
Wahlkabine schaut ja noch keiner zu“, 
sagt Winhart.� Peter Entinger

BAYERNS AFD

„Die Leute trauen sich nicht“
Im aktuellen Kommunalwahlkampf hat die Partei mit zahlreichen Repressalien zu kämpfen

b MELDUNGEN

Zweiter 
Wahlgang
Leipzig – Bei den Oberbürgermeister-
wahlen in Leipzig war Amtsinhaber 
Burkhard Jung (SPD) mit nur 29,8 Pro-
zent seinem christdemokratischen 
Herausforderer, dem sächsischen 
Wissenschaftsminister Sebastian 
Gemkow, mit 31,6 Prozent unterlegen 
gewesen. Durch den Verzicht der Kan-
didaten von Linkspartei und Grünen 
sind die Chancen Jungs im zweiten 
Wahlgang aber deutlich größer gewor-
den. Franziska Riekewald (Linke) 
empfahl ihren mehr als 30 000 Wäh-
lern, im zweiten Durchgang am 1. März 
für Jung zu stimmen. Gerade nach den 
Wahlvorgängen im Erfurter Landtag 
gelte es, klare Kante gegen Rechts zu 
zeigen: „Verhindern wir ein zweites 
Thüringen.“ Auch die Grünen-Kandi-
datin Katharina Kreft, die wie die Lin-
ke auf ein zweistelliges Ergebnis ge-
kommen war, verzichtet und rief zur 
Wahl Jungs auf. Aus dem Rennen ist 
auch AfD-Kandidat Christoph Neu-
mann, der knapp neun Prozent erziel-
te und auf eine Wahlempfehlung ver-
zichtete.� P.E.

Zweifel an 
Messverfahren
Frankfurt am Main – Die Qualitäts-
gemeinschaft für nachhaltige Dün-
gung und Ressourcenschutz (QDR) 
zweifelt am Messverfahren zur Er-
mittlung des Nitratgehalts im Grund-
wasser. Laut dem QDR-Vertreter Alex-
ander Neumann bildet das deutsche 
Messnetz die Nitrat-Belastungssitua-
tion nicht repräsentativ ab, sodass die 
von Deutschland an die EU gemelde-
ten Nitratwerte im Grundwasser weit 
über den tatsächlichen Werten in 
landwirtschaftlichen Gebieten liegen. 
Aus Sicht des Agraringenieurs beru-
hen die für den EU-Nitratbericht rele-
vanten Daten nur auf einem dünnen 
Netz von vergleichsweise wenigen 
Messpunkten. Einige Messpunkte 
würden zudem nicht einmal in land-
wirtschaftlich genutzten Flächen lie-
gen. Die EU-Kommission hatte 
Deutschland wegen zu hoher Nitrat-
werte im Jahr 2018 beim Europäischen 
Gerichtshof verklagt und Recht erhal-
ten. Um hohe Strafzahlungen an die 
EU abzuwenden, muss Deutschland 
bis zum Juli eine neue Düngeverord-
nung implementieren.� N.H.

Zügige 
Bearbeitung
Berlin – Nach Informationen des Bun-
desverwaltungsamts (BVA) wurden be-
reits 90 Prozent der Anträge auf eine 
Anerkennungsleistung für ehemalige 
deutsche zivile Zwangsarbeiter bear-
beitet. Bis Ende vergangenen Jahres 
wurden demnach von insgesamt 46 698 
Anträgen 41 840 abschließend begut-
achtet. Eine Bewilligung der Anerken-
nungsleistung erhielten 35 582 der An-
tragsteller, 5305 wurden bisher abge-
lehnt. Weitere 4858 Anträge stehen 
noch zur Prüfung an. Das BVA ist um 
eine zügige Bearbeitung bemüht, da die 
Antragsteller in der Regel über 80 Jahre 
alt sind. Bernd Fabritius, der Beauftrag-
te der Bundesregierung für Aussiedler-
fragen und nationale Minderheiten, 
lobte die Empathie der Mitarbeiter des 
BVA. Er hofft, noch in diesem Jahr den 
letzten Anerkennungsbescheid über-
reichen zu können. � MRK

Ein Grundkonflikt 
mit dem deutschen 
Schulrecht scheint 

programmiert
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VON NORMAN HANERT

N achdem Polizisten, Rettungs-
kräfte und Mandatsträger 
immer öfter zum Opfer von 
Gewalt werden, beklagt auch 

die Politik eine zunehmende Verrohrung 
der Gesellschaft und verspricht ein Ge-
gensteuern. Neue Daten aus Berlin zeigen 
allerdings, dass ausgerechnet bei Roh-
heitsdelikten die Strafverfahren immer 
öfter eingestellt wurden.

Aus einer Antwort der Senatsverwal-
tung für Justiz auf eine parlamentarische 
Anfrage des FDP-Innenexperten Marcel 
Luthe geht hervor, das von 2015 bis 2019 
die Zahl der Verfahren gegen namentlich 
bekannte Tatverdächtige von 157 675 auf 
174 345 im vergangenen Jahr gestiegen ist. 
Laut den Angaben der Justizverwaltung 
nahm zudem die Zahl der Ermittlungsver-
fahren gegen unbekannte Täter von 63 681 
auf 95 879 stark zu. 

Erstaunlicherweise aber sank die Zahl 
der Anklagen im selben Zeitraum von 
26 322 auf nur noch 25 074. Bemerkens-
wert ist hierbei die Antwort der Senats-
verwaltung für Justiz auf die Frage, bei 
welchen Deliktgruppen im vergangenen 
Jahr die Verfahren eingestellt wurden: In 
17 400 Fällen handelte es sich um Vermö-
gens- und Fälschungsdelikte, Urkunden-
fälschung, Geld- und Wertzeichenfäl-
schung. In etwa 8300 eingestellten Ver-
fahren war zu Rohheitsdelikten und Straf-
taten gegen die persönliche Freiheit er-
mittelt worden. Weitere 10 000 Verfah-
renseinstellungen betrafen „Sonstige De-
likte des Strafgesetzbuches“.

Selbst Rohheitsdelikte ungesühnt
Luthe sieht diese Daten als Beleg für die 
höhere Belastung von Polizei, Staatsan-
waltschaften und auch der Gerichte in 
Berlin. Diese müssten aus Sicht des FDP-
Politikers statt durch ein „tröpfchenwei-
ses“ Umsteuern durch massive Investitio-
nen gestärkt werden. Tatsächlich steht 
das gesamte deutsche Justizsystem durch 
die bevorstehende Pensionierungswelle 
der Baby-Boomer-Generation vor einem 
massiven Personalproblem. 

Holger Pröbstel, Vorsitzender des 
Deutschen Richterbunds in Thüringen, 
wies bereits vergangenes Jahr darauf hin, 
dass bis 2031 bundesweit rund 40 Prozent 

aller Richter und Staatsanwälte in den Ru-
hestand gingen. In den östlichen Bundes-
ländern würden bis 2031 sogar fast zwei 
Drittel des gesamten Personals aller Rich-
ter und Staatsanwälte in den Ruhestand 
gehen. In Pension geht hier eine ganze 
Generation von Juristen, die nach 1990 
das Justizsystems in den neuen Bundes-
ländern aufgebaut haben.

Wie dünn die Personaldecke schon 
jetzt ist, wird in Brandenburg deutlich. 
Dort nannte Justizministerin Susanne 
Hoffmann (parteilos) unlängst im Land-
tag die Zahl von 746 Richtern, die derzeit 
an Brandenburgs Gerichten arbeiteten. 
Da der tatsächliche Personalbedarf mit 
850 Richterstellen angegeben wird, be-
deutet die genannte Zahl, dass derzeit 
mehr als 100 Richter allein in Branden-
burg fehlen. Das Beispiel der erst im 
Herbst auf Vorschlag der CDU neu ins 
Amt gekommenen Justizministerin macht 
zudem deutlich, wie prekär die Lage ins-
besondere bei Spitzenpersonal ist: Die 
Verwaltungsjuristin Hoffmann hatte erst 

im Juni 2019 die Nachfolge des verstorbe-
nen Generalstaatsanwaltes Erardo C. 
Rautenberg übernommen. Mit der Ernen-
nung der 60-Jährigen zur Justizministerin 
ist der Posten des Chefanklägers in Bran-
denburg seit November erneut unbesetzt. 
Schon die Nachfolgeregelung für den 
langjährigen Generalstaatsanwalt Rau-
tenberg hatte sich fast ein Jahr hingezo-
gen. In Brandenburg ist der Chefankläger 
für die vier Staatsanwaltschaften in Pots-
dam, Cottbus, Neuruppin und Frankfurt 
(Oder) zuständig.

Spitzenposten unbesetzt
Die für den östlichen Teil des Bundeslan-
des zuständige Staatsanwaltschaft in 
Frankfurt (Oder) hat derzeit einen beson-
ders dreisten Fall von Diebstahl auf den 
Tisch bekommen: Bislang unbekannte 
Tatverdächtige hatten Anfang Februar im 
Ort Peitz (Landkreis Spree-Neiße) ein 
Denkmal für die Gefallenen des Ersten 
Weltkrieges gestohlen. Die entwendete 
Hohlgussstatue bringt es auf mehrere 

Zentner Gewicht und ist etwa 3,50 Meter 
breit und 3,20 Meter hoch. Polizeibeam-
ten konnten das Denkmal mittlerweile, 
verstaut in einem Fahrzeug und mit diver-
sen Beschädigungen, in Peitz sicherstel-
len. Von den Metalldieben fehlt bislang 
jede Spur.

Inzwischen werden auch von den 
Schutzzäunen, die entlang von Oder und 
Neiße gegen die Einschleppung der Afri-
kanischen Schweinepest aufgestellt wur-
den, Beschädigungen und Diebstähle ge-
meldet. Nachdem östlich der Grenze in-
fizierte Wildschweine aufgetaucht waren, 
hatte die Landesregierung in den Kreisen 
Spree-Neiße, Oder-Spree und im Stadtge-
biet von Frankfurt (Oder) über eine Län-
ge von 120 Kilometern mobile elektrische 
Drahtzäune aufbauen lassen. Erste Be-
schädigungen wurden bereits kurz nach 
der Fertigstellung des Zauns gemeldet. 
Aus Frankfurt (Oder) wurde nun zudem 
berichtet, unbekannte Metalldiebe hätten 
Kabelmaterial und auch ein Stromgerät 
abmontiert.

JUSTIZ IN DER KRISE

Tausende Verfahren einfach eingestellt
Immer mehr Tatverdächtige entgehen einem Urteil, weil das Personal für ein Verfahren fehlt

100 Richter fehlen derzeit allein in Brandenburg: Justiz ist zunehmend überlastet, der Rechtsstaat leidet� Foto: pa

b KOLUMNE

Der sogenannte Mietendeckel des Berli-
ner Senats war ein Lieblingsprojekt der 
Linkspartei. Nun droht der Versuch, per 
Gesetz Mieterhöhungen auszuschließen, 
zu scheitern. Für die öffentliche Wahr-
nehmung von Rot-Rot-Grün in Berlin wä-
re das ein schlag ins Kontor. Gerade die 
Linkspartei hat Mietern große Hoffnun-
gen gemacht. 

Aus der Senatsverwaltung heißt es: 
„Wer am Stichtag 18. Juni 2019 in einer 
Wohnung wohnte und am Tag des In-
krafttretens des Gesetzes immer noch in 
dieser Wohnung wohnt, dessen Miete 
wird auf dem Stand des 18. Juni 2019 ein-
gefroren.“ CDU und FDP wollen wegen 
des Mietendeckels das Bundesverfas-
sungsgericht anrufen. Doch ob dort über-
haupt eine materielle Prüfung erforder-
lich ist, scheint nun zweifelhaft. Marco 
Wanderwitz (CDU), Parlamentarischer 

Staatssekretär im Bundesinnenministeri-
um, hat nun erklärt, dass das Berliner 
„Gesetz“ gar nicht in die Gesetzgebungs-
kompetenz eines Bundeslandes fällt. Die 
Eigentums- und Vertragsfreiheit der 
Wohnungseigentümer würde beeinträch-
tigt. Sogar Vermieter, die nur geringe Mie-
ten verlangen, wären betroffen. Das ver-
stieße gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Land ist wohl gar nicht zuständig
Selbst Neuvermietungen will der rot-rot-
grüne Senat reglementieren: „Wenn 
Wohnraum nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes wiedervermietet wird, ist es per 
Gesetz verboten, eine höhere als die ein-
gefrorene Miete zu nehmen.“ Die Be-
fürchtung geht um, dass damit die Woh-
nungsnot noch verstärkt würde, weil viele 
Vermieter nicht bereit sein könnten, ihre 
Wohnung zu diesen Bedingungen neu zu 

vermieten. Stattdessen könnten sie sie 
einfach als Eigentumswohnung an einen 
Selbstnutzer verkaufen. In anderen Län-
dern wie Spanien, wo lange eine Art Mie-
tendeckel herrschte, ist genau dies mas-
senhaft geschehen. 

Müller war gewarnt
Der Regierende Bürgermeister Michael 
Müller (SPD) wurde parteiintern gewarnt. 
Verfassungsrechtler Ulrich Battis hatte 
eingewendet: Falls der Senat kein Neu-
bau-Beschleunigungsprogramm auflege, 
werde der Deckel vom Verfassungsgericht 
kassiert. Statt das Vorhaben zu unterbin-
den, begnügte sich die SPD mit kosmeti-
schen Nachbesserungen. Nun hofft die 
Bausenatorin, dass die Bundesregierung 
ihr Vorhaben per Bundesgesetz umsetzt. 
Dann müsse „der Bund ran“, hofft Lomp-
scher. Zuständig wäre das Bundesministe-

rium des Innern, für Bau und Heimat un-
ter Horst Seehofer (CSU). Warum der 
nun ausgerechnet dafür Sorge tragen soll-
te, dass die Linkspartei in Berlin ihre 
Wahlversprechen einlösen kann, er-
scheint Beobachtern skurril. 

Denkbar ist, dass Lompscher einen 
„Schuldigen“ sucht, falls ihr Vorhaben 
scheitert.  Aber der Mietendeckel hat be-
reits eine Eigendynamik entwickelt. In 
Hamburg wirbt die Linkspartei mit die-
sem Vorhaben um Stimmen: „Rot-Rot-
Grün in Berlin zeigt: Städte haben Mittel, 
um den rasanten Anstieg der Mieten zu 
stoppen ... Wir unterstützen die Forde-
rung nach einem Mietendeckel für Ham-
burg, damit dem Mietenwahnsinn endlich 
Einhalt geboten wird“, argumentiert die 
Hamburger Linkspartei im Wahlkampf 
zur Bürgerschaftswahl am 23. Februar. 

� Frank Bücker

„MIETENDECKEL“

Lompscher droht zu scheitern
Lieblingsprojekt der Berliner Linkspartei ist nach Auffassung von Experten verfassungswidrig

Hallo Meinung 
VON VERA LENGSFELD

Am vergangenen Freitagvormittag, als 
die Nachricht kam, dass Kanzlerin 
Merkel die Wahl des Thüringer Minis-
terpräsidenten rückgängig machen 
will, dachte ich zum ersten Mal in mei-
nem Leben an Auswanderung. Dieses 
Land, das vor unser aller Augen in eine 
Gesinnungsdiktatur abgleitet, ist nicht 
mehr zu retten. 

Aber am Abend war ich zu einem 
Treffen der Förderer der Bürgerplatt-
form „Hallo Meinung“ in den „Tegeler 
Seeterrassen“ eingeladen. Ich kam zu 
früh und war angesichts der Größe des 
gähnend leeren Saals in Zweifel, ob 
der sich bis Veranstaltungsbeginn 
wirklich füllen würde. Doch bald wa-
ren alle Stühle bis auf den letzten Platz 
besetzt. 

Geschafft hat das Peter Weber, ein 
bayrischer Unternehmer, dem ange-
sichts der Unwilligkeit unserer Politi-
ker, die wahren Probleme des Landes 
anzupacken und endlich im Sinne ih-
rer Wähler zu handeln, der Kragen ge-
platzt war. Er kam zu dem Schluss, 
dass in dieser Situation die Bürger, die 
das Land trotz permanenten Politik-
versagens am Laufen halten, Verant-
wortung übernehmen müssten. Bin-
nen eines Vierteljahres gewann „Hallo 
Meinung“ 27 000 Unterstützer. 

In Berlin fand die zweite Veranstal-
tung der „Runden Ecke“ statt, ein For-
mat, das Unterstützern die Möglichkeit 
gibt, sich einem breiten Publikum vor-
zustellen, ihre Initiativen bekannt zu 
machen und sich kennenzulernen. Die 
Veranstaltung wurde auf verschiedenen 
Kanälen der sozialen Netzwerke  
gestreamt und hatte über 20 000 Zu-
schauer. Auf der Bühne standen ein 
Richter, ein Staatsanwalt, eine ehemali-
ge WDR-Journalistin, eine Sängerin, eine 
ehemalige Antifa-Aktivistin, ein Satiri-
ker, ein Moderator, ein Security-Unter-
nehmer sowie eine ehemalige Bürger-
rechtlerin und Bundestagsabgeordnete. 

Es herrschte Aufbruchsstimmung 
statt Resignation. Wir dürfen unser 
Land nicht seinen Zerstörern überlas-
sen. Wenn eine genügend große An-
zahl von Menschen aktiv wird und der 
Politik die rote Karte zeigt, die signali-
siert: „Bis hierher und nicht weiter“, 
wird es gelingen, die „Große Transfor-
mation“, die Kanzlerin Merkel plant, 
zu stoppen. Man muss nur im Internet 
„Hallo Meinung“ eingeben, sich an-
melden und mitmachen!

b MELDUNG

Geld für Bahn 
Das Land Mecklenburg-Vorpommern 
und der Bund haben sich auf die Fi-
nanzierung zum Wiederaufbau der 
historischen Darßbahn zwischen dem 
Festlandort Barth und Prerow auf der 
Halbinsel Fischland-Darß-Zingst ge-
einigt. Der Streckenabschnitt von 
Zingst nach Prerow ist seit dem Zwei-
ten Weltkrieg nicht mehr in Betrieb. 
Teile wurden bis 1947 als Reparations-
leistungen abgebaut. Die Kosten für 
das Wiederaufbauprojekt werden auf 
bis zu 120 Millionen Euro veran-
schlagt, etwa 60 Millionen Euro allein 
für den Neubau der Meiningen-Brü-
cke. Bund, Land und die Usedomer 
Bäderbahn (UBB) wollen sich zu je 
einem Drittel die Kosten für eine neue 
Brücke zwischen Festland und Halb-
insel teilen. Die Planungen sehen vor, 
die Gesamtstrecke im Jahr 2027 wie-
der in Betrieb zu nehmen. � N.H.
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VON BODO BOST

D onald Trumps „Deal des Jahr-
hunderts“ für den Nahen Os-
ten hat bei jenen, denen er er-
klärtermaßen Frieden bringen 

soll, höchst unterschiedliche Reaktionen 
ausgelöst. Während in Washington Hände 
geschüttelt wurden, wurden in Gaza wie-
der Raketen auf Israel abgefeuert. Noch 
bevor der Inhalt des Deals bekannt war, 
hatten ihn die Palästinenser bereits abge-
lehnt. Trumps jüdischen Schwiegersohn 
Jared Kushner wollten die Palästinenser 
nicht als Friedensvermittler akzeptieren. 

Bis zu 50 Kilometer lange Tunnel
Trump beschränkt einen zukünftigen Pa-
lästinenserstaat auf Restgebiete im 
Westjordanland, die löchrig wie ein 
Schweizer Käse per Tunnels untereinan-
der und mit dem Gazastreifen verbun-
den werden sollen. Tunnel von bis zu 
50  Kilometer Länge übersteigen aller-
dings die derzeitige Vorstellungskraft. 

Da auch Israel einige unbesiedelte oder 
mit arabischen Israelis besiedelte Gebie-
te zum Westjordanland oder zum Gaza-
streifen abgeben wird, entspricht das 
Territorium eines zukünftigen Palästi-
nenserstaates in etwa dem der 1967 be-
setzten Gebiete.

Keine geschlossene Ablehnungsfront
Während bei früheren Friedensplänen, 
die um ein Vielfaches günstiger für die 
Palästinenser waren, die Araber diese 
noch mit einer Stimme abgelehnt hatten, 
war diesmal die Ablehnungsfront nicht 
mehr geschlossen. Kein Wunder, viele 
arabische Staaten im Nahen Osten befin-
den sich bereits seit fast zehn Jahren in 
Bürgerkriegen mit oft wechselnden 
Fronten, während die Grenzen zwischen 
Israel und den Palästinensergebieten 
schon seit einigen Jahrzehnten stabil 
sind. Zumindest die von Bürgerkriegen 
verschonten Staaten wie Ägypten, Saudi-
Arabien oder die Golfstaaten forderten 
diesmal ihre arabischen Bruderländer 

auf, die Vorschläge der US-Administra-
tion wenigstens sorgfältig zu prüfen. 

In Israel, das sich seit einem Jahr im 
Dauerwahlkampf befindet, wurde der 
Deal als willkommene Wahlkampfmuni-
tion für den nächsten Wahlgang im März 
aufgenommen. Zwischen Israels Minis-
terpräsidenten Benjamin „Bibi“ Netanja-
hu und seinem Hauptkonkurrenten Op-
positionsführer Benny Gantz, Vorsitzen-
der der zentristischen Partei Weiß-Blau, 
gibt es dabei kaum noch Unterschiede, 

beiden stuften den Plan als „historischen 
Meilenstein“ ein. 

Eine Million neue Arbeitsplätze
Mit Investitionen von 50  Milliarden US-
Dollar wollen US-Präsident Trump und 
sein Schwiegersohn Kushner den Frieden 
in Nahost voranbringen. 28 Milliarden sind 
für die Westbank und den Gazastreifen ge-
dacht. 22 Milliarden sollen in die Nachbar-
staaten Libanon, Jordanien und Ägypten 
fließen, weil diese 1948 und 1967 viele pa-
lästinensische Flüchtlinge aufnahmen, oh-
ne diese jedoch zu integrieren, und weil es 
die einzigen Staaten waren, die Friedens-
verhandlungen mit Israel begannen, auch 
wenn sie im Falle des Libanon nicht zum 
Erfolg führten. Zum Deal gehört auch die 
Schaffung einer Million neuer Arbeitsplät-
ze für Palästinenser in den kommenden 
zehn Jahren, das chronische Problem etwa 
im Gazastreifen, wo die Arbeitslosigkeit 
bei 70 Prozent liegt. Dadurch soll sich das 
Bruttosozialprodukt verdoppeln, die Ar-
mutsquote halbieren.

NAHOSTKONFLIKT

50 Milliarden US-Dollar für den Frieden
Hat der „Deal des Jahrhunderts“ von Trumps jüdischem Schwiegersohn Jared Kushner eine Chance?

Der in der Verfassung nicht vorgesehene Schwiegersohn des Präsidenten: Seit seiner Heirat mit Trumps Tochter Ivanka (2.v.l.) gehört Kushner (l.) zur präsidialen Familie
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Im Jahre 2016 veröffentlichte die US-ame-
rikanische Psychologin und Gründerin 
der Nichtregierungsorganisation „The 
Climate Mobilization“, Margaret Klein 
Salamon, ihre Denkschrift „Wie man die 
Öffentlichkeit in den Notfallmodus führt. 
Eine neue Strategie für die Klimabewe-
gung“. Darin fragte sie unter anderem, ob 
es nicht gut wäre, wenn „ein katastropha-
les Ereignis“ eintreten würde, „das als Ka-
talysator dient – ein neues Pearl Harbor“. 
Zur Erinnerung: Der japanische Angriff 
auf die US-Marinebasis auf Hawaii im De-
zember 1941 bot der Roosevelt-Regierung 
den willkommenen Anlass zum Eintritt in 
den Zweiten Weltkrieg und führte zum 
schlagartigen Verstummen all derer, wel-
che die USA aus dem Konflikt heraushal-
ten wollten. Nun sehnen sogenannte Kli-
ma-Aktivisten wie Klein Salamon also et-

was ähnlich Dramatisches herbei, um die 
„Leugner“ des Klimawandels mundtot 
machen zu können.

Große Hoffnungen setzten sie dabei in 
die Buschbrände in Australien, die im Juni 
2019 aufflammten und sich dann ab Okto-
ber verstärkten, bis am 20.  Januar 2020 
starke Regenfälle zur deutlichen Entspan-
nung der Lage führten. Die Klima-Aktivis-
ten betonten unablässig, die „beispiello-
sen Mega-Feuer“ seien eine Folge des vom 
Menschen verursachten Klimawandels. 
Zugleich wetterte Greta Thunberg mit 
Blick auf den „klimaskeptischen“ austra-
lischen Premierminister Scott Morrison: 
„Wie ist es möglich, dass nicht mal solche 
Katastrophen die Politiker zum Handeln 
bringen?“

Dabei eignen sich die Flammen auf 
dem Fünften Kontinent in keiner Weise 

dazu, als „Klima-Pearl-Harbor“ zu die-
nen. Zum Ersten gibt es in Australien 
schon seit Jahrmillionen regelmäßig gro-
ße Buschfeuer – ausgelöst durch Blitz-
schläge. Deshalb hat sich die Tier- und 
Pflanzenwelt auch weitestgehend daran 
angepasst. Zum Zweiten pflegen die aus-
tralischen Ureinwohner den Brauch, die 
dichte Vegetation anzuzünden, um bes-
ser jagen und umherstreifen zu können. 
Zum Dritten sind die aktuellen Brände, 
bei denen 33  Menschen starben, nicht 
schlimmer als andere. 2019/20 gab es so-
gar deutlich weniger Opfer als in den Jah-
ren 1926, 1939, 1983 und 2009. Damals 
waren zwischen 60 und 173 Tote zu be-
klagen.

Doch damit nicht genug: Auch die mit 
der Klimabewegung verbundenen Um-
weltschützer tragen Verantwortung für 

das Feuer-Inferno. Nach den verheeren-
den Buschbränden in Victoria vom Januar 
1939 gab eine Royal Commission unter 
der Leitung von Richter Leonard Edward 
Bishop Stretton zahlreiche Empfehlun-
gen heraus, wie sich solche Katastrophen 
in Zukunft verhindern ließen. Insbeson-
dere wurden die rigorose Entfernung von 
Tot- und Unterholz aus den Wäldern so-
wie das Anlegen von Feuerschneisen an-
geraten. Und so hielt man es zunächst 
auch. Deshalb verliefen die 16 großen 
Buschfeuer der folgenden Jahrzehnte al-
lesamt relativ glimpflich. Dann allerdings 
begannen Umweltschützer gegen die 
„Eingriffe in die natürlichen Wälder“ mo-
bil zu machen. Daraufhin unterblieben 
diese immer öfter. Die Quittung hierfür 
bekamen die Australier bei den Bränden 
von 1983 bis heute.� Wolfgang Kaufmann

AUSTRALIEN

Ein neues „Pearl Harbor“
Wie Umweltschützer die Buschbrände instrumentalisieren und teilweise sogar zu verantworten haben

b MELDUNGEN

Krim für immer 
verloren?
Kiew – Mit seiner Äußerung, die Krim 
sei für die Ukraine verloren, sorgte 
US-Außenminister Mike Pompeo für 
ein großes Echo in russischen und uk-
rainischen Medien. Pompeo, der die 
Ukraine Ende Januar besucht hatte, 
soll bei einem privaten Treffen gesagt 
haben, die Ukraine habe die Krim ab-
gegeben und alle Spieler der Welt 
wüssten das. Zudem gehöre Russland 
nicht zu den Ländern, denen etwas 
abgenommen werden könne. Am sel-
ben Tag äußerte allerdings die Spre-
cherin des Außenministeriums der 
Vereinigten Staaten, Morgan Orta-
gus, dass die USA weitere Sanktionen 
gegen Russland verhängen werden 
und Washigton die Rückgabe der 
Krim fordere. Vor genau einem Jahr 
hatte sich auch Pompeo noch in die-
sem Sinne geäußert.� MRK

Rangelei im 
Parlament
Kiew – In der Werchowna Rada 
(Obersten Rada), dem ukrainischen 
Parlament, wurde eine Debatte über 
den Handel mit Agrarland mit Fäusten 
ausgetragen. Hintergrund ist, dass 
Präsident Wladimir Selenskij die Frei-
gabe des Bodenhandels in der Ukraine 
ab dem 1. Oktober anstrebt. Die Regie-
rung erhofft sich von dieser Maßnah-
me Investitionen, die zu einem kräfti-
gen finanziellen Schub für den Land-
wirtschaftssektor führen könnten. 
Obwohl der Bodenerwerb strikt regle-
mentiert werden soll und Ausländern 
der Erwerb von landwirtschaftlichen 
Flächen in der Ukraine untersagt blei-
ben soll, ist laut einer Umfrage die 
Mehrheit der Ukrainer gegen die Frei-
gabe. Zu der Rangelei war es gekom-
men, als Oppositionsabgeordnete um 
Julia Timoschenko versuchten, das 
Präsidium zu blockieren. Mehrere Ab-
geordnete der Regierungspartei „Die-
ner des Volkes“ stellten sich den Kol-
legen der Opposition in den Weg, um 
die Blockade zu verhindern. Dabei war 
es zum Einsatz der Fäuste gekommen, 
eine Art, Meinungsverschiedenheiten 
auszutragen, wie sie in der Werchow-
na Rada häufiger vorkommt.� MRK

Palermo ehrt 
Schleuser
Palermo – Die sizilianische Hafen-
stadt Palermo hat Schleusern von drei 
Schiffen für ihren Einsatz für Asylsu-
cher im Mittelmeer die Ehrenbürger-
schaft der Stadt verliehen. Zur Be-
gründung sagte Palermos Bürgermeis-
ter Leoluca Orlando, die „Seenotret-
ter“ stünden „auf der richtigen Seite 
der Geschichte“. Ausgezeichnet wur-
den auch Aktivisten der deutschen Or-
ganisation „Sea-Watch“. Daneben 
wurden Besatzungsmitglieder eines 
italienischen Fischfangschiffs sowie 
der „Mare Jonio“ von der Nichtregie-
rungsorganisation „Mediterranea Sa-
ving Humans“ ausgezeichnet. Auf der 
„Sea-Watch 3“ war auch die in 
Deutschland und Italien zur Heldin 
der Linken  stilisierte Kapitänin Caro-
la Rackete gefahren, die wegen des 
Vorwurfs, Schlepper unterstützt zu 
haben,  im vergangenen Jahr in Italien 
festgenommen worden war. Mitte Ja-
nuar entschied das Oberste Gericht 
Italiens, dass Rackete niemals hätte 
verhaftet werden dürfen. � MRK

Frühere 
Friedenspläne waren 

um ein Vielfaches 
günstiger für die 

Palästinenser



VON NORMAN HANERT

S ogenannte „Klimaaktivisten“ set-
zen den Siemens-Konzern mas-
siv unter Druck, um die Lieferung 
von Technik für ein Kohleberg-

werk in Australien zu verhindern. Er-
staunlich wenig Widerstand regt sich da-
gegen bislang gegen milliardenschwere 
Kohleprojekte, die geografisch sehr viel 
näher liegen. Nur wenige hundert Kilo-
meter von Berlin entfernt betreiben pol-
nische Energieversorger Großprojekte, 
die hiesige Anhänger von Greta Thunberg 
eigentlich zum Dauerprotest auf die Stra-
ße bringen müssten. 

80 Prozent Kohleanteil
Östlich der Lausitzer Neiße will beispiels-
weise der polnische Energieversorger 
PGE für sein Kohlekraftwerk Turów einen 
Braunkohletagebau massiv erweitern, um 
ihn noch bis 2044 nutzen zu können. Laut 
einem Bericht des Mitteldeutschen Rund-
funks (MDR) hat die regionale Umwelt-
direktion in Breslau Ende Januar eine 
Umweltgenehmigung für die Erweite-
rungspläne erteilt. Ebenfalls in Nieder-
schlesien sind im vergangenen Herbst 
zwei neue Blöcke im Steinkohlekraftwerk 
Oppeln in Betrieb gegangen. Allein in die-
ses Projekt sind umgerechnet 2,6 Milliar-
den Euro geflossen. 500 Kilometer östlich 
von Berlin steht in Belchatów in der Re-
gion Lodz sogar das größte Braunkohle-
kraftwerk der Welt. 

Ebenso rekordverdächtig ist der An-
teil von rund 80 Prozent, den Kohle am 
polnischen Strommix hat. Die Regierung 
in Warschau hat zwar im August 2018 an-
gekündigt, dass es nach dem Bau des 
Kraftwerks in Ostrolenka keine weiteren 
Baugenehmigungen für Kohlekraftwerke 
mehr erteilen wolle. Dies bedeutet aller-
dings keineswegs, dass die Regierungs-
partei PiS einen schnellen Ausstieg aus 
der Kohlenutzung vorantriebe. Vorgelegt 
hat die Partei einen Fahrplan, der bis 
2040 lediglich eine moderate Reduzie-
rung des Kohleanteils am Energiemix 
vorsieht. 

Polen vermeidet frühe Festlegung
Der aktuelle, stark auf Kohlestrom aus-
gerichtete Strommix hat ähnlich der pol-
nischen Justizreform das Potenzial, das 
Klima zwischen Brüssel und Warschau 
weiter zu verschlechtern. Einerseits dro-
hen Polen durch den EU-Emissionshan-
del hohe Kosten für seine Kohlekraftwer-
ke, wenn der Preis pro Tonne Kohlendi-
oxid deutlich ansteigt. Andererseits ge-
hen die Kostenschätzungen für einen 
kompletten Ausstieg aus der Kohlever-
stromung in einen hohen Milliardenbe-
reich. Dahinter steht das ehrgeizige Ziel 
der EU-Kommission, dass die EU bis 
2040 aus der Kohleverstromung ausge-
stiegen und bis 2050 sogar „klimaneut-

ral“ ist. Beides setzt voraus, dass das EU-
Mitglied Polen mitzieht. 

Pfand für Finanzverhandlungen
Bereits beim EU-Gipfel im vergangenen 
Dezember weigerte sich die polnische Re-
gierung, die gemeinsame Erklärung mit 
der Absichtserklärung zu einer „Klima-
neutralität“ bis 2050 zu unterschreiben. 
Regierungschef Mateusz Morawiecki han-
delte stattdessen eine Bedenkzeit bis Mit-
te dieses Jahres aus. Erst dann will War-

schau mitteilen, ob und unter welchen 
Bedingungen es mitziehen will. Mit die-
sem Vorgehen hat sich die polnische Füh-
rung in eine gute Verhandlungsposition 
gegenüber Brüssel und auch den Netto-
zahlern wie Deutschland gebracht. Denn 
nun laufen die Verhandlungen über den 
polnischen Beitrag zur EU-Klimapolitik 
zeitlich parallel zum anstehenden Poker 
über den neuen EU-Finanzrahmen.

Bislang ist Polen einer der größten 
Profiteure des EU-weiten Finanzaus-

gleichs. Seit dem Beitritt im Jahr 2004 
hat das Land aus den Brüsseler Geldtöp-
fen fast 90 Milliarden Euro an Fördergel-
dern erhalten. Auch viele andere süd-, 
südost- und ostmitteleuropäische Län-
der erwarten weiterhin hohe Subventio-
nen aus dem EU- Haushalt. Für Geber-
länder wie Deutschland drohen durch 
den Finanzbedarf für Ursula von der 
Leyens „Green Deal“ sowie den Wegfall 
der britischen Einzahlungen massive 
Mehrbelastungen.
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Polens drittgrößtes Kraftwerk: Das von der PGE betriebene Braunkohle-Großkraftwerk Turów.� Foto: imago images/photothek

KLIMA- UND FINANZPOLITIK DER EU

Deutschland droht eine  
teure Paketlösung  

Der Kohleausstieg der EU ist ohne das Kohleland Polen nicht möglich. Der 
Nettoempfänger könnte sich seine Zustimmung teuer bezahlen lassen

Vertreter der großen Lebensmittelketten 
sind im Kanzleramt zusammengekom-
men, um mit der Bundesregierung über 
ihre Preisgestaltung zu diskutieren. Ihnen 
wird Preisdumping bei Fleisch und Ge-
müse vorgeworfen. Den Vorwurf wollen 
sie nicht auf sich sitzen lassen. „In 
Deutschland leben rund 13  Millionen 
Menschen in Armut oder an der Armuts-
grenze. Günstige Lebensmittelpreise er-
möglichen diesen Menschen eine gesunde 
und sichere Ernährung. Das wollen und 
werden wir als Lebensmittelhändler auch 
in Zukunft sicherstellen“, sagte Lionel 
Souque, Vorstandschef der Supermarkt-
kette Rewe. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel hat den Lebensmitteleinzelhandel 
(LEH) dennoch an seine Verantwortung 

für faire Bedingungen in der Lebensmit-
telkette erinnert, will sich aber aus der 
Preisfindung heraushalten. Keinesfalls ge-
he es darum, Mindestpreise für Lebens-
mittel im Handel „aufzuoktroyieren“, be-
tonte Merkel. 

„Kommunikationsallianz“ installiert
Während des sogenannten Lebensmittel-
gipfels wurden zwar keine konkreten 
Maßnahmen getroffen, aber doch Anre-
gungen gegeben, wie die Nahrungsmittel-
erzeugung nachhaltiger werden könnte. 
Erzeuger sollen konkrete Beispiele unlau-
terer Handelspraktiken aus der Praxis und 
auffällige Dumpingpreise melden. Diese 
Informationen sollen dann – gegebenen-
falls anonymisiert – an die betroffenen 

Handelsketten weitergegeben werden. 
Diese haben zugesagt, Beschwerden, die 
sie betreffen, nachzugehen, sie abzustel-
len und Bericht zu erstatten. 

Auf Merkels Vorschlag hin installiert 
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner 
nun eine „Kommunikationsallianz“. Diese 
Gruppe soll sich künftig zweimal im Jahr 
treffen. 

Dumpingpreise für Fleisch, Obst und 
Gemüse gefährden die Existenz vieler 
Landwirte. Doch schnelle Abhilfe konnte 
(oder wollte) der Gipfel nicht schaffen. 
Staatlich garantierte Mindestpreise, die 
manche Verbände gefordert hatten, werde 
es nicht geben, das sei mit den Prinzipien 
der Marktwirtschaft nicht zu vereinbaren, 
erklärte Ministerin Klöckner. Auch neue 

Gesetze seien nicht beschlossen worden. 
Wohl aber wolle sie nun die Richtlinie der 
EU gegen bestimmte unlautere Handels-
praktiken schnell umsetzen – und nicht 
erst, wie vorgegeben, bis 2021. Erschwert 
oder verboten werden sollen etwa die 
kurzfristige Stornierung von verderbli-
cher Ware oder eine späte Bezahlung der 
Lieferanten. 

Den Vorwurf unfairer Methoden wei-
sen die Supermarktketten allerdings weit 
von sich. „Für uns als ehrbare Kaufleute 
sind ehrliche und faire Handelspraktiken 
die Grundlage unseres Handelns“, heißt 
es von den Unternehmensgruppen Aldi 
Süd und Nord, und die Handelskette Ede-
ka betonte, sie unterhalte „faire Beziehun-
gen zu den Landwirten.“� Peter Entinger

LEBENSMITTELGIPFEL IM KANZLERAMT

Weiter keine Mindestpreise für Nahrungsmittel
Was das Treffen der Vertreter von Einzelhandelsketten und Bundesregierung stattdessen ergab

b MELDUNGEN

EU-Treffen der 
Nehmerländer
Beja – Auf Einladung des portugiesi-
schen Ministerpräsidenten António 
Costa haben sich am 3. Februar Regie-
rungsvertreter von 17  EU-Mitglieds-
staaten aus dem Mittelmeerraum und 
dem Osten der EU im südportugiesi-
schen Beja getroffen. Mit Ausnahme 
Kroatiens und Italiens verpflichteten 
sich die Teilnehmerländer in einer ge-
meinsamen Schlusserklärung, gegen 
Kürzungen beim EU-Kohäsionsfonds 
zu kämpfen. Empfänger der Kohä- 
sionsgelder sind Länder und Regio-
nen, deren Wirtschaftskraft pro Kopf 
weniger als 90 Prozent des EU-Durch-
schnitts beträgt. Zudem fordern die 
Länder mehr Flexibilität bei den regi-
onalen Entwicklungsfonds und auch 
die Abschaffung aller bisherigen Ra-
batte bei den Zahlungen an die EU. Bei 
den Verhandlungen über das nächste 
langfristige Budget der EU wollen 
Nettozahler wie Deutschland die Zah-
lungen in den EU-Haushalt auf ein 
Prozent des Bruttoinlandsprodukt be-
grenzen. Ein Entwurf der EU-Kom-
mission sieht eine Beitragserhöhung 
auf bis zu 1,1 Prozent vor.� N.H.

Teslas Zeitplan 
in Gefahr
Berlin – Für die Planungen des US-
Elektroautoherstellers Tesla, bereits 
bis kommendes Jahr auf einem Indus-
triegebiet am Berliner Autobahnring 
eine Gigafactory zu errichten, ist ein 
neues Risiko aufgetaucht. Ein „Verein 
für Landschaftspflege und Arten-
schutz in Bayern e. V.“ will im laufen-
den Genehmigungsverfahren als an-
erkannte Naturschutzvereinigung ei-
ne Stellungnahme abgeben. Der Ver-
ein aus Bayern hat vergangenes Jahr 
vom Umweltbundesamt die Anerken-
nung als Umwelt- und Naturschutz-
vereinigung erhalten und ist damit 
bundesweit berechtigt, bei Bau- und 
Infrastrukturprojekten gegen Geneh-
migungsbescheide zu klagen. Seine 
Kritik begründet der Verein mit Be-
denken wegen der Rodung eines Kie-
fernwaldes für das Werksgelände und 
dem hohen Wasserbedarf. In einer 
Pressemitteilung hatte bereits der ört-
liche Wasserverband darauf hingewie-
sen, das die Trinkwasserversorgung 
und die Schmutzwasserentsorgung 
für die Fabrik derzeit nicht gesichert 
seien.� N.H.

China kauft 
weniger Öl
Moskau – Das in China ausgebrochene 
Coronavirus hat Auswirkungen auf die 
russisch-chinesischen Handelsbezie-
hungen. In China, dem größten Käufer 
von Energierohstoffen, ist aufgrund der 
Schließung von Fabriken im Reich der 
Mitte die Nachfrage um täglich drei Mil-
lionen Barrel Öl zurückgegangen. Dieser 
Rückgang trifft Russland doppelt so hart 
wie die Verringerung der Fördermenge, 
auf die sich russische Energiekonzerne 
mit den OPEC-Staaten geeinigt hatten, 
um den Ölpreis stabil zu halten. Seit Jah-
resbeginn ist der Preis dennoch von  
70 auf 55 US-Dollar gefallen. Auch auf 
andere russische Exportprodukte, wie 
Metall, drückt der Preisverfall. China ist 
auch Abnehmer für Schweröl, Kohle 
und Holz. Als Lieferant von Lebensmit-
teln nach Sibirien fällt das Land wegen 
der Seuche nun aus.  � MRK



FLORIAN STUMFALL

B ei dem ganzen überzogenen Ge­
schrei um die Wahl des Herrn 
Kemmerich – FDP und Mitglied 
des Landtages –  zum Minister­

präsidenten, wurde eine breite Phalanx 
von Vorwürfen geäußert: von „Das tut man 
nicht“ bis „Nazi“. Nur eine Frage blieb un­
gestellt: War der Vorgang rechtmäßig?

Die Antwort darauf, die offenbar nie­
manden interessierte, ist leicht zu geben: 
Selbstverständlich war die Wahl recht­
mäßig, gar keine Zweifel. Denn die Stim­
me eines jeden Abgeordneten hat dassel­
be Gewicht und dieselbe Berechtigung, 
welcher Partei er auch immer angehören 
mag. Dabei ist ganz klar: Eben deshalb 
wurde jene Frage nach der Recht­
mäßigkeit nicht gestellt, denn diese Ant­
wort wollte niemand hören.

Das gibt Anlass zu einer weiterführen­
den Betrachtung. Gefördert durch das 
Beispiel der Kanzlerin hat sich in den zu­
rückliegenden zehn, 20 Jahren die Übung 
eingebürgert, Sachverhalte nicht nach ih­
rer rechtlichen Beschaffenheit, sondern 
danach zu beurteilen, wie sie zu der poli­
tischen Auffassung einer organisierten 
Minderheit steht. Das Gesetz tritt hinter 
das Empfinden nicht autorisierter Einzel­
ner oder Gruppen zurück, eine Handlung 
rechtfertigt sich aus dem beabsichtigten 
Zweck und nicht durch seine Rechtmäßig­
keit. Gesetze finden in diesem Milieu 
Anerkennung, soweit sie den eigenen Zie­
len dienen, ansonsten verfallen sie der 
Missachtung.

Das beginnt mit alltäglichen Petitessen 
– der Radfahrer fährt bei Rot über die Am­
pel, aber er tut das CO₂-neutral und daher 
zu Recht – und führt, um noch einmal auf 
Thüringen zurückzugreifen, dazu, dass 
Merkel fordert, das Ergebnis einer Wahl zu 
ändern, weil sie damit nicht einverstanden 
ist. Dass sich dabei Berlin nicht in Erfurt 
einzumischen hat und überhaupt eine 
Wahl über dem Belieben auch eines Bun­
deskanzlers steht, bleibt unbeachtet.

Gesinnung versus Verantwortung
Selten kommt ein akademisches Begriffs­
paar so zu aktueller politischer Bedeutung, 
wie in dieser Zeit dasjenige von der Ver­
antwortungsethik und der Gesinnungs­
ethik, das der große Soziologe Max Weber 
geprägt hat. Die Verantwortungsethik ori­
entiert sich am normativen Kontext und 
der Frage nach den Folgen einer Handlung; 
die Gesinnungsethik wertet die Handlung 

ausschließlich nach ihrer Brauchbarkeit für 
die eigenen Ziele, denen freilich eine höhe­
re Moral unterstellt wird. 

Zur Politik wurde die Gesinnungs­
ethik im großen Umfang durch die 68er-
Revolte. „Macht kaputt, was euch kaputt 
macht“ war das Schlagwort, das diese 
Einstellung kurz und verständlich zum 
Ausdruck brachte, und dann bis hin zum 
extremen Links-Terrorismus von Baader, 
Meinhof und anderen führte.

In der Gegenwart gibt es vor allem 
zwei Momente, die der Gesinnungsethik 
breiten Raum bieten: die politische Kor­

rektheit und der Klima-Wahn, die beide 
freilich schon fast zu einem zusammenge­
schmolzen sind. Die politische Korrekt­
heit schreibt Denk- und Verhaltensmuster 
vor, die den Vorstellungen einer radikalen, 
meist fanatisierten Minderheit entspre­
chen. So kann es kommen, dass ein Hoch­
schulprofessor seine Stellung verliert, weil 
er über die genetischen Unterschiede von 
Mann und Frau referiert hatte; über ein 
Thema mithin, das für jeden Humangene­
tiker das kleine Einmaleins darstellt. Es 
wird nicht mehr nach Recht oder Sach­
stand gefragt, sondern nach der Überein­
stimmung mit der geltenden Ideologie. Im 
Zusammenhang mit dem Klima-Glauben 
sind bereits Stimmen laut geworden, die 
für Skeptiker die Einweisung in die Psych­
iatrie oder in den Strafvollzug fordern.

Tatsächlich spielt im Zusammenhang 
mit den zahlreichen eifernden Gutmen­
schen, die sich im Besitz nicht unbedingt 
der besseren Einsicht, sondern der höhe­
ren Moral wähnen, die Psychologie eine 
entscheidende Rolle. Bei diesen, nicht aber 
bei jenen, die angeblich Kandidaten für das 
Narrenhaus oder den Knast sein wollen.

Das Wort „Gutmensch“ deutet es ja 
bereits an, und wurde deshalb auch schon 

zum Unwort des Jahres gekürt: Wer dazu 
zählt, wähnt sich ethisch den anderen 
überlegen, für ihn verbieten sich alle 
Zweifel an seinem Weltbild. Daraus fol­
gend umgibt sich der Eiferer mit einer un­
erschütterlichen Selbstgefälligkeit, Ten­
denz Größenwahn, und legt eine knallhar­
te Intoleranz an den Tag. „Kein Platz für 
rechts“, lautet die Devise, wobei alles als 
„rechts“ erkannt wird, was dem eigenen 
Standpunkt nicht entspricht. 

So ist auch jegliches Argumentieren 
unerwünscht, die eigene Meinung gewinnt 
die Überzeugungskraft einer bestätigten 
Axiomatik, die Rede geht nur über den 
Vollzug der eigenen Vorstellungen, nicht 
über deren sachliche Beschaffenheit. Her­
ausragendes Beispiel dafür ist die Klima-
Debatte, die sich längst nicht mehr mit 
naturwissenschaftlichen Einzelheiten, 
sondern nur noch mit der möglichst unbe­
schränkten Herrschaft der geistigen Blau­
pause befasst. 

Wo das Wissen das Gutmenschentum 
behindert, gerät es zu einer verzichtbaren 
Größe. Wo die Welt nicht so ist, wie man 
meint, dass sie zu sein hätte, wird die Wirk­
lichkeit orientiert. Und wo der Mensch 
nicht dem entspricht, was gewünscht wird, 
da muss ein neuer geschaffen werden. Dies 
ist dann endgültig der totalitäre Ansatz.

Krise des Rechts
Der Verfassungsrechtler und frühere 
CDU-Verteidigungsminister Rupert 
Scholz stellt fest: „In einem Staat, in dem 
eine Gesellschaft zusammenlebt, können 
nur das Gesetz und die Verfassung die 
maßgebende Linie sein. Keine sogenannte 
Moral darf sich darüber hinwegsetzen. 
Andernfalls ist der Rechtsstaat am Ende.“

Misst man die Berliner Politik der ver­
gangenen Jahre an diesem Leisten, dann 
muss man feststellen, dass gesinnungs­
ethische Entscheidungen gegen das Recht 
mehr und mehr zugenommen haben: bei 
der ebenso teuren wie überflüssigen und 
zudem gescheiterten Energiewende, bei 
der Familienpolitik, bei der Zuwanderung, 
bei der Wahrung der Meinungsfreiheit, 
um nur einige zu nennen. 

Es ist zu hoffen, dass die Bürger all­
mählich auf diese Entwicklung aufmerk­
sam werden. Der Rechtsstaat hat schon 
genug Schaden gelitten.

RENÉ NEHRING

Mit der Wahl Thomas Kemmerichs ist 
der AfD zweifelsohne ein Coup gelun­
gen. Die Partei hat gezeigt, dass sie in­
zwischen in der Lage ist, Einfluss auf ei­
ne Regierungsbildung zu nehmen. 

Andererseits haben die Reaktionen 
der etablierten Parteien verdeutlicht, wie 
weit die 2013 gegründete Alternative 
noch immer von einer realen Gestal­
tungsoption entfernt ist. Dass die CDU 
inzwischen eher bereit ist, einen Kandi­
daten der Linken zu akzeptieren als ei­
nen von der AfD unterstützten FDP-Po­
litiker, mögen die Anhänger der Alterna­
tive als Linksruck der Union anprangern. 
Allein, es ändert nichts daran, dass der 
Partei auf absehbare Zeit der Weg an die 
Macht verbaut ist. 

Die Anhänger der AfD beklagen oft 
die fortgesetzte Ausgrenzung ihrer Par­
tei. Dabei übergehen sie, dass deren füh­
rende Vertreter selbst viel dafür getan 
haben, dass die AfD von dem von ihr ge­
brandmarkten „System“ ausgeschlossen 
wird. Vor allem der thüringische Lan­
desvorsitzende Björn Höcke hat immer 
wieder Anleihen beim Vokabular des 

„Dritten Reichs“ genommen, so dass 
das Amtsgericht Meinigen 2019 nicht 
nur feststellte, dass Höcke im Sinne der 
allgemeinen Meinungsfreiheit „Fa­
schist“ genannt werden darf, sondern 
auf der Basis „einer überprüfbaren Tat­
sachengrundlage“. Auch der frühere 
AfD-Bundesvorstand hatte Höcke eine 
Nähe zum Gedankengut des National­
sozialismus bescheinigt und deshalb ein 
Parteiausschlussverfahren angestrebt. 

Dass die Vorwürfe parteiintern heu­
te vom Tisch sind, liegt weniger daran, 
dass Höcke seine umstrittenen Äuße­
rungen zurückgezogen hätte, sondern 
an der Verschiebung der Kräfte zu 
Gunsten der Parteirechten. In Tagen 
wie diesen rächt sich jedoch das Fehlen 
der moderaten Kräfte. Bei Männern wie 
Roland Hartwig, Kay Gottschalk und 
Georg Pazderski etwa hat selbst Rot-
Rot-Grün Hemmungen, von Rechtsex-
tremisten zu sprechen. 

Insofern muss sich die AfD verge­
wissern, wo sie steht – und wo sie selbst 
stehen will. Ob sie in absehbarer Zeit 
echte Gestaltungsmöglichkeiten be­
kommt oder weiterhin außen vor bleibt, 
liegt auch an ihr selbst. 

ERIK LOMMATZSCH

Opernball in Dresden ist ein wenig wie 
Oktoberfest in Rostock. Unpassend, ge­
wollt, peinlich. Ein Haus mit Weltklas­
seformat, wie die von Gottfried Semper 
erbaute Oper in der sächsischen Haupt­
stadt hat das nun wirklich nicht nötig. 
Anknüpfend an die Zwischenkriegszeit, 
wird Dresden seit 2006 regelmäßig im 
Winter mit einem Opernball beglückt. 
Eigentlich unwichtig.

Dieses Mal gab es allerdings im Vor­
feld überregional viel Presse, und zwar 
schlechte. Grund: Hans-Joachim Frey, 
der das Ganze leitet, hatte dem ägypti­
schen Präsidenten Abdel Fattah al-Sisi 
den „Dresdner St. Georgs Orden des 
SemperOpernballs“ überreicht. Bislang 
hielt sich die Bekanntheit dieses „Or­
dens“ in Grenzen, von der Bedeutung 
ganz zu schweigen.

Nun aber war ein Politikum entstan­
den. Judith Rakers wollte den Ball nicht 
mehr co-moderieren, wegen der „Aus­
zeichnung“ eines „Diktators“. Die zu­
nächst eingesprungene Mareile Höpp-

ner zog ebenfalls zurück, sie sei „be­
droht“ worden. Von wem, war nicht zu 
erfahren. Es gab Absagen und Beschwer­
den. Schließlich wurde al-Sisi der „Or­
den“ aberkannt. Ausschlaggebend war, 
man höre und staune, das Votum von 
Peter Maffay. 

Die Dresdner Opernball-Welt war 
wieder in Ordnung. Roland Kaiser, ver­
bliebener Moderator, sprach die wacke­
ren Worte: „Unser Herz schlägt gemein­
sam für Demokratie, Meinungsfreiheit 
und Toleranz“. Ministerpräsident Mi­
chael Kretschmer konnte den Abend ge­
nießen, ebenso RTL-Alt-Werbeonkel 
Harry Wijnvoord. Das Wiener Opern­
ball-Urgestein Richard Lugner soll ein­
geschlafen sein. Für Armin Mueller-
Stahl, gerade 89 geworden, sang der 
WDR-Kinderchor. Zum Glück ist der 
Schauspieler keine „alte Umweltsau“.

Mit der Aberkennung des „Ordens“ 
für den „Diktator“ aus einem Land des 
„arabischen Frühlings“ hat sich der 
„SemperOpernball“ (wieder) ins Lager 
der Guten katapultiert. Die Empörer wa­
ren ja schon immer dort. 

Kemmerichs Annahme der Wahl zum Ministerpräsidenten empörte die etablierten Parteien: Nach der Vereidigung nimmt 
der frisch gewählte Freidemokrat die Glückwünsche der linken Parlamentspräsidentin Birgit Keller entgegen� Foto: pa
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Das Landesmuseum für Vorgeschichte 
Halle, jenes, wo die aus der Bronzezeit 
stammende Himmelsscheibe von Nebra 
ihr Zuhause gefunden hat, zeigt noch bis 
zum 1. Juni die Sonderausstellung „Ringe 
der Macht“. Ein ambitionierter Titel, der 
an Tolkiens „Herr der Ringe“ erinnert. 
Doch hält er auch, was er verspricht? 

Anlass für diese Schau ist die Decodie­
rung der mehrfach verschlüsselten mysti­
schen Inschrift eines 800 Jahre alten Fin­
gerringes, der im Museumsdepot schlum­
merte und erst 2001 wiederentdeckt wur­
de. Der zwölfeckige silberne Finger­
schmuck war 1898 in dem Dörfchen Pauß­
nitz nördlich von Riesa (Sachsen) in ei­
nem Schatzgefäß zusammen mit Hunder­
ten Münzen gefunden und dann verges­
sen worden. Der Ring gibt Anlass zu zahl­
reichen Interpretationen. Doch ist er ein 
Ring der Macht? Welcher Macht? 

Denn die Ringe der Macht, die offiziell 
auch als solche bezeichnet werden, findet 

man nicht im Abendland, sondern im Al­
ten Orient. Hier ist der Ring jahrtausen­
delang das Zeichen zur Legitimierung des 
Herrschers. Bei der Thronbesteigung, bei 
der feierlichen Investitur, empfängt ihn 
der König aus der Hand der Gottheit des 

Landes. Damit der Ring auch sichtbar in 
Erscheinung tritt, handelte es sich nicht 
um einen Fingerring, sondern einen min­
destens handgroßen Reif.

Diese demonstrative Darstellung des 
Ringes wurde für alle sichtbar in Stein ge­

meißelt. Eine Berühmtheit in diesem Zu­
sammenhang ist die im Louvre befindli­
che Stele mit dem Codex des babyloni­
schen Königs Hammurabi (1792–1750 v. 
Chr.), auf welcher der Sonnengott Scha­
masch dem Herrscher als Zeichen von 
Macht und Gerichtshoheit den Ring in 
Kombination mit dem Stab entgegenhält.

In geradezu vorbildlich-klassischer 
Manier zeigt das gut erhaltene Felsrelief 
von Naqsh-e-Rostan nordöstlich von Per­
sepolis/Iran die Investitur Ardashirs I. 
(224–239/40). Der Begründer des Sassani­
denreichs empfängt hoch zu Ross den 
Ring der Macht von dem ebenfalls reiten­
den Gott Ahuramazda.

Monumentale Felsreliefs sind natür­
lich nicht transportabel. Doch zur Klä­
rung von „Machtfragen“ rund um den 
Ring gehören sie dazu. Selbst als Foto. Ist 
der Ring im westlichen Abendland doch 
vor allem Schmuck, Status-, Würde- und 
Standessymbol, Insignie, Ehe- und Treue­

zeichen, Eid- und Magieträger oder sogar 
Währung. Doch wer sein Augenmerk 
mehr auf Ringe als auf Macht lenkt, mag 
unter den 250 Exponaten der Ausstellung, 
die in der Altsteinzeit beginnt und geo­
grafisch von Skandinavien bis Russland 
reicht, trotzdem die eine oder andere Ent­
deckung machen. Etwa unter den Ringen 
der Kelten oder Wikinger. 

Ein beachtenswerter Neufund ist in 
jedem Fall die lebensgroße Bronzehand 
mit goldenem Armband, die im Herbst 
2017 in Prêles im Kanton Bern gefunden 
wurde und hier erstmals außerhalb der 
Schweiz gezeigt wird. Sie wird auf das 15. 
Jahrhundert v. Chr. datiert und ist in ihrer 
Art bisher einzigartig.� Helga Schnehagen

b Landesmuseum für Vorgeschichte, Ri-
chard-Wagner-Str. 9, 06114 Halle/Saale, ge-
öffnet Dienstag bis Freitag von 9 bis 17 
Uhr, sonnabends und sonntags von 10 bis 
18 Uhr, Internet: www.ringe-der-macht.de

ARCHÄOLOGIE

Schmuck im XXL-Format
Groß wie ein Armreif – Statt Kronen bevorzugten Herrscher lange Zeit übergroße Ringe als Insignien ihrer Macht

Übergabe vom Ring der Macht: Felsrelief von Naqsh-e-Rostan bei Persepolis/Iran

VON VEIT-MARIO THIEDE

V or 50 Jahren verfolgten welt­
weit über eine halbe Milliarde 
Fernsehzuschauer die Lan­
dung auf dem Mond. Alles nur 

Lug und Trug? Die Theorie von der 
„Mondverschwörung“ besagt, dass uns 
die Weltraumbehörde NASA an der Nase 
herumgeführt und die Mondlandung in 
einem irdischen Filmstudio inszeniert 
hat. Andere Verschwörungstheorien sind 
weit weniger harmlos. Denken wir nur an 
die angebliche „Weltverschwörung der 
Juden“.

In der Welt der Verschwörungstheore­
tiker gibt es viele Sündenböcke. Im Mit­
telalter galt als ausgemacht, dass der Teu­
fel und die angeblich mit ihm paktieren­
den „Ketzer“ und „Hexen“ für alles Un­
glück auf Erden verantwortlich seien. 
Heute seien es „die da oben“, denen Ver­
schwörungen zulasten der Bevölkerung 
unterstellt werden. Die aufschlussreiche 
Schau „Verschwörungstheorien – früher 
und heute“ deckt im Kloster Dalheim bei 
Lichtenau im Kreis Paderborn anhand 
von 250 Exponaten Verschwörungstheo­
rien aus den letzten 900 Jahren auf.

Verschwörungstheorien liefern einfa­
che Erklärungen für komplexe Zusam­
menhänge. Zum Beispiel: Wer trug die 
Schuld an Unwettern, Missernten oder 
der Unfruchtbarkeit von Mensch und 
Tier? Natürlich die dazu vom Teufel be­
fähigten Hexen und Hexer. Der Domini­
kaner Heinrich Kramer beschreibt in sei­
nem berühmt-berüchtigten „Hexenham­
mer“ (1486), woran man die Hexen angeb­
lich erkennen kann. Seine absurde Liste 
der Indizien nennt mangelnden oder häu­
figen Besuch des Gottesdienstes, Kräuter­
sammeln und hohes Alter.

Der „Hexenhammer“ leitete auch zur 
Folter an. Mit der wurden den Opfern die 
Geständnisse abgepresst. Zu sehen ist ei­
ne Kopie des „Folterhemdes“, das Anna 
Kramerin (1619–1680) bei der „peinlichen 
Befragung“ tragen musste. Es kam, wie es 
unter diesen Umständen kommen muss­
te: Das Folteropfer wurde als geständige 
Hexe enthauptet und anschließend ver­

brannt. Und das fast 50 Jahre nach der 
Veröffentlichung des Buches „Cautio cri­
minalis“ (1632), mit dem der Jesuit und 
Theologieprofessor Friedrich von Spee 
das allmähliche Ende der Hexenverfol­
gungen einläutete. Spee stellte nüchtern 
klar: „Die Gewalt der Folterqualen schafft 
Hexen, die es gar nicht sind, weil sie es 
gleichwohl sein müssen.“

Der Klimawandel darf nicht fehlen
Besonders häufig sind bis heute die Jesui­
ten und die Juden Zielscheibe von Ver­
schwörungstheorien. Anhand von Bü­
chern, Dokumenten und mit Spottbildern 
versehenen Flugblättern schildert die 

Schau die spektakuläre „Papisten-Ver­
schwörung“, die 1678 ganz England in 
Atem hielt. Der verkrachte anglikanische 
Geistliche Titus Oates behauptete, die Je­
suiten planten im Auftrag des Papstes die 
Ermordung König Karls II., um dessen ka­
tholischen Bruder Jakob auf den Thron zu 
bringen und so die Gegenreformation ein­
zuleiten. Bevor Oates entlarvt wurde und 
von König Karl II. sowie erneut von sei­
nem Nachfolger Jakob schwer bestraft 
wurde, führten seine Verleumdungen zur 
Hinrichtung von 15 Jesuiten und anderen 
Katholiken. 

Aber gegen wen auch immer sich Ver­
leumdungen richten: Viele der präsentier­

ten Fälle erweisen, dass Verschwörungs­
theorien zugleich handfeste Verschwö­
rungen sind. Nämlich die der Theoretiker 
gegen die zu Unrecht Beschuldigten. 
Nicht selten dienen solche Theorien da­
zu, von eigener Schuld abzulenken oder 
eigene Schandtaten zu rechtfertigen.

Die gleichwohl empfehlenswerte Aus­
stellung hat eine Schwäche: Die Fülle der 
präsentierten Fälle führt dazu, dass diese 
unter Ausblendung der näheren Umstän­
de nur stichwortartig angesprochen wer­
den. Je näher wir der Gegenwart kommen, 
desto mehr werden mögliche Verschwö­
rungstheorien nur flüchtig angerissen. Es 
geht etwa um die von US-Senator McCar­

thy in den 1950er Jahren weit überzogene 
Kommunistenjagd, um die vom „Bund 
Deutscher Jugend“ an die Bürger der frü­
hen Bundesrepublik gerichtete Warnung: 
„Stalin sucht Soldaten, Agenten und Sa­
boteure!“ oder um die angeblich von den 
Amerikanern verursachte Kartoffelkäfer­
plage in der DDR. Zu den heutigen Bei­
spielen gehören laut der sehr zeitgeistig 
angepassten Schau Zweifel am menschen­
gemachten Klimawandel, die der Pharma­
industrie angekreidete „Impf-Lüge“ und 
die Behauptung von der den Mächtigen 
hörigen „Lügenpresse“. „Dank“ Internet 
sei es noch nie so einfach gewesen, Ver­
schwörungstheorien zu verbreiten. Als 
„Gegengift“ empfiehlt die Schau einige 
Lesetipps, welche die vorgebrachten The­
orien entkräften sollen.

Zuletzt wird man selbst auf die Probe 
gestellt: „Was glauben sie – Verschwörung 
oder Verschwörungstheorie?“ Begleitet 
wird die Frage von Schlüsselworten wie 
„Sinn“, „Wahrscheinlichkeit“ und „Nut­
zen“, mit denen man die Behauptungen 
einer ersten Prüfung unterziehen kann. 
Eine der sodann aufgetischten Verschwö­
rungstheorien lautet: Der Vatikan besitzt 
eine Zeitmaschine, die den Blick in Ver­
gangenheit und Zukunft ermöglicht. 

Eine andere gilt der Bilderberg-Konfe­
renz. Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
beschäftigen sich in diesen informellen 
Treffen Persönlichkeiten aus Politik, 
Wirtschaft, Militär, Adel und Medien mit 
aktuellen Problemen des Weltgesche­
hens. Die Teilnehmer verpflichten sich 
zum Stillschweigen über den Gesprächs­
verlauf. Einer Verschwörungstheorie zu­
folge streben die „Bilderberger“ nach der 
Errichtung einer „Weltdiktatur“. Ist da 
was dran? So viel lässt sich jedenfalls ver­
allgemeinernd feststellen: Geheimniskrä­
merei schürt Misstrauen.

b Bis 22. März im LWL-Landesmuseum für 
Klosterkultur, Stiftung Kloster Dalheim, 
Am Kloster 9, Lichtenau-Dalheim, geöffnet 
Dienstag bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr, 
Eintritt: 9 Euro. Der Katalog aus dem Ar-
dey-Verlag kostet 29,90 Euro. Internet: 
www.stiftung-kloster-dalheim.lwl.org

In Hollywood gedreht? Umhängetasche mit Fotoaufdruck der Mondlandung als Fake News� Foto: Stiftung Kloster Dalheim

Wer’s glaubt, wird unselig
Geheimniskrämerei schürt Misstrauen – Ausstellung über Verschwörungstheorien im Kloster Dalheim passt sich dem Zeitgeist an



VON BJÖRN SCHUMACHER

I n der Nacht vom 13. zum 14. Februar 
1945 griff die Royal Air Force (RAF) 
Dresden in zwei Wellen mit 772 vier-
motorigen Bombern vom Typ Avro 
683 „Lancaster“ an. Sie warf 
1478  Tonnen gewöhnliche Spreng-

bomben und Blockbuster (Wohnblockkna-
cker, hochexplosive Minenbomben) sowie 
1181  Tonnen Stabbrandbomben über dicht 
besiedeltem Gebiet ab: Dresden-Altstadt, an-
grenzende Gebiete und Südvorstadt. Das 
deutsche Militär war wehrlos. In Dresden sta-
tionierte Flugabwehrkanonen waren Mitte 
Januar an die 120 Kilometer entfernte Ost-
front verlegt worden. Nur wenige Abfangjä-
ger mit unzureichenden Treibstoffmengen 
stellten sich den Bombern entgegen. Ein ein-
ziges deutsches Flugzeug, wohl die Maschine 
eines Kuriers, wurde im Dresdner Luftraum 
gesichtet.

Der erste Angriff dauerte von 22.03 Uhr 
bis 22.28 Uhr − perfekt ausgeführt von einer 
RAF-Elitestaffel: der Bomber Group Five. In 
eingeübter Reihenfolge klinkten die Besat-
zungen ihre todbringende Fracht aus. Die zu-
erst abgeworfenen Wohnblockknacker er-
zeugten Druckwellen, deckten Dächer ab, 
zertrümmerten Fenster und ließen Brand-
mauern einstürzen. Danach regneten schma-
le Brandbomben in die „geknackten“ Häuser 
mit ihren kaminartigen Luftströmungen. Zu-
letzt kamen die Sprengbomben zum Einsatz. 
Sie zerstörten Wasserleitungen wie Straßen-
beläge und behinderten so die Löschtrupps. 
Es entstanden Großbrände, die sich zu einem 
einzigen Flammenmeer vereinigten und ei-
nen orkanartigen Feuersturm entfachten.

683 „Lancaster“-Bomber 
Beim zweiten Angriff von 1.30 Uhr bis 1.55 Uhr 
warfen Bomber der Gruppen Eins, Drei, 
Sechs und Acht weitere Spreng- und Brand-
bomben in das Flammeninferno und atta-
ckierten angrenzende Wohnviertel und den 
Hauptbahnhof mit Abertausend schlesischen 
Flüchtlingen sowie den Großen Garten. Dort 
hatten viele Dresdner Zuflucht vor der ersten 
Angriffswelle gesucht.

15  Quadratkilometer bebaute Fläche, 
mehr als bei jedem anderen Großangriff auf 
eine deutsche Stadt, wurden zerstört oder be-
schädigt. Das herrliche Elbflorenz, die fürst-
liche Residenzstadt mit ihrer barocken Archi-
tektur und bildenden Kunst, ging in der Feu-
erhölle zugrunde. Noch tagelang stürzten 
ausgeglühte Gebäude in sich zusammen: die 
Frauenkirche, ein Kronjuwel protestanti-
scher Kirchenbaukunst, am 15. Februar 1945.

Ein militärisches Ziel, der Verschiebe-
bahnhof Friedrichstadt, wurde dagegen erst 
am 14./15. Februar bei Tagesangriffen US-
amerikanischer Maschinen bombardiert, 
noch dazu mit mäßigem Erfolg. Harsche Kri-
tik an der RAF-Strategie kam von Generalma-
jor und Militärhistoriker John Frederick 
Charles Fuller: „Als Entschuldigung für die-
sen Akt von Vandalismus diente die Tatsache, 
dass Dresden ein Eisenbahn- und Straßen-
zentrum war und dass es notwendig war, die 
Deutschen daran zu hindern, Truppen durch 
die Stadt zu senden, um den russischen Vor-
marsch aufzuhalten. Doch alles, was nötig ge-
wesen wäre, um diese Verbindungen zu neu-
tralisieren, war, ihre Ausgänge unter ständi-
gem Luftbombardement zu halten.“

Warum also wurde Elbflorenz einge-
äschert? Hauptgrund war die Area Bombing 
Directive vom 14. Februar 1942, ausgegeben 
exakt drei Jahre vor dem Dresdner „Double 
Blow“. Mit Spreng- und Brandbomben auf 
Wohngebiete wollten Premierminister Win-
ston Churchill und sein Kriegskabinett die 
Durchhaltemoral deutscher Zivilisten und in 
der Konsequenz die Kampfmoral der Wehr-
macht brechen. Obwohl das nirgendwo 
funktionierte und erkennbar keine Kriegs-

RAF-Terror aus der Luft
Beim Angriff der Royal Air Force auf Dresden vor 75 Jahren wurden 15 Quadratkilometer bebauter Fläche  
zerstört oder beschädigt. Von vielen Opfern werden wir nie erfahren, dass sie dort damals den Tod fanden

verkürzung bewirkte, verständigten sich die 
Alliierten Anfang 1945 auf ein „Zielsystem 
Mitteldeutschland“ mit forcierten Demora-
lisierungsangriffen, den sogenannten Thun-
derclaps (Donner- beziehungsweise Ver-
nichtungsschläge). 

Militärische Ziele wurden verschont
Zudem bot das bislang unversehrte Dresden 
eine willkommene Gelegenheit, die Schlag-
kraft der RAF zu demonstrieren. Offenbar 
sollte die Vernichtung des Stadtkerns die he-
ranrückende Rote Armee Josef Stalins beein-
drucken. Dieser hatte wenige Tage vorher ei-
ne Steigerung britischer Kriegsbemühungen 
verlangt. Dass Churchill obendrein angedeu-
tet hatte, die Deutschen auf ihrem Rückzug 
aus Breslau „braten“ zu wollen, sei nicht nur 
am Rande erwähnt. 

Heftig umstritten sind die Frage, ob US-
amerikanische Jäger vom Typ North Ameri-
can P-51 „Mustang“ nach dem Tagesangriff 
vom 14. Februar 1945 auf Zivilisten am Elb-
ufer und im Großen Garten geschossen ha-
ben, sowie die Gesamtzahl der von den Luft-
schlägen getöteten Personen.

Tiefflugbeschießungen durch „Mus-
tang“-Piloten schilderten etliche Zeitzeu-
gen. Ihnen widersprach ein anderer Beob-
achter, Buchautor Götz Bergander („Dres-
den im Luftkrieg“). Historiker Helmut 
Schnatz ergänzte das mit physikalischen 
Argumenten: Die unruhige Thermik wäh-
rend und nach dem Feuersturm sowie eine 
dichte Wolkendecke hätten einen raschen 
Sinkflug der „Mustangs“ ausgeschlossen be-
ziehungsweise für die Piloten zum inakzep-
tablen Risiko gemacht. Da sich zudem bei 
Geländeproben keine Geschossrückstände 
fanden, darf man vermuten, dass Tiefflieger-
angriffe auf Dresdner Zivilisten zumindest 
kein Massenphänomen gewesen sind. 

Die Todesopferzahl beschreiben Politiker 
und Leitmedien seit dem Abschlussbericht 
einer „Historikerkommission zu den Luftan-
griffen auf Dresden“ (2010) mit „höchstens 

25 000“. Allerdings hatte ihr Initiator, der 
Dresdner Oberbürgermeister von 2002 bis 
2008 Ingolf Roßberg, keine ergebnisoffenen 
Forschungen, sondern argumentative Muni-
tion im Kampf gegen „rechtskonservative 
und neonationalistische Kreise“ verlangt. Es 
verblüfft daher nicht, dass ein Mitglied der 
Kommission, Stadtarchivar Friedrich Rei-
chert, schon 1994 ebendiese Zahl verkündet 
und mit den Bestattungsmeldungen dreier 
Friedhöfe begründet hatte.

„Nazi-Stadt, wie alle anderen“ 
Die Angabe „höchstens 25 000“ ist insofern 
korrekt, als nach den strengen Maßstäben 
eines juristischen Vollbeweises (konkrete) 
höhere Opferzahlen schwer zu belegen sind. 
Aber eine Historikerkommission ist kein 
Strafgericht. Man hätte brauchbare Beweis-
ziele wie die realistische Möglichkeit oder die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit zugrunde 
legen und eingestehen sollen, dass sich hin-
reichende Gewissheit nur bei der Mindestop-
ferzahl erzielen lässt. Warum wurden Zeit-
zeugen wie Hanns Voigt oder Erich Puff, de-
nen man offenbar mit Skepsis begegnete, 
ganz einfach ignoriert? Puff hatte damals mit 
Blick auf übermenschliche Belastungen der 
Bergungstrupps erklärt: Vor ihrer Verbren-
nung auf dem Altmarkt wurden mehrfach 
„unbekannte Tote, einzelne Körperteile, auch 
Köpfe nicht gezählt … Zuletzt wurde über-
haupt nicht mehr gezählt.“ 

Das Vorspiegeln von Erkenntnissicher-
heit und das Verschweigen von Aspekten, 
die nicht ins Raster niedriger Opferzahlen 
passen, trüben weite Teile des Abschlussbe-
richts. Eine abwägende Prüfung aller verfüg-
baren Beweismittel und Opferzahl-Thesen 
fand nicht statt. Anhand weniger Indizien 
verneinte die Kommission die Existenz von 
„Ascheleichen“, also instabiler Aschehäuf-
chen, die naturgemäß kaum zu zählen wa-
ren. Da die physikalische Frage, ob in Teilen 
des Flammenmeers zeitweise Krematori-
umshitze herrschte, retrospektiv schwer zu 

klären ist, hätte es auch hier des Zeugenbe-
weises bedurft. 

„Bomber Harris do it again“ 
Einen Kontrapunkt setzte der Publizist Wolf-
gang Schaarschmidt („Dresden 1945. Daten 
– Fakten – Opfer“). Er zog Aussagen von 
Männern heran, die mit der Leichenbergung 
und -verbrennung betraut waren, und schätz-
te die Opferzahl auf 130 000 bis über 150 000. 
Selbst wenn die Zahl mehr als halbiert würde 
− dies könnte ein Funkspruch der Wehrmacht 
nahelegen (Verwechslung von Vermissten 
und geborgenen Leichen?) − läge man noch 
bei 50 000 bis 70 000 Toten. In Reichweite 
rückte dann die DDR-offiziöse Marke von 
„35 000 oder mehr“, der Götz Bergander zu-
stimmte: „Ich akzeptiere die Möglichkeit, 
dass diese Zahl der Wahrheit am nächsten 
kommt, mag sie auch um einige tausend hö-
her gewesen sein.“

Haltlose Spekulationen kreisen um die 
Größenordnung von 200 000 und mehr. 
Entsprechende Urkunden waren nachweis-
lich gefälscht und befeuerten schon die NS-
Propaganda.

Zum Trauerspiel geraten die von linken 
wie rechten Akteuren missbrauchten Ge-
denkfeiern. Viele Linke weigern sich, die 
moralische Verwerflichkeit und kriegsrecht-
liche Problematik der Massentötung un-
schuldiger Zivilisten, darunter Abertausen-
de Kinder, anzuerkennen oder schmähen 
Dresden als „Nazi-Stadt, wie alle anderen“ 
(Stephan Fritz, ehemaliger Pfarrer der Frau-
enkirche). Die Antifa grölt menschenfeind-
liche Parolen: „Bomber Harris do it again“. 
Rechtsextreme versuchen, von NS-Verbre-
chen abzulenken, diese zu bagatellisieren 
oder – mit irritierender Gleichsetzung – den 
„Bomben-Holocaust“ anzuprangern.

b Björn Schumacher ist Jurist und Publi-
zist mit den Schwerpunkten Völkerrecht, 
neuere Geschichte sowie Rechts- und Staats-
philosophie.

Viele Opfer blieben unidentifiziert: Verbrannte Leichen nach den Bombenangriffen vor 75 Jahren� Foto: Mauritius
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„Ich möchte 
keine Vorschläge 
haben, wie wir 
kriegswichtige 

Ziele im Umland 
von Dresden 

zerstören 
können, ich 

möchte 
Vorschläge 

haben, wie wir 
600 000 

Flüchtlinge aus 
Breslau in 

Dresden braten 
können“

Winston Churchill 
britischer Kriegspremier



Anlässlich des 20. Jahrestages der Parteigründung: Adolf Hitler im großen Saal des Münchner Hofbräuhauses vor einer Tafel mit 
seinem Konterfei und dem historischen Hinweis: „Von dieser Stelle aus verkündete Adolf Hitler am 24.2.1920 das Programm der Na-
tionalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“� Foto: pa

VON KLAUS J. GROTH 

E r konnte besser reden als alle 
anderen. Das machte Adolf Hit-
ler erst zum Anführer der 
NSDAP, später zum Führer. In 

den wirren Anfängen der Partei war er 
nicht einmal Anführer vom ersten Tag an. 
Den Anfang machten andere, Männer, de-
ren Namen kaum noch bekannt sind. 

Die Namen des Schlossers Anton 
Drexler und des Sportjournalisten Karl 
Harrer stehen am Beginn. Sie gründeten 
am 5. Januar 1919 in München die Deut-
sche Arbeiterpartei (DAP). Drexler wäre 
gerne 1914 als Kriegsfreiwilliger in den 
Kampf gezogen, aber man ließ ihn nicht. 
Seine körperliche Verfassung wurde für zu 
schwächlich befunden. Stattdessen arbei-
tete er in einem Ausbesserungswerk der 
Bahn. Unterstützt von Kollegen, plante er 
nach dem Krieg eine neue Partei. National 
sollte sie sein, eine Abwehr gegen inter-
nationalistische-marxistische Bewegun-
gen, eine Alternative für das Bürgertum. 
Antisemitisch und völkisch gab sich die 
Partei vom ersten Tag an. Der Gründung 
der DAP waren mehrere Versuche Drex-
lers vorausgegangen, politisch etwas in 
Bewegung zu setzen, alle ohne messbaren 
Erfolg. „Wir bräuchten eine neue Partei, 
und zwar eine Deutsche Sozialistische 
Arbeiterpartei, die judenrein ist“, hatte 
Drexler überlegt. 

Bei seinem Mitstreiter, dem Sport-
journalisten Harrer, stieß das nicht auf 
Gegenliebe. Der leitete eine Vereinigung, 
die sich „Thule-Gesellschaft“ nannte und 
deren Zeichen das Hakenkreuz war. De-
ren Mitglieder waren durchweg bürger-
lich, sie tagten im feinen Hotel „Vier 
Jahrzeiten“ in München, da klang das 
Wort Sozialismus nicht gut. Harrer, des-
sen Gesellschaft das Geld für die Partei-
gründung stellte, setzte sich durch. Das 
Wort „Sozialismus“ verschwand, die 
neue Partei sollte „Deutsche Arbeiter-
partei“ (DAP) heißen. Sie bestand beim 
ersten Treffen am 5. Januar 1919 lediglich 
aus der Ortsgruppe München, 25 Kolle-
gen Drexlers von der Bahn. Harrer wurde 
„Reichsvorsitzender“. Die „Richtlinien 
der Deutschen Arbeiterpartei“ verlas 
Drexler. Sie waren mit der Hand ge-
schrieben und sollten eine Brücke zwi-
schen Proletariat und Bürgertum schla-
gen. Ziel sei es, „gelernte und ansässige 
Arbeiter“ aus dem Proletariat zu befreien 
und den Bürgern gleichzustellen. 1920 
übernahm Drexler die Führung der Hin-
terzimmerpartei. Selten kamen mehr als 
zehn Besucher zu den Treffen.

Gründung der DAP
Hitler notierte über seinen ersten Ein-
druck bei einem Besuch einer Versamm-
lung der DAP am 12. September 1919, es 
handele sich um eine Neugründung „wie 
eben viele andere auch“, erstickend „in 
ihrer lächerlichen Spießerhaftigkeit“, „ein 
langweiliger Verein“. Dennoch beteiligte 
er sich an der Diskussion – und machte 
dabei Eindruck. Ein Lokführer flüsterte 
Drexler zu: „Mensch, der hat a Gosch’n, 
den kunnt ma braucha.“ Wenige Tage spä-
ter bekam Hitler ungefragt eine Mitglieds-
karte mit der Nummer  555 zugeschickt. 
Um nicht als Kleinstpartei erkannt zu 
werden, hatte man die Nummerierung 
der DAP mit 501 begonnen. Hitler nahm 
die Einladung zu einer Ausschusssitzung 
zögernd an. Dabei erlebte er „eine Ver-
einsmeierei allerärgster Art und Weise“. 
Das hinderte Hitler allerdings nicht dar-
an, zwei Tage später „den entscheidends-
ten Entschluss“ seines Lebens zu fassen, 
er trat der DAP bei, zuständig für Wer-
bung und Propaganda.

Ein halbes Jahr später, am Abend des 
24.  Februar 1920, wurde im Münchner 
Hofbräuhaus ein neuer Name für die Par-
tei verkündet. Der „Sozialismus“, den 
Drexler einst vergeblich in den Namen 
hatte einfügen wollen, er war wieder da. 
Diesmal aber ohne Drexlers Wissen, der 
wurde vor vollendete Tatsachen gestellt. 
Hitler hatte gemeinsam mit Rudolf Heß, 
Ernst Röhm und anderen den Zusatz „Na-

tionalsozialistische“ vor den bisherigen 
Parteinamen „Deutsche Arbeiterpartei“ 
setzen lassen. An jenem Abend des 24. Fe-
bruar wurde von Hitler auch das 25 Punk-
te umfassende Parteiprogramm verkün-
det. Hauptpunkte: „Aufhebung des Ver-
sailler Friedensvertrages“, „Entzug der 
deutschen Staatsbürgerschaft von Juden“ 
und „Stärkung der Volksgemeinschaft“. 
Darum gilt dieser 24. Februar neben dem 
20. Februar des Jahres, an dem die offizi-
elle Ummeldung von DAP in NSDAP voll-
zogen wurde, als Gründungstag der 
NSDAP.

Umbenennung in NSDAP
Zwar war Drexler noch Vorsitzender der 
NSDAP, die Marschrichtung aber gab zu-
nehmend Hitler an. Er mobilisierte die 
Mengen und brachte damit Geld in die 
Kassen. Ohne Absprache mit Hitler ver-
handelte Drexler mit anderen Rechtspar-
teien. Hitler wütete. Am 11. Juli trat er aus 
der Partei aus. Drei Tage danach ging ein 
Brief Hitlers ein. Er bot seine Rückkehr 
unter der Bedingung an, dass der Vorsitz, 
ausgestattet mit diktatorischen Vollmach-
ten, an ihn gehe. Der Parteiausschuss un-
terwarf sich. Da half es Drexler nichts 
mehr, dass er bei der Polizei vor Hitler 

„ALTMARK“

Zweifel an 
Norwegens 
Neutralität

Während des Zweiten Weltkrieges war 
für die deutsche Wehrindustrie die 
Versorgung mit schwedischem Eisen-
erz von existenzieller Bedeutung. Des-
halb beabsichtigten die Westalliierten, 
die für die Verschiffung schwedischen 
Eisenerzes wichtige norwegische Ha-
fenstadt Narvik unter ihre Kontrolle 
zu bringen. Außerdem wollten die Bri-
ten und Franzosen im Rahmen der 
Operation Stratford beziehungsweise 
der Umsetzung des Planes R 4 ins neu-
trale Norwegen einrücken, um von 
dort aus Luftangriffe auf Deutschland 
zu fliegen und die Ostseeausgänge ab-
riegeln zu können.

Da die deutsche Militärführung 
hiervon Kenntnis erlangte, begann sie 
ihrerseits, die präventive Besetzung 
Norwegens und Dänemarks zu erwä-
gen. In diesem Zusammenhang befahl 
Adolf Hitler am 27. Januar 1940 die Er-
arbeitung einer entsprechenden Plan-
studie unter dem Decknamen „Weser-
übung.“ Allerdings herrschte zu die-
sem Zeitpunkt noch Unklarheit darü-
ber, ob man das Unternehmen ange-
sichts der deutlichen Übermacht der 
Royal Navy und der geringen eigenen 
Seetransportkapazitäten tatsächlich 
riskieren solle. In diesem Zusammen-
hang erlangte die Frage der Verläss-
lichkeit der norwegischen Neutralität 
besondere Bedeutung.

Einen eher negativen Eindruck 
vermittelte der sogenannte „Alt-
mark“-Zwischenfall vom 16.  Februar 
1940. An jenem Tag enterten Marine-
soldaten des britischen Zerstörers 
„Cossack“ das deutsche Versorgungs-
schiff „Altmark“, obwohl es im 
Jøssingfjord und damit in norwegi-
schen Hoheitsgewässern lag. Die En-
terung auf direkten Befehl des damali-
gen britischen Marineministers Win-
ston Churchill kostete acht deutsche 
Matrosen das Leben.

Norwegen protestierte zwar am 
17. Februar 1940 gegen die gravierende 
Verletzung seiner territorialen Ho-
heitsrechte. Das nützte dem Reich je-
doch wenig. Entscheidend war, dass 
vier ebenfalls im Jøssingfjord befindli-
che Einheiten der norwegischen Mari-
ne letztlich passiv geblieben waren, als 
die „Cossack“ zur Attacke auf die „Alt-
mark“ ansetzte, weil das Außenminis-
terium und die Admiralität in Oslo 
Weisung erteilt hatten, die Briten 
nicht an ihrer brachialen Aktion zu 
hindern.

Als Reaktion auf den „Altmark“-
Zwischenfall befahl Hitler am 19. Fe-
bruar die Intensivierung der Planun-
gen zum Unternehmen Weserübung. 
Dieses lief am 9. April 1940 an. Die 
deutsche Seite kam mit ihrer Beset-
zung Norwegens einer alliierten Lan-
dung in Narvik nur um Stunden zu-
vor.� Wolfgang Kaufmann
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„Mensch, der hat a 
Gosch’n, den kunnt 

ma braucha“
Ein Lokführer und DAP-Mitglied 

Kommentar über Adolf Hitler  
gegenüber Anton Drexler

FO
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Die „Altmark“ im Jøssingfjord

GRÜNDUNG DER NSDAP

Hitler und sein „langweiliger, 
lächerlicher Verein“

Die absolute Macht des späteren Diktators hatte ihre  
dünnen Wurzeln in Hinterzimmern von München

warnte. Am 29.  Juli wählte die NSDAP 
Hitler mit 553 von 554 Stimmen zum Par-
teichef. Drexler speiste man mit dem Eh-
renvorsitz ab. Den hatte er bis 1923.

Auf die Parteigründung in München 
reagierten mehrere Länder der Republik 
verzögert mit Parteiverboten. Preußen er-
ließ das Verbot am 11. November 1922. Als 
eine Ortsgruppe in Berlin gegründet wer-
den sollte, war das Verbot von SPD-In-
nenminister Carl Severing bereits ausge-
sprochen. Da half der Ortsgruppe auch 
das Ausweichmanöver einer raschen Um-
benennung in „Großdeutsche Arbeiter-
partei“ nichts, auch sie wurde verboten. 

Nur in Bayern ging es mit der Partei 
voran. Bis der Hitler-Putsch am 9.  No-
vember 1923 scheiterte. Dem folgte ein 
Verbot der NSDAP im gesamten Reich. 
Das Vermögen der Partei wurde eingezo-
gen, der „Völkische Beobachter“ zwangs-
weise eingestellt. Hitler wurde zu fünf 
Jahren Festungshaft verurteilt, nach weni-
gen Monaten kam er wieder frei. Obwohl 
noch österreichischer Staatsbürger, durf-
te er bleiben. 

Im Februar 1925 gründete er die Partei 
neu. „Mein Kampf“ erschien. Von 1933 bis 
1945 war die NSDAP die einzige in 
Deutschland zugelassene Partei.



VON WOLFGANG KAUFMANN

W ährend sich bis Ende 
2019 schon 68 deutsche 
Städte veranlasst sahen, 
den „Klima-Notstand“ 

auszurufen, wird Dresden von einem ganz 
anderen Problem geplagt: Hier herrscht 
der „Nazi-Notstand“. So beschloss es der 
Stadtrat am 30. Oktober 2019 mit den 
Stimmen von Grünen, Linkspartei und 
SPD sowie einigen Fraktionslosen und 
FDP-Abgeordneten. Damit folgte das Gre-
mium dem Antrag von Max Aschenbach, 
einem Mitglied der Spaßpartei Die Partei. 

Als Begründung wurde angeführt, dass 
es zu viele rechte Tendenzen in der Stadt 
gebe, die weit über Pegida hinausreichten. 
„Die Gefahr kommt eindeutig von rechts“, 
bestätigte FDP-Stadtrat Holger Hase, 
während sein Fraktionschef Holger Zast-
row von „Schwachsinn“ sprach. Aller-
dings erst nach der Abstimmung, bei der 
er gefehlt hatte. Durch die Ausrufung des 
„Nazi-Notstands“ wurde Oberbürger-
meister Dirk Hilbert (ebenfalls FDP) ver-
pflichtet, schwerpunktmäßig gegen „rech-
te Gewalt“ und „rechte Positionen“  
vorzugehen sowie die „demokratische 
Alltagskultur“ zu stärken. Hierdurch ge-
riet Dresden nach all der negativen Presse 
über die Pegida-Demonstrationen erneut 
in die Schlagzeilen – sogar die „Washing-
ton Post“, CNN und der arabische Nach-
richtenkanal Al-Dschasira berichteten 
über die Entscheidung des Stadtrats.

Doch marschieren im altehrwürdigen 
Elbflorenz nun wirklich die braunen Ba-
taillone, deretwegen drastische Sofort-
maßnahmen nötig sind? Ein Blick auf die 
aktuelle Situation sowie einige aussagekräf-
tige Zahlen schafft schnell Klarheit. Wie das 
sächsische Landesamt für Verfassungs-
schutz in seinem Bericht über das Jahr vor 
der Ausrufung des „Nazi-Notstands“ mit-
teilte, kam es im genannten Zeitraum in 
Dresden zu 359 rechtsextremen Straftaten, 
von denen 30 als Gewaltdelikte eingestuft 
wurden. Linksextremisten verübten hinge-
gen 144 Straftaten, darunter 26 Gewaltdelik-
te, wobei die geringe Aufklärungsquote bei 
linksextremen Taten eine erhebliche Dun-
kelziffer vermuten lässt. 

Touristenzahl auf Rekordhoch
Aber wie dem auch sei: Die wirkliche Ge-
fahr liegt woanders! Denn den 503 politi-
schen Straftaten stehen 49 000 andere 
Delikte, darunter 1400 Gewalttaten, ge-
genüber. Wobei der Ausländeranteil unter 
den mutmaßlichen Tätern 34 Prozent be-
trägt, obwohl die Nichtdeutschen nur sie-
ben Prozent der Einwohnerschaft stellen. 
Das erklärt dann auch, dass die meisten 
Dresdner wenig Angst vor rechtsextrem 
motivierter Gewalt haben, und somit 
auch keinen „Nazi-Notstand“ empfinden. 
Genauso geht es den Touristen: Deren 

Zahl ist in den vergangenen Jahren trotz 
des angeblich geschäftsschädigenden 
„Pegida-Effektes“ gestiegen und gestie-
gen. So war 2018 das absolute Rekordjahr 
mit 2,2 Millionen Gästen. Deshalb konsta-
tierte der Chef des Tourismusverbandes, 
Johannes Lohmeyer, mit Blick auf den 
Stadtratsbeschluss: „Von einem Notstand 
ist weit und breit nichts zu sehen.“ Aus-
länder – seien es Touristen, seien es 
„Flüchtlinge“ – flanieren gelassen durch 
die Innenstadt und prägen deren Bild aufs 
Nachhaltigste.

Was treiben die geschätzten 350 
Dresdner „Nazis“ nun eigentlich? Selbst 
den Verfassungsschützern fällt es schwer, 
konkrete Taten aufzulisten, welche über 
spontane Attacken auf Ausländer in Form 
von Beleidigungen oder einfachen Kör-
perverletzungen hinausgehen, die von ei-
nem „unstrukturierten rechtsextremisti-
schen Personenpotential“ begangen wur-
den. Was die Schlapphüte an „organisier-
ten rechtsextremen Aktivitäten“ auffüh-

ren, sind alles Kundgebungen, Plakatak-
tionen und Konzerte, bei denen es zu 
keinen Straftaten kam. Selbst die große 
neue Synagoge am Elbufer blieb von den 
„Nazis“ seit der Einweihung vor 19 Jahren 
unbehelligt – die einzigen Hakenkreuz-
schmiereien an den Mauern des Gottes-
hauses stammten von einem Algerier.

Im umgekehrten Falle sieht es anders 
aus: Während man nach „nazistischen“ 
Graffiti wie „Ausländer raus!“ im Dresd-
ner Stadtbild lange suchen muss, stechen 
die Verunglimpfungen demokratischer 
Parteien durch Linksextreme allerorten 
ins Auge. Neben dem quasi unverzichtba-
ren „F(U)CK AFD“ finden sich auch Paro-
len gegen die CDU, FDP oder SPD. 

Dazu kommen die schweren Sachbe-
schädigungen an den Häusern der Dresd-
ner AfD-Funktionäre und -Landtagsabge-
ordneten Karin Wilke und Hans-Joachim 
Klaudius, denen jeweils Aufrufe auf links-
extremen Internetportalen vorausgegan-
gen waren, Politikern der Alternative für 

Deutschland „Besuche“ am Wohnort ab-
zustatten.

Ebenso traf der Terror von links Ein-
richtungen der Bundeswehr, die Landes-
zentrale für politische Bildung, das tsche-
chische Generalkonsulat sowie Restau-
rants wie das „Ballhaus Watzke“ in Dres-
den-Pieschen und das „Mephisto“ in 
Dresden-Löbtau. Auch vor dem Fahrzeug 
des Politikprofessors Werner Patzelt 
machten die „Autonomen“ nicht Halt. 
Der hatte ihren Zorn erregt, weil er angeb-
lich zu viel Toleranz gegenüber Pegida 
aufbringe und als „Versteher der rechten 
Szene“ fungiere. 

Linksextremisten sind hoch aktiv
Die Ausrufung des „Nazi-Notstands“ ist 
also Etikettenschwindel. Weder zeigen 
sich die „Braunen“ im Stadtbild, noch gibt 
es „No-Go-Areas“, in denen Rechtsextre-
misten das Sagen haben – ganz im Gegen-
satz zur Neustadt, wo die links-grüne Sze-
ne herrscht, in der man weder Polizei 

noch Andersdenkende dulden mag. Des-
halb kann der Beschluss des Stadtrats nur 
als weiterer plumper Versuch gewertet 
werden, mit dem Hochspielen der „Rech-
ten Gefahr“ vom Treiben gewaltbereiter 
Linker abzulenken und die Kommune zu-
gleich noch dazu zu bringen, deren Ver-
einsleben und Treffpunkte mit Steuergel-
dern zu sponsern – obwohl Dresden hier 
schon vor dem „Nazi-Notstand“ die Spen-
dierhosen anhatte. Wer dies nicht glaubt, 
dem sei ein Besuch im „Alternativen Zent-
rum Conni“ in der Rudolf-Leonhard-Stra-
ße empfohlen. Dieser Szenetreff, in dem 
auch Linksextreme verkehren, wurde von 
2017 bis 2019 – da er als „soziokulturelle 
Einrichtung“ gilt – mit 825 000 Euro aus 
der Stadtkasse kernsaniert. So kann sich 
dort nun wieder an jedem fünften Mitt-
woch die Undogmatische Radikale Antifa 
Dresden als Gastgeber gerieren. Dass die 
URA zugleich regelmäßig Twitter-Bot-
schaften verbreitet wie „Ewiger Hass der 
Polizei“, steht dabei nicht im Wege.
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„KAMPF GEGEN RECHTS“

Fast überall in Deutschland sind in den 
vergangenen Jahren mit der Immigration 
aus dem arabisch-muslimischen Kultur-
kreis neben Shishakneipen auch bislang 
kaum bekannte sogenannte Barbershops 
entstanden. Sie schießen buchstäblich 
wie Pilze aus dem Boden. Vor allem in den 
Problemvierteln der Clankriminalität ha-
ben sie Hochkonjunktur. Den klassischen 
Friseurbetrieben sind die Barbershops 
schon länger ein Dorn im Auge, weil sie 
zum einen Kunden abziehen und zum an-
deren teilweise illegal sind. 

Barbershops richten sich vor allem an 
Männer und legen einen großen Fokus auf 
Bartpflege. Diese darf auch von Mitarbei-
tern ohne Friseurausbildung durchge-
führt werden, sobald aber auch das 
Haupthaar frisiert wird, wird auch hier 

eine Zusatzausbildung oder ein Meister-
brief benötigt.

Die Herrensalons sind wie die Shisha-
bars in den Fokus der Sicherheits- und 
Finanzbehörden geraten. Diese vermu-
ten, dass dort nicht nur Bärte gestutzt 
werden. Die Behörden vermuten auch 
Verbindungen zu kriminellen arabischen 
Clans, denn es ist nur selten bekannt, wo-
her das Geld für die oft großen finanziel-
len Investitionen zur Einrichtung dieser 
Läden stammt. Wenn in einem von Clans 
kontrollierten Viertel in Essen innerhalb 
kürzester Zeit 20 Barbershops eröffnen, 
passiert das nicht zufällig. In den Clan-
hochburgen öffnet kein Geschäft mehr, 
ohne dass die Clans in irgendeiner Form 
damit zu tun haben und davon in irgend-
einer Weise profitieren. Es mag unter den 

Barbershops legal Arbeitende geben, die 
nichts mit Clankriminalität zu tun haben, 
aber der Anteil derer, die eigentlich nur 
der Geldwäsche dienen, dürfte hoch sein. 
Nur wenn man die Clans von ihrem illega-
len Geld trennt, kann man den Kampf 
gegen diese Strukturen gewinnen.

Nun auch bei Deutschen beliebt
Die Shops sind nicht nur bei jungen Män-
nern aus Nordafrika und dem Nahen Os-
ten beliebt, sondern auch bei einer wach-
senden Schar Einheimischer. All diejeni-
gen Männer, die dem Hipster-Trend fol-
gen und sich einen Bart wachsen lassen, 
legen besonderen Wert auf dessen Pflege. 
Viele kommen oft wegen der günstigen 
Preise: zehn Euro für einen Herrenhaar-
schnitt, 23 für Waschen/Schneiden/Bart, 

30 für ein Komplettpaket mit Kopfmassa-
ge. Terminabsprachen benötigt man 
nicht, es geht alles sehr schnell. Hier wer-
den nicht nur Bärte formatiert, sondern 
auch Nasenhaare gewachst, Augenbrauen 
mit einem rhythmisch gezogenen Faden 
gezupft und Ohren ausgeflämmt. Das bie-
ten deutsche Friseure nicht, gehört aber 
im Orient zur Haarpflege schon immer 
dazu.

Zu Beginn der Massenimmigration aus 
dem arabischen Raum wurden Barber-
shops sogar mit Steuergeld gefördert, weil 
man dort Möglichkeiten der schnellen In-
tegration sah, weil anstatt Ärzten und 
Akademikern massenhaft Barbiere ka-
men. In der arabischen Männerkultur ge-
nießen sie hohes Ansehen und gehören 
zur Mittelschicht, weshalb sich diese auch 

die teure Überfahrt nach Deutschland 
leisten konnten. 

Wenn es wenigstens gelänge, einen 
Teil der Barbierimmigration anstatt in die 
Geldwäsche der Clans in Altenheime zu 
lenken, wo auch Dienstleistungen drin-
gend dieser Art gebraucht werden, hätte 
das Ganze zumindest noch einen positi-
ven Nebeneffekt. Aber danach sieht es 
nicht aus. Im Orient, wo die Frau in der 
Öffentlichkeit abgeschirmt und faktisch 
nicht präsent ist, ist das Friseur- und Bar-
bierhandwerk ein rein männliches, die 
Frauen werden weitgehend hinter ver-
schlossenen Türen frisiert. Dieser Trend 
wird auch jetzt immer mehr in Deutsch-
land Einzug halten, auch wenn in Deutsch-
land Geschlechtertrennung gesetzlich 
verboten ist. � Bodo Bost

MASSENEINWANDERUNG

Statt Ärzten kamen Barbiere
„Babershops“ schießen wie Pilze aus dem Boden: Sicherheitsbehörden vermuten oft Geldwäsche von Araberclans

„Nazi-Notstand“ als willkommene Bestätigung: Aufmarsch der Antifa in Dresden� Foto: imago/Peter Blick

Dresdens Mogelpackung  
namens „Nazi-Notstand“

Vorbild war der „Klima-Notstand“: Die sächsische Metropole phantasiert ein Problem herbei. In Wahrheit 
geht es darum, noch mehr Steuergelder für linksextreme Projekte lockermachen zu können



VON DAWID KAZANSKI

V ieles weist darauf hin, dass die 
Bewohner Allensteins im 
kommenden Sommer neue 
Möglichkeiten zur Nutzung 

des öffentlichen Personennahverkehrs er-
halten. Im September letzten Jahres be-
gann bereits die Erneuerung der Eisen-
bahnstrecke von Allenstein nach Gött-
kendorf. Der Ausbau des Schienenver-
kehrs, der zur Entstehung einer soge-
nannten Stadtregionsbahn führen soll, 
befindet sich schon in einer fortgeschrit-
tenen Etappe. Für das Projekt sind die 
Polnischen Staatsbahnen PKP verant-
wortlich. 

Die neue Zughaltestelle Allenstein-
Stadtmitte ist seit Dezember im Betrieb, 
und es sollen noch drei weitere Bahnstei-
ge errichtet werden, und zwar in den Be-
zirken Lykusen und Redigkainen sowie 
an Wirtschafts- und Energiefachschulen, 
die in der Langseestraße Richtung Stadt-
zentrum gelegen sind. Dabei ist beeab-
sichtigt, an der Station in Lykusen eine 
Ausweichstelle anzulegen, wodurch die 
Kapazität der Strecke wächst. Wenn man 
die bereits bestehenden Bahnhöfe und 
eine Zughaltestelle in Deuthen berück-
sichtigt, so ergibt sich, dass den Fahrgäs-
ten in baldiger Zukunft insgesamt sieben 
Haltestellen zur Verfügung stehen. 

Sieben Haltestellen in Allenstein
Im Rahmen der Bahnstreckenmoderni-
sierung werden die alten durch neue 
Schienen ersetzt, und eine Unterführung 
für Fußgänger und Radfahrer ist in Pla-
nung. Der zukünftige Fußgänger- und 
Fahrradtunnel im Jahnweg, der den alten 
Bahnübergang ersetzen soll,  gewährleis-
tet ein höheres Sicherheitsniveau. Er 
werde eine bequeme Überfahrt für die-
jenigen sein, die den Stadtstrand von 
Allenstein von der Seite der Langseestra-
ße aus besuchen möchten, sagte Martyn 
Janduła, Sprecher der PKP.

Die Erneuerungen sollen den Reisen-
den insgesamt einen guten Standard bie-
ten. Die 76 Zentimeter hohen Bahnsteige 

erleichtern das Einsteigen in die Züge. 
Eine rutschfeste Oberfläche und eine 
funktionelle Beleuchtung ermöglichen 
eine sichere Bewegung auch bei Dunkel-
heit. Neue Bänke, Überdachungen und 
gut verständliche Informationstafeln für 
Fahrgäste sollen für mehr Komfort sor-
gen. Es werden auch Einrichtungen für 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität 
installiert: Rampen, Führungen und 
Tastwege. 

Wenn die Anbindungsbahn fertig ist, 
will man sich noch um einen Fahrkarten-
tarif bemühen, der es ermöglicht, sich 
mit einer Fahrkarte zu einem erschwing-
lichen Preis per Bus, Straßenbahn und 
Bahn im Ballungsraum Allenstein zu be-
wegen. Die Vertreter der Polnischen 

Bahn und des städtischen Transportun-
ternehmens diskutieren über mögliche 
Lösungen. 

Verkehrsverbund wie in Warschau
Nach dem Vorbild anderer Großstädte 
wie Danzig, Warschau oder Lodz sollen 
sich die Betreiber der verschiedenen öf-
fentlichen Transportmittel besser ergän-
zen und den Personennahverkehr opti-
mieren.  Es geht darum, eine Art Ver-
kehrsverbund einzurichten, der einerseits 
der Verkürzung der Reisezeit dient, und 
andererseits durch eine Verringerung der 
Fahrtkosten die Städter dazu anspornen 
soll, auf öffentliche Verkehrsmittel umzu-
steigen und somit einen wichtigen Beitrag 
zum Umweltschutz zu leisten.

Die neuen Einrichtungen werden 
den Zugang zur Eisenbahn erheblich 
verbessern, was sich unmittelbar auf 
den Verkehr innerhalb des Stadtgebiets 
auswirkt und hilft, die Staus zu reduzie-
ren. Von den Siedlungen Redigkainen, 
Lykusen und Göttkendorf aus wird es 
möglich sein, das Stadtzentrum in kur-
zer Zeit mit dem Zug zu erreichen. Auch 
die Einwohner der Nachbargemeinden 
werden profitieren, die mit neuen Bahn-
verbindungen einen bequemeren Zu-
gang zur Arbeit und zu den Schulen be-
kommen. Die Kost4en für Modernisie-
rungsarbeiten sowie der Umbau der 
Bahnstrecke im Stadtgebiet belaufen 
sich umgerechnet auf etwa 15 Millionen 
Euro. 
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Noch sind Elektroautos eine recht teure 
Alternative, aber nach Meinung von Ex-
perten können sie in einigen Jahren zu 
einem Haupt-Transportmittel werden 
und den gesamten Verkehrssektor revo-
lutionieren. Auch auf polnischen Straßen 
wächst die Anzahl der E-Autos. Ange-
sichts langsam voranschreitenden Koh-
leausstiegs sowie der schwer erreichba-
ren Klimaziele drängt man polenweit auf 
den Ausbau der Elektromobilität. 

In Allenstein sollen bis Mitte März  
100 neue Stromtankstellen aufgestellt 
werden. Die erste Ladesäule für Elektro-
fahrzeuge wurde vor sechs Jahren auf 
dem Parkplatz des Wissenschafts- und 
Technologieparks errichtet. Nach dem 
Gesetz über die Elektromobilität müssen 
große und mittelgroße Städte neue Stand-
orte für öffentlich zugängliche Ladepunk-
te vorschlagen. Auf diese Weise soll die 

Elektromobilität in Polen gefördert wer-
den. Wie Łukasz Pikuła, der Bevollmäch-

tigte des Stadtpräsidenten für die Ener-
gieinfrastruktur, sagte, zieht man haupt-

sächlich Standorte in der Nähe von Mehr-
familienhäusern und in den von Anwohnern 
stark frequentierten Gebieten in Erwägung. 
Genannt wurden das Gebiet um den Okull-
see und der Altstadtbereich. 

Die meisten derzeit bestehenden 
Stromtankstellen gibt es in den Parkhäu-
sern der größten städtischen Einkaufszen-
tren „Ermländische Galerie“ und „Aura“. 

Im vergangenen Jahr wurden in der ge-
samten Republik Polen 1400 Elektroautos 
verkauft. Zwar gehört Allenstein nicht zu 
den Spitzenreitern in diesem Bereich, aber 
die Autohändler sehen ein wachsendes In-
teresse an elektrisch angetriebenen Wa-
gen. Je realer das in Aussicht gestellte För-
derprogramm der Regierung für den Kauf 
von Elektroautos wird, desto größer ist die 
Chance, die Kaufentscheidung der Ver-
braucher zu beeinflussen. Damit ein Fahrer 
auf seinen konventionellen Diesel- oder 

Benzin-Pkw verzichtet und auf ein Elektro-
auto umsteigt, muss die nötige Ladeinfra-
struktur ausgebaut werden. 

Der Aufruf zur Einreichung von För-
deranträgen wird voraussichtlich noch in 
diesem Quartal erfolgen. Im polnischen 
Parlament wird noch erörtert, wie die 
Kaufprämie für Elektrofahrzeuge künftig 
errechnet wird. Der größte Nachteil um-
weltfreundlicher Autos ist ihr hoher Preis. 
Zu den Vorteilen zählt, dass man die Bus-
spuren benutzen darf, was besonders zu 
Stoßzeiten angenehm ist, da man Staus 
meiden kann, sowie gebührenfreies Par-
ken. Derzeit sind in Allenstein  
21 Elektroautos zugelassen. Vor einem 
Jahr waren es nur sieben. Mit dem ausge-
bauten Netz von Ladestationen und ge-
planten Subventionen wird in Zukunft die 
Nachfrage nach E-Autos vermutlich  stei-
gen. � D. K.

E-MOBILITÄT

Mehr Ladestationen für Autos
Der polnische Staat fördert den Ausbau der Instrastruktur für Elektro-Pkw – Auch Allenstein profitiert

Der intensive Ausbau hat begonnen: Arbeiten an der innerstädtischen Bahnstrecke� Foto: D.K.

BAHNAUSBAU

Allenstein erhält einen Verkehrsverbund
Ausbau der Bahnstrecke und Haltestellen ist in vollem Gange – Inbetriebnahme im Sommer geplant

b MELDUNGEN

39 Klassen 
geschlossen
Königsberg – In der Gebietshaupt-
stadt und im gesamten nördlichen 
Ostpreußen sind 39 Klassen an Lehr-
einrichtungen vorsorglich wegen 
Grippe- und Atemwegserkrankungen 
geschlossen worden. Am 4. Feburar 
wurden die Schüler der betroffenen 
Anstalten in einen zehntätigen 
Zwangsurlaub geschickt. Betroffen 
waren Schulen in Tapiau, Pr. Eylau, 
Ragnit und um Labiau. Ingesamt wur-
den Klassen in 25 Schulen und  
29 Gruppen von 21 Kindergärten nach 
Hause geschickt. � MRK 

S16 wird 
gebaut
Groß Borken/Sensburg – Der Ausbau 
der Schnellstraße 16 von Groß Borken 
bis Sensburg erfolgt noch in diesem 
Jahr. Inzwischen wurde der Auftrag-
nehmer für den Bau der Schnell- 
straße 16 ermittelt. Innerhalb von  
36 Monaten muss der Baukonzern Porr 
AG die Strecke für umgerechnet rund 
147 Millionen Euro fertigstellen. Der 
Vertrag soll noch in diesem Quartal 
unterschrieben werden.� PAZ

„Friedländer 
Tor“ gefördert
Königsberg– Das Museum Friedlän-
der Tor hat gemeinsam mit seinem pol-
nischen Kooperationspartner „Swaito-
wid“ und dem Museum für Archäologie 
und Geschichte eine internationale 
Ausschreibung gewonnen. Die Förde-
rung in Höhe von 1,2 Millionen Euro 
findet im Rahmen einer grenzüber-
schreitenden Kooperation statt. Das 
Museum wird die Gelder für Elektrifi-
zierung, Entwässerung und das Anle-
gen von Fußwegen auf dem 1,7 Hektar 
großen Gelände ausgeben und plant 
eine neue Ausstellung. � MRK

Sie sollen helfen, die Infrastruktur der Elektromobilität zu verbessern: Ladestation in 
Allenstein� Foto: D.K.
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ZUM 104. GEBURTSTAG

Siebeck, Ella, geb. Will, aus 
Irglacken, Kreis Wehlau, am 2. 
Februar

ZUM 100. GEBURTSTAG

Heiss, Gerda, geb. Stars, aus 
Hochdünen, Kreis Elchniederung, 
am 19. Februar
Höper, Dr. Edith, geb. Becker, aus 
Lyck, Yorkstraße, am 17. Februar
Porr, Waltraut, geb. Rumler,  
aus Malkienen, Kreis Lyck, am  
15. Februar
Sturies, Alfred, aus Heinrichs-
walde, Kreis Elchniederung, am  
21. Februar

ZUM 99. GEBURTSTAG

Bartsch, Erika, geb. Greczyk,  
aus Birkenwalde, Kreis Lyck, am 
16. Februar
Beyer, Kurt, aus Schloßbach, Kreis 
Ebenrode, am 19. Februar

ZUM 98. GEBURTSTAG

Bamberg, Herta, geb. Rothgänger, 
aus Willkassen, Kreis Treuburg, 
am 19. Februar
Buttgereit, Herta, geb. Berger, 

aus Kreuzdorf, Kreis Treuburg, am 
15. Februar
Jendrysik, Elsa, geb. Unruh, aus 
Germau, Kreis Fischhausen, am  
14. Februar
Ladda, Hedwig, geb. Schall, aus 
Lötzen, am 17. Februar
Meier, Herta, geb. Wunderlich, 
aus Demmen, Kreis Elchniederung, 
am 19. Februar

ZUM 97. GEBURTSTAG

Kalwellis, Edith, geb. Hoffmann, 
aus Skaten, Kreis Wehlau, am  
16. Februar
Schulze, Elisabeth, geb. Gerlach, 
aus Fließdorf, Kreis Lyck, am  
18. Februar
Zlomke, Horst, aus Opitten, Kreis 
Preußisch Holland, am 14. Februar

ZUM 96. GEBURTSTAG

Banz, Heinrich, aus Gorlau, Kreis 
Lyck, am 16. Februar
Breitsprecher, Elsa, geb. Pohlenz, 
aus Friedrichshof, Kreis Ortels-
burg, am 18. Februar
Dumjahn, Marianne, aus Belgard, 
Pommern, am 20. Februar
Heinsohn, Hertha, geb. Kösling, 
aus Parnehnen, Kreis Wehlau, am 
19. Februar
Schlaud, Lydia, geb. Heinrich, aus 

Plauen, Kreis Wehlau, am 17. 
Februar

ZUM 95. GEBURTSTAG

Browarzik, Else, geb. Raffalski, 
aus Bittkau, Kreis Treuburg, am  
18. Februar
Brzezinski, Horst, aus Wittingen, 
Kreis Lyck, am 19. Februar
Gathmann, Elfriede, geb. Pruß, 
aus Griesen, Kreis Treuburg, am 
16. Februar
Kiehr, Hanna, aus Cranz, Kreis 
Fischhausen, am 16. Februar
Rautenberg, Alfred, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
14. Februar
Saathoff, Frieda, geb. Festerling, 
aus Föhrenhorst, Kreis Ebenrode, 
am 14. Februar
Sommer, Hans, aus Neukuhren, 
Kreis Fischhausen, am 16. Februar
Wisbar, Klaus, aus Kreuzin- 
gen, Kreis Elchniederung, am  
19. Februar

ZUM 94. GEBURTSTAG

Borowy, Siegfried, aus Kobilinnen, 
Kreis Lyck, am 16. Februar
Brahms, Irmgard, geb. Trzeciak, 
aus Siegersfeld, Kreis Lyck, am  
20. Februar
Hellwich, Roland, aus Schulzen-
wiese, Kreis Elchniederung, am  
14. Februar
Recht, Waltraut, geb. Wedler, aus 
Kuckerneese, Kreis Elchniederung, 
am 14. Februar
Sommer, Hildegard, geb. Lossau, 
aus Lyck, am 20. Februar
Weiss, Ernst, aus Lötzen, am  
13. Februar
Wischnewski, Christel, aus 
Cranz, Kreis Fischhausen, am  
14. Februar

ZUM 93. GEBURTSTAG

Dudek, Ilse, geb. Nüske, aus Lyck, 
Morgenstraße 14, am 18. Februar
Gerlach, Marie-Anne, aus Klein 
Steegen, Kreis Preußisch Eylau, am 
16. Februar
Gritzan, Elfriede, geb. Kensy,  
aus Eckwald, Kreis Ortelsburg, am 
16. Februar
Janz, Hubert, aus Grünwiese, 
Kreis Elchniederung, am 17. 
Februar
Kehl, Christel, geb. Cziehso,  
aus Neuendorf, Kreis Lyck, am  
19. Februar
Kieselbach, Erika, geb. Budzinski, 
aus Schnippen, Kreis Lyck, am  
16. Februar
Onischke, Ernst, aus Schallen, 
Kreis Wehlau, am 20. Februar
Scheller, Eva, geb. Butgereit, aus 
Königsberg, am 20. Februar
Schwiderrek, Kurt, aus Wittingen, 
Kreis Lyck, am 17. Februar
Wolgast, Hildegard, geb. 
Matschuck, aus Kischen, Kreis 
Elchniederung, am 14. Februar

ZUM 92. GEBURTSTAG

Bombalska, Gertrud, aus Prostken, 
Kreis Lyck, am 15. Februar
Brockmann, Gertrud, geb. Küch-
meister, aus Breitenfelde, Kreis 
Neidenburg, am 18. Februar
Fierke, Erich, aus Rauschen, Kreis 
Fischhausen, am 19. Februar
Jorzik, Irmgard, aus Ulleschen, 
Kreis Neidenburg, am 14. Februar
Knapp, Klara, geb. Bendzko, aus 
Stettenbach, Kreis Lyck, am  
15. Februar
Lübbe, Helga, geb. Baumeister, 
aus Palmnicken, Kreis Fischhausen, 

am 19. Februar
Mekelburg, Irmgard, geb. Prange, 
aus Weißenberg, Kreis Stuhm, am 
18. Februar
Olthoff, Ilse, geb. Kalkowski, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 16. 
Februar
Sawischlewski, Gertrud, geb. 
Bergholz, aus Skurpien, Kreis 
Neidenburg, am 14. Februar
Schmidt, Erika, geb. Liedtke, aus 
Pregelswalde, Kreis Wehlau, am 14. 
Februar
Schott, Irene, geb. Schmidt, aus 
Wehlau, am 18. Februar
Schulz, Dietrich, aus Paterswalde, 
Kreis Wehlau, am 17. Februar
Wachsmuth, Herta, geb. Brozio, 
aus Dorntal, Kreis Lyck, am 16. 
Februar

ZUM 91. GEBURTSTAG

Burdinski, Heinrich, aus 
Magdalenz, Kreis Neidenburg, am 
15. Februar
Fellehner, Rudi, aus Tegnerskrug, 
Kreis Schloßberg, am 16. Februar
Görich, Hedwig, geb. Dubies, aus 
Seliggen, Kreis Lyck, am 17. Februar
Krzewitzki, Gilda, geb. 
Kulschewski, aus Auglitten, Kreis 
Lyck, am 20. Februar
Lojewski, Gisela, aus Millau, Kreis 
Lyck, am 15. Februar
Luszek, Günter, aus Wallenrode, 
Kreis Treuburg, am 16. Februar
Meson, Helmut, aus Goldbach, 
Kreis Wehlau, am 17. Februar
Redepening, Gerda, geb. Horn, 
aus Schloßbach, Kreis Ebenrode, 
am 18. Februar
Rutkowski, Helmut, aus Millau, 
Kreis Lyck, am 16. Februar
Scheffler, Hildegard, geb. 
Borawski, aus Lyck, Kaiser-
Wilhelm-Straße 109, am 19. 
Februar
Schütze, Edith, geb. Köhler, aus 
Bergenau, Kreis Treuburg, am 20. 
Februar
Schwarz, Frieda, geb. Jankowski, 
aus Kalgendorf, Kreis Lyck, am 18. 
Februar
Tölke, Ursula, geb. Kupzik, aus 
Quellbruch, Kreis Ebenrode, am 
14. Februar
Wagner, Edeltraut, geb. Rattay, 
aus Schönhofen, Kreis Treuburg, 
am 15. Februar

ZUM 90. GEBURTSTAG

Bednarz, Fritz, aus Groß Jerutten, 
Kreis Ortelsburg, am 20. Februar
Bloch, Gerhard, aus Seenwalde, 
Kreis Ortelsburg, am 20. Februar
Brigel, Eveline, geb. Blattner, aus 
Neidenburg, am 19. Februar
Genßler, Ursula, geb. Buck, aus 
Neuendorf, Kreis Wehlau, am  
20. Februar
Gerlitz, Bernhard, aus Giersfelde, 
Kreis Lyck, am 18. Februar
Jensen, Karl-Heinz, aus Groß 
Engelau, Kreis Wehlau, am 18. 
Februar
Meynert, Erna, geb. Seidlitz,  
aus Borken, Kreis Treuburg, am 16. 
Februar
Neumann, Kurt, aus Lyck, am  
18. Februar
Okuniek, Heinz, aus Stahnken, 
Kreis Lyck, am 15. Februar
Riedzewski, Edeltraut, geb. No-
wotsch, aus Herzogshöhe, Kreis 

Treuburg, am 14. Februar
Sander, Eva, geb. Heyer, aus 
Treuburg, am 16. Februar
Stuhr, Erika, geb. Gramatzki, aus 
Lakendorf, Kreis Elchniederung, 
am 17. Februar
Wiemann, Werner, aus Cranz, 
Kreis Fischhausen, am 14. Februar
Worgull, Heinz, aus Kalgendorf, 
Kreis Lyck, am 17. Februar
Wosing, Elfriede, geb. Steppat, 
aus Wehlau, am 20. Februar

ZUM 85. GEBURTSTAG

Beba, Christel, aus Ortelsburg, am 
19. Februar
Beckedorf, Else,  geb. Strohschein, 
aus Barnen, Kreis Treuburg, am  
19. Februar
Biesalski, Kurt, aus Frankenau, 
Kreis Neidenburg, am 16. Februar
Bondzio, Gerhard, aus Rogonnen, 
Kreis Treuburg, am 14. Februar
Burmeister, Sigrid, geb. Syma-
nowski, aus Adlersdorf, Kreis Löt-
zen und aus Fließdorf, Kreis Lyck, 
am 15. Februar
Casemir, Hansjürgen, aus Kö-
nigsberg, am 15. Februar
Dolassek, Rudolf, aus Waiblingen, 
Kreis Lyck, am 14. Februar
Glaubitz, Kurt, aus Plohsen, Kreis 
Ortelsburg, am 16. Februar
Grüneberg, Guntram, aus Danzig, 
am 14. Februar
Horstmann, Ruth, geb. Albin, aus 
Herzogshöhe, Kreis Treuburg, am 
14. Februar
Jopp, Helmut, aus Plötzendorf, 
Kreis Lyck, am 16. Februar
Koppetsch, Ingeborg, geb. 
Wienert, aus Rhein, Kreis Lötzen, 
am 19. Februar
Nakaten, Irmgard, geb. Grigo, 
aus Sulimmen, Kreis Lötzen, am 
15. Februar
Oprotkowitz, Arnold, aus 
Schwentainen, Kreis Treuburg, 
am 15. Februar
Pauloweit, geb. Grosse, aus 
Wehlau, am 20. Februar
Samlaus, Ulrich, aus Dammbruch, 
Kreis Fischhausen, am 16. Februar
Scharrmann, Margot, geb. 
Schulz, aus Fedderau/Heide, Kreis 
Heiligenbeil, am 18. Februar
Schmuck, Kurt, aus Watzum, 
Kreis Fischhausen, am 18. Februar
Sewtz, Klaus, aus Waiselhöhe, 
Kreis Neidenburg, am 19. Februar

Tröck, Arnold, aus Peyse, Kreis 
Fischhausen, am 20. Februar
Von Hippel, Hans-Jürgen, aus 
Königsberg, am 15. Februar
Wien, Konrad, aus Windkeim/
Groß Windkeim, Kreis Heiligenbeil, 
am 15. Februar

ZUM 80. GEBURTSTAG

Blume, Christine, geb. Balzer, aus 
Lank, Kreis Heiligenbeil, am 19. 
Februar
Egerth, Ingrid, geb. Dommasch, 
aus Lindental, Kreis Elchniederung, 
am 14. Februar
Fligge, Ingrid, geb. Bader, aus 
Königsberg, am 18. Februar
Gross, Barbara, geb. Milbitz, aus 
Seerappen, Kreis Samland, am  
17. Februar
Gutzeit, Manfred, aus Wehlau, 
am 16. Februar
Hoffmann, Werner, aus Adlig 
Linkuhnen, Kreis Elchniederung, 
am 14. Februar
Kraschewski, Ingrid, geb. Cyrkel, 
aus Breitenfelde, Kreis Neidenburg, 
am 16. Februar
Materra, Edelgard, geb. Beck-
mann, aus Freythen, Kreis Ortels-
burg, am 19. Februar
Mühlhausen, Walter, aus Willen-
heim, Kreis Lyck, am 15. Februar
Naujoks, Gertraud, geb. Huber, 
aus Pelkeninken, Kreis Wehlau, am 
16. Februar
Peters, Rosemarie, geb. Trun-
schel, aus Karkeln, Kreis Elchnie-
derung, am 16. Februar
Rogge, Manfred, aus Groß Dirsch-
keim, Kreis Fischhausen, am  
14. Februar
Rogge, Ulrich, aus Pobethen, 
Kreis Fischhausen, am 14. Februar
Schober, Monika, Kreisge- 
meinschaft Tilsit-Ragnit, am  
19. Februar
Schumacher, Elfrieda, geb. Gä-
bert, aus Powayen, Kreis Fischhau-
sen, am 18. Februar
Schweitzer, Helga, geb. Pruß,  
aus Griesen, Kreis Treuburg, am 
16. Februar

ZUM 75. GEBURTSTAG

Schulze, Helga, geb. Nadolny, aus 
Rübenzahl, Kreis Lötzen, am 17. 
Februar

Wir gratulieren …

Termine der Landsmannschaft  
Ostpreußen e.V. im Jahr 2020 

14./15. März: Arbeitstagung 
der Kreisvertreter in Helmstedt 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)  
17. bis 19. April: Kultur- 
seminar in Helmstedt  
18./19. April: Arbeitstagung 
Deutsche Vereine in Sensburg 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)  
26. bis 28. Juni: 8. Ostpreu
ßische Sommerolympiade in 
Heilsberg  
11. Juli: Festakt „100 Jahre 
Volksabstimmung“ in Allenstein  
12. Juli: Ostpreußisches  
Sommerfest in Wuttrienen  
18. bis 20. September:  
Geschichtsseminar in  
Helmstedt  
5. bis 11. Oktober: Werk
woche in Helmstedt  

17. Oktober: 10. Deutsch- 
Russisches Forum in  
Lüneburg (geschlossener  
Teilnehmerkreis)  
6. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den der LO (geschlossener 
Teilnehmerkreis)  
7./8. November: Ostpreußi-
sche Landesvertretung  
(geschlossener Teilnehmer-
kreis)

Auskünfte erhalten Sie bei  
der Bundesgeschäftsstelle der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Buchtstraße 4, 22087 Ham-
burg, Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de 
oder auf unserer Webseite 
www.ostpreussen.de/lo/ 
seminare.html . 

Kontakt

Wegen Elternzeit der zuständigen Mitarbeiterin ist bis Ende 2020 
Frau Ingrun Renker Ansprechpartnerin für die Heimat-Seiten.  
Telefon: (040)41 40 08 - 34 
E-Mail: renker@preussische-allgemeine.de  
Sprechzeiten: Dienstag–Donnerstag jeweils von 13-16 Uhr

Reisen nach Ebenrode, Schloßberg, Gumbinnen,
Königsberg, Heilsberg, Allenstein, Lyck, Sensburg
Angebote unter www.Scheer-Reisen.de od. Gratisprospekt

SCHEER-REISEN.de
Tel. 0202 500077 · info@scheer-reisen.de

ANZEIGE

Masuren und Danzig
Reisen mit der MS CLASSIC LADY
Tel. 07154/131830 www.dnv-tours.de

ANZEIGE

Hinweis

Alle auf den Seiten „Glückwünsche“ und „Heimat“ abge-
druckten Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen wer-
den auch ins Internet gestellt. Der Veröffentlichung können Sie  
jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen.

Rückblende Früher, als die Winter noch eisig waren, ruhte in der kalten 
Jahreszeit das Leben in der Natur fast vollständig. Diese Aufnahme aus 
den 30er Jahren zeigt Fischer auf dem Kurischen Haff (der genaue Ort 
ist nicht bekannt). � Bildarchiv Ostpreußen 



Vorsitzende: Uta Lüttich,  
Feuerbacher Weg 108, 70192 
Stuttgart Tel.:  (0711) 85 40 93, 
uta.luettich@web.de Geschäfts-
stelle: Haus der Heimat, Schloß-
straße 92, 70176 Stuttgart,  
2. Stock, Zimmer 219 (Sprech-
stunden nach Vereinbarung)

Baden-
Württemberg

Ludwigsburg – Jahreshauptver-
sammlung mit Königsberger Klop-
sen, Dienstag, 18.02., 15.00 Uhr
Tagesordnung:
1. Begrüßung
2. Totenehrung
3. Rechenschaftsbericht des 1. Vor-
sitzenden 
4. Kassenbericht des Kassenwarts 
5. Bericht der Kassenprüfer 
6. Entlastung des Vorstandes 
7. Anträge 
8. Wahlen nicht besetzter Ämter 
9. Verschiedenes.

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch, 
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon 
(030) 2547345, E-Mail: info@bdv-
bln.de, Geschäftszeit: Donnerstag 
von 14 Uhr bis 16 Uhr. Außerhalb 
der Geschäftszeit: Marianne  
Becker, Telefon (030) 7712354.  
Internet: www.ostpreussen- 
berlin.de 

Berlin

Stammtisch
17. Februar 2020, Beginn: 13.00 Uhr
Johannisburg, Lötzen, Sensburg –
Restaurant Muna, Albrechtstr. 52, 
12167 Berlin
Anfragen: Johannisburg und Sens-
burg: Andreas Maziul (030) 54 29 
917, Lötzen: Gabriele Reiß, Tel: 
(030) 75 63 56 3

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender:: Gerhard 
Schröder, Engelmühlenweg 3, 
64367 Mühltal,  
Tel. (06151)148788 

Hessen

Wetzlar – „Was Essen zum Ge-
nuss macht“ ist der Titel eines 
Vortrags von Karla Weyland (Rau-
schenberg) beim Treffen der 
Landsmannschaft der Ost- und 
Westpreußen – Kreisgruppe Wetz-
lar am Montag, 9. März. Die Ver-
anstaltung startet um 12.00 Uhr 
im Restaurant Grillstuben (Stop-
pelberger Hohl 128) mit dem Ver-
speisen einer ostpreußischen Spe-
zialität, dem Grützwurstessen. 
Vorbestellungen dazu werden er-
beten an den Leiter der Kreis-
gruppe, Kuno Kutz, Telefon 
(06441)770559. Karla Weyland 
wird das Treffen mit allerlei Inte-
ressantem über heimatliche Spe-
zialitäten, Gebräuche beim Essen 
und Trinken ergänzen.

Wiesbaden – 15.02.2020, 15.00 
Uhr, Monatstreffen, Haus der Hei-
mat, Wappensaal (1. Stock), Fried-
richstraße 35, Wiesbaden, Krep-
pel-Kaffee im Wappensaal.

Unter dem Motto „Spaß an der 
Freud“ wollen wir eine fröhliche 
und beschwingte Zeit verbringen 
mit lustigen Beiträgen und viel 
Gesang. Kommen Sie zu dem bun-
ten Nachmittag – am besten mit 
guter Laune und lustiger Kopfbe-
deckung.

Wiesbaden – 20.02.2020, 12.00 
Uhr, Stammtisch, Gaststätte 
„Haus Waldlust“, Wiesbaden-
Rambach, Ostpreußenstraße 46, 
Serviert wird „Schmandhering“. 
Es kann auch nach der Speisekar-
te bestellt werden. 

Wegen der Platz- und Essen-
disposition bitte unbedingt bis 
spätestens 14.02.2020 anmelden 
bei Helga Kukwa, (0611) 37 35 21. 
ESWE-Busverbindung: Linie 16, 
Haltestelle Ostpreußenstraße.

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer, 
Geschäftsstelle: Buchenring 21, 
59929 Brilon, Tel.: (02964)1037. 
Fax (02964)945459, E-Mail:  
Geschaeft@Ostpreussen-NRW.de, 
Internet: Ostpreussen-NRW.de

Nordrhein-
Westfalen

Landesgruppe – Einladung zur 
außerordentlichen Delegiertenta-
gung mit Wahlen im Haus Union, 
Schenkendorfstraße 13, 46047 
Oberhausen am Sonnabend, 21. 
März 2020, 10.00 Uhr.

Gemäß § 11 der Satzung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
Landesgruppe Nordrhein-Westfa-
len e.V., i.d.F. vom 8. April 1978, zu-
letzt geändert am 31. März 2001, 
beruft der geschäftsführende Vor-
stand aus wichtigen Gründen eine 
außerordentliche Delegiertenver-
sammlung mit Wahlen ein.
1. Eröffnung und Begrüßung durch 
den Vorsitzenden
2. Totenehrung
3. Feststellung der Beschlussfä-
higkeit
4. Annahme der Tagesordnung 
und des Protokolls über die Lan-
desdelegierten-, Kultur- und Frau-
entagung mit Neuwahlen am 16. 
März 2019
5. Arbeitsbericht des Vorsitzenden
6. Finanzbericht und Jahresabsch-
luss 2019
7. Bericht der Kassenprüfer
8. Planung Haushalt 2020: Beiträge, 
Aussprache, Annahme
9. Kurzberichte der Referenten Kul-
tur, Frauen und Jugend
10. Entlastung des Vorstands
11. Wahlen: Wahl von Wahlhelfern, 
Abberufung des stellvertretenden 
Vorsitzenden Klaus-Arno Lemke 
wegen fortdauernder Verstöße ge-
gen die Satzung, wegen eines Ver-
stoßes gegen einen Vorstandsbe-
schluss, sowie wegen Pflichtverlet-
zungen, Abberufung von Klaus-Ar-
no Lemke als Delegierter für die 
OLV, Neuwahl eines stellvertreten-
den Vorsitzenden (unter Begren-
zung der Amtszeit bis zur regulären 
Wahl im Jahr 2021), Neuwahl eines 

Delegierten für die OLV (unter Be-
grenzung der Amtszeit bis zur regu-
lären Wahl im Jahr 2021)
12. 12.45 Uhr bis 13.45 Uhr: Mittag-
essen
13. 13.45 Uhr: Gerhard Schröder: 
„Als Waisenkind überlebt im Cha-
os von Königsberg 1945 bis 1947“ 
und Hannelore Neumann: „Auf der 
Suche nach meiner verlorenen 
Identität“    
14. Ca. 15.15 Uhr: Nachmittagskaffee
15. Schlussworte
16. Ostpreußenlied
16 Uhr: Voraussichtliches Ende
Programmänderungen vorbehalten

Essen – Die Jahreshauptversamm-
lung findet in diesem Jahr am 21. 
Februar 2020 um 15.00 Uhr in der                          
Gastronomie St. Elisabeth,                                                         
Dollendorfstraße 51, 45144 Essen 
statt. Danach wird zum Königsber-
ger Klops-Essen eingeladen. 

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Kirchentag am 22.03.2020
Landesgruppe – An diesem Tag er-
warten wir 40 Teilnehmer in der St. 
Mattäus Gemeinde.

Der Kirchentag soll sich mit 
dem Thema: „Die Liebe – göttlich - 
menschlich“ beschäftigen. Der Um-
gang der Menschen im alltäglichen 
Leben lässt oft zu wünschen übrig, 
doch Gott gab uns den Auftrag, je-
den Menschen zu lieben, wie Gott 
es tut. Gott gab uns die Welt, dass 
wir diese bevölkern und uns darauf 
einrichten können.

Im Gottesdienst werden wir das 
Thema „Liebe aus göttlicher Sicht“ 
beleuchten. Mit der großen Sint-
flut wird als eine göttlich veran-
lasste Flutkatastrophe beschrie-
ben, die die Vernichtung der ge-
samten Menschheit und der Land-
tiere zum Ziel hatte. Doch Gott 
hatte ein Einsehen und sandte den 

Regenbogen als Friedenszeichen 
für die Menschen. Die Pfarrerin der 
St. Matthäus Gemeinde Jutta Gil-
dehaus (mit schlesischen Vorfah-
ren) wird zum Thema predigen und 
die Junge Gemeinde zum Thema 
ein kleines Kirchspiel aufführen.

Nach dem Gottesdienst ver-
sammeln wir uns am Gedenkstein 
und gedenken an die Toten des 
Zweiten Weltkrieges.

Im Anschluss an die Mittags-
pause planen wir ein Referat mit 
Nina Goncalo, die sich mit der pol-
nischen Geschichte nach dem 
Zweiten Weltkrieg auseinanderge-
setzt hat. Auch die Polen haben ihre 
Heimat verloren. Danach planen 
wir, dass uns die „Kirchenmäuse“ 
der St. Matthäuskirche mit Tanz 
und Gesang erfreuen.

Zum Abschluss wird uns der Po-
saunenchor der Kirchgemeinde 
deutsche Lieder spielen. Sie sind 
herzlich eingeladen! Wir würden 
uns freuen, Sie begrüßen zu dürfen. 
Bitte melden Sie sich bei Alexander 
Schulz unter Tel.: (0371)301616 an. 
Es gibt zur Mittagspause einen klei-
nen Imbiss und Kaffee und Kuchen.

Alexander Schulz

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info.

Schleswig-Holstein

Kiel – Zum Preußentag am 19. Ja-
nuar 2020 konnte der Vorsitzende 
der Landsmannschaft Ostpreußen 
(LO), Landesverband Schleswig-
Holstein Edmund Ferner in die-
sem Jahr stattliche 75 Teilnehmer 
aus den Ortsgruppen des Landes-
verbandes und Gäste im Haus der 
Heimat in Kiel willkommen hei-
ßen. Insbesondere begrüßte er die 
Ehrengäste Herrn Manfred Liet-
zow von der OMV, Herrn Fedor 
Mrotzek vom BdV und Herrn 
Ehmke vom VDH, Kiel. Ganz be-
sonders begrüßte der Vorsitzende 
den Referenten des 1. Vortrages, 
Generalmajor a.D. Gerd Schultze-

Rohnhof, der mit großem Beifall  
bedacht wurde.  

Zur Einführung des Preußen-
tages hielt Edmund Ferner einen 
Rückblick auf das Jahr 2019 mit 
den einleitenden Worten „Jedes 
Jahr zu Weihnachten und zu Be-
ginn des neuen Jahres gehen unse-
re Ge-danken insbesondere wieder 
in die alte Heimat zurück. Wir den-
ken an die glücklichen Stunden 
und an die Schönheit Ostpreußens 
und an die Einmaligkeit der Natur.

In Rominten zog der edelste 
starke Hirsch seine klobige Fährte, 
auf den grünen Koppeln. Trakeh-
ner weideten, die besten Pferde 
Europas, im Memeldelta lebte das 
stärkste Wild, der urige Elch, noch 
in freier Wildbahn, in der Johan-
nisburger Heide zog der Forst-
mann die wertvollen Starkkiefern, 
im Samland bestand die beste 
deutsche Rinderzucht, und die 
weiten Getreidefelder und Kartof-
felschläge Ostpreußens ernährten 
einen großen Teil unserer Groß-
stadtbevölkerung. 

Auf der Nehrung wurde das 
Gold des Meeres, der Bernstein 
ausgebeutet, und in Königsberg 
stand die Universität, an der einer 
der bedeutendsten Männer der 
Welt, Immanuel Kant, gelehrt und 
gelebt hat. Soll alles das, soll Kul-
turarbeit von sieben Jahrhunder-
ten ausgelöscht sein? Nein solange 
wir noch leben, werden wir für die 
Erhaltung der Kultur arbeiten.“

Und er führte weiter aus, dass 
wir glücklich sein können, dass vor 
30 Jahren die Mauer gefallen ist. 
Aber in den Reden, die aus Anlass 
des 9.November 1989 gehalten 
wurden, ist aus Mitteldeutschland 
Ostdeutschland geworden, und an 
den Verlust unserer ersten Heimat 
und an das schwere Schicksal der 
Menschen erinnert keiner mehr. Er 
verweist auf den russischen Wis-
senschaftler Prof. Dr. W. Gilma-
now, der den Ostpreußen eng ver-
bunden ist, der u.a. schrieb:

„Es gibt wenige Städte in der 
europäischen Geschichte, die so 
stark den Wechselfällen des 
Schicksals unterworfen gewesen 
sind wie Königsberg, das im Mittel-
punkt der historisch-politischen 
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Rätsel

Auseinandersetzungen zwischen 
zwei verschiedenen kulturge-
schichtlichen Dimensionen – zwi-
schen Ost und West steht.“

Nach weiteren markanten Hin-
weisen zur Entwicklung in der Ge-
schichte der Nachkriegszeit stellt 
er fest: „Europa wächst. Wächst es 
auch zusammen? Die Nation, der 
Nationalstaat gilt nichts mehr. 
Wollen wir kein Europa der Vater-
länder, von dem de Gaulle sprach? 
Wollen wir die Eigenheiten der Na-
tionen und Völker abschaffen?“ 
Und führt weiter aus, dass gerade 
in der globalisierten Welt die mo-
dernen Nationalstaaten Haupt-
pfeiler von Demokratie und Ge-
sellschaft sind.

Zum Schluss wirft er die Frage 
auf und beendet seinen Vortrag 
mit den Worten: „Wie wird es mit 
dem Bund der Vertriebenen und 
der Landsmannschaft Ostpreußen 
weitergehen? Es sind nicht nur die 
rückläufigen Mitgliederzahlen, die 
besorgt in die Zukunft schauen las-
sen – zu unserer Freude stoßen 
aber immer auch jüngere Men-
schen zu uns – sondern es fehlt das 
Bewusstsein, dass das Land hinter 
Oder und Neiße Jahrhunderte al-
tes deutsches Land gewesen ist. 

Das Kapitel Ostdeutschland 
scheint abgeschlossen zu sein. 
Trotz vieler Rückschläge, die wir 
und unsere Eltern hinnehmen 
mussten, wollen wir hoffnungsvoll 
in die Zukunft sehen, der alten 
Heimat die Treue halten, und die 
Erinnerung an ein wunderschönes 
Land, das bis zum heutigen Tag 
uns alle und auch die Nicht-Ost-
preußen in ihren Bann zieht, 
wachhalten“.

Das Auditorium dankte mit gro-
ßem Applaus für seine Rede. Für 
den nächsten Vortrag zum Thema: 
„Das deutsche Geschichtsbewusst-

sein 2020“ kündigte der Vorsitzen-
de Generalmajor Gerd Schultze-
Rohnhof an und führte zur Vita des 
Referenten folgendes aus:

„Generalmajor a.D. Gerd 
Schultze-Rohnhof, 1939 in Weimar 
geboren, ist in Bonn aufgewachsen 
und hat dort Abitur gemacht. Er 
ist anschließend in die Bundes-
wehr eingetreten, ist in der Pan-
zertruppe und später für den Ge-
neralstabsdienst ausgebildet wor-
den. Er war in Truppenkomman-
dos, im Verteidigungsministerium 
und in der NATO eingesetzt. Als 
letztes Kommando hat er die 1. 
Panzerdivision in Hannover und 
den Wehrbereich Niedersachsen-
Bremen geführt.

Seit seiner Pensionierung vor 
24 Jahren ist Schultze-Rohnhof vor 
allem als Schriftsteller tätig. Er hat 
unter anderem mehrere Bücher ge-
schrieben, meist zu historischen 
Themen, z.B. das Buch: „Der Krieg, 
der viele Väter hatte“, dessen Resü-
mee er uns vortrug. Zudem hat er 
auch das Buch „Das tschechisch-
deutsche Drama“ über die Ge-
schichte der Sudetengebiete zwi-
schen 1918 und 1939 verfasst.

Man muss das zitierte Buch 
„Der Krieg, der viele Väter hatte“ 
gelesen haben, um in den Dschun-
gel der vom Referenten nachge-
wiesenen Zitate, Schriften und me-
dialen Veröffentlichungen über die 
Mitschuldigen des 2. Weltkrieges 
und die Einstellung der Deut-
schen zur Geschichte eintauchen 
zu können. Er selber sagt von sich 
zu dem Thema:

„Ich bin auf das Thema gesto-
ßen, als ich noch während meiner 
Dienstzeit ausländische Literatur 
nach Rüstungsvorgängen der Vor-
kriegszeit zu untersuchen hatte. 
Dabei fand ich zu meiner großen 
Verwunderung, dass eine Reihe 

von englischen, amerikanischen, 
tschechischen und französischen 
Historikern ihren Regierungen der 
20er und 30er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts vorwarfen, sie hätten 
den 2. Weltkrieg verhindern kön-
nen, wenn sie es gewollt hätten;  
und zwar nicht mit Appeasement-
Politik, sondern mit einer ausge-
wogenen Friedenspolitik.  Manche 
gingen sogar so weit zu behaupten, 
dass ihre Regierungen den Krieg 
mit verursacht hätten.

Den Behauptungen bin ich 
nach meiner Pensionierung in Ar-
chiven nachgegangen, fand sie be-
stätigt und beschloss, ein Buch 
darüber zu schreiben.“ Der Vortrag 
fand allgemein einen großen Zu-
spruch. Der Vorsitzende dankte 
dem Referenten und überreichte 
ihm zum Dank das Buch „Die Ge-
schichte Königsbergs“.

Im nächsten Kurzvortrag stell-
te Dr. Walter Rix ein Projekt in der 

Ortschaft Plaschken vor, das im 
Grenzgebiet zwischen der Nord-
ostpreußischen Enklave und Li-
tauen direkt gegenüber von Tilsit 
an der Memel liegt.  Dr. Walter Rix 
ist hier Vorsitzender des Rettungs-
vereins „Rosa Sitzsniene“. Die Kir-
che des Ortes, erbaut 1901, ist ein 
Denkmal norddeutscher Back-
steinarchitektur.  Als Ruine ist sie 
von dem Verein für 30 Jahre ge-
pachtet worden. Die Kirche ist ein 
Zentralpunkt im Memelgebiet und 
war insbesondere in den Jahren 
1946/47 ein Treffpunkt der Wolfs-
kinder. Der gleichnamige Film 
„Die Wolfskinder“ ist u.a. auch in 
der Kirche gedreht worden. Ziel 
des Vereins, der aus litauischen 
Bürgern, den Wolfskindern bzw. 
heute auch schon deren Kindern 
und auf russischer Seite aus 
deutschstämmigen Bürgern be-
steht, ist, die Kirche wieder aufzu-
bauen und hier ein Dokumentati-

onszentrum für die Wolfskinder 
zu schaffen. 

In einem kurzen Film wurden 
u.a. die Renovierungsarbeiten am 
Dachgestühl und die Aufhängung 
einer Glocke am provisorisch ge-
bautem Glockenstuhl gezeigt. Die 
Glocke konnte aus dem süddeut-
schen Raum kostenlos erworben 
werden. Insgesamt eine einmalige 
Maßnahme, die zeigt, wie das Zu-
sammenleben von verschiedenen 
Menschengruppen grenzüber-
schreitend an einem Projekt funk-
tionieren kann.

Nach der Mittagspause hielt 
Peter Gerigk, er ist Mitglied im 
Vorstand der LO, einen Vortrag zu 
dem Thema: „Der Kriegsschau-
platz Ostpreußen im Ersten Welt-
krieg und die Zeit nach den Kämp-
fen“ und begann mit der Entste-
hung des Krieges. 

Die folgenschweren Schüsse 
von Sarajevo, die am 28. Juni 1914 

den österreichischen Thronfolger 
Franz Friedrich tödlich trafen, 
führten zur Kriegserklärung Ös-
terreichs gegen Serbien. Deutsch-
land sicherte Österreich die volle 
Unterstützung zu und verlangte 
von Russland und Frankreich Neu-
tralität in diesem Konflikt. Beide 
Länder machten aber ihre Truppen 
Mobil, so dass im August 1914 
Deutschland Russland und Frank-
reich den Krieg erklärte. Dadurch 
geriet Deutschland in einen Zwei-
frontenkrieg.

Der Vortragende ging nun ins-
besondere auf die Kriegshandlun-
gen in der deutschen Provinz Ost-
preußen ein, in der sich die deut-
sche 8. Armee gegen die russische 
Njemen-Armee im Norden und der 
Narew-Armee im Süden Schlach-
ten lieferten. Mit exakten Daten 
und den Ortsnamen wurden die 
einzelnen Kampfhandlungen bis 
zum Sieg am 28./29. März 1915 bei 
Tauroggen über die russische Über-
macht, auch an Hand von Karten 
und Bildern, dargestellt. Damit war 
Ostpreußen nach dem Einmarsch 
der Russen am 22. August 1914 wie-
der befreit. Man spricht auch von 
Ostpreußen 1914/15, dem vergesse-
nen Krieg. Der Vorsitzende dankte 
dem Referenten für seinen Vortrag.

Zur Abwechslung und Erheite-
rung des Auditoriums trugen Mar-
git Falk und Ingelore Spaeht einen 
Sketsch vor, in dem es sich um 
Wortverwechselungen drehte.

Zum Abschluss ließ der Vorsit-
zende der LO Mölln, Herr Kuhr, 
noch einen Film abspielen, der 
Königsberg noch vor dem 2. Welt-
krieg in seiner Pracht und die hei-
le Stadt zeigte. Nach einer Kaffee-
pause beschloss der Vorsitzende 
Edmund Ferner mit dem Singen 
des Ostpreußenliedes den Preu-
ßentag 2020.

Heimatkreisgemeinschaften
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Gedanken,  
2. Huehner, 3. Raeuber, 4. Abschluss,  
5. Zweifel, 6. Stiefel, 7. Broetchen – 
Neuheit 

Magisch: 1. Paddeln, 2. Edelgas,  
3. Albaner

  A   S  A   U   T   O  A  D  
  D R A C U L A  M A N I E  P A R F U E M
 D E I C H  T R E F F  D I R E K T  T  A
  L S  E R S C H A F F E N  R U E S T I G
 O N K E L  T H  S E   B E A T  O  N I
   I  L A I E  S K A L A  T  P L A N E
  G E N E H M  B E T T R U H E  H E G E R
 P O R E  O M  A N  M   E U E R  A N 
  Y E  P R E I S   U N V E R Z A G T  U
  A N D E N  N A G E N  O R   S E H E N
       S T R E U G U T   F E I E R N
        A   R  N U R M I  S  W O
        K A R O D A M E  N A T T E R
       E T U I   R  N I K E  A R M
         S E  E T A T   S A M B A
        A S S I S I  E E  E  T  L
       D R A E N A G E  T A N T A L 
        G G  H   S P O T  O M E N
       K L E M A T I S  N O T E  I A
        O  E L E V I N  L E R N E N
        S I T T E  G R A L  N O R A
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Schüttelrätsel:

   L   W    
 S K I F L I E G E N
  A N G E L  A R A
  T O  E N D L O S
 S E N O R A  A S S

PAZ20_07

1 GRUND GUT

2 HAUS STALL

3 SEE BANDE

4 TARIF BALL

5 SELBST LOS

6 SKI SPITZE

7 MOHN TEIG

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für etwas gerade Aufgekommenes.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Kanufahren

2 luftförmiges chemisches Element

3 Angehöriger eines Balkanvolkes

Preußentag in Kiel Festredner Gerd Schultze-Rohnhof sprach zu den Teilnehmern über das Geschichtsbe-
wusstsein der Deutschen in der Gegenwart� Foto: Eckloff
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Kreisvertreter: Dr. Gerhard  
Kuebart, Schiefe Breite 12a, 32657 
Lemgo, Tel.: 05261 – 8 81 39,  
gerhard.kuebart@googlemail.com

Ebenrode

Die Kreisgemeinschaft Ebenrode 
sucht zur ehrenamtlichen Betreu-
ung des Ahnenpools ein jüngeres 
Mitglied oder Freund/in der Kreis-
gemeinschaft mit durchschnittli-
chen Kenntnissen am Computer 
zur Beantwortung von familienge-
schichtlichen Fragen. Da die Erleb-
nisgeneration schrumpft, werden 
auch die Anfragen weniger, pro 
Woche nur noch ein bis zwei. Be-
sondere Hardware- oder Compu-
ter-Kenntnisse sind nicht gefor-
dert, die Übertragung der Program-
me (Genprofi 3–5) müsste geklärt 
werden. Interessenten wenden 
sich bitte an den Kreisvertreter.

Reise in die alte Heimat
Wir laden zur Maienfahrt in die 
alte Heimat mit unserem Mitglied 
Gerhard Scheer ein und hoffen, 
bei genügender Beteiligung auch 
wieder Hilfsgüter an Ort und Stel-
le zu bringen.
Frühling in Nordostpreußen 
2020 Eine Reise zum Spurensu-
chen und Kennenlernen weitab 
von Massentourismus, zu ge-
schichtsträchtigen Orten in male-
rischen Landschaften. Mit der 
Kreisgemeinschaft Ebenrode vom 
24.5. bis 30.5.2020 Buchungs-Nr. 
NO-Frühling 2020 
1. Tag: Ab Wuppertal oder Ihrem 
Zustieg fahren Sie zur ersten 
Übernachtung in den Großraum 
Posen (Poznan). 
2. Tag: Durch Großpolen (Wielko 
Polska) und Westpreußen fahren 
Sie über Elbing bei Heiligenbeil 
über die Grenze. Um Königsberg 
der alten R1 folgend fahren Sie 
über Insterburg nach Trakehnen 
zum Gasthaus Alte Apotheke. 
3. Tag: Rundfahrt durch die Dör-
fer im Kreis Ebenrode (Nes-
terow), Rominter Heide sowie 
nach Schloßberg, Gumbinnen, 
Eydkau, Kassuben, Groß Romin-
ten, Tollminkehmen. 
4. Tag: Freie Zeit für Sie, um mit 
Mietwagen in die Heimatorte zu 
fahren. 
5. Tag: Fahrt auf die Kurische 
Nehrung. Nachmittag Fahrt nach 
Königsberg (Kaliningrad), Stadt-
rundfahrt zu den wichtigsten Se-
henswürdigkeiten wie Dom, Ha-
fen, und vieles mehr
6. Tag: Bei Heiligenbeil verlassen 
Sie Nordostpreußen und fahren 
über Elbing, Marienburg und 

Gnesen nach Posen. Erleben Sie 
das pulsierende Treiben auf dem 
Marktplatz rund ums Rathaus mit 
schicken Bürgerhäusern der Alt-
stadt und vieles mehr. 
7. Tag: Heute treten Sie mit vielen 
schönen Erlebnissen beladen die 
Heimreise an. 

Reisepreis: 459,00 Euro /p.P. 
DZ mit HP, Mindestteilnehmer 30 
Personen. EZ-Zuschlag 60,-Euro, 
Visa-Besorgung durch Visa-Büro 
ca. 40,- Euro. Programmänderun-
gen vorbehalten. In Anlehnung an 
die Interessen der Fahrgäste. 

Leistungen: Fahrt in moder-
nem Fernreisebus mit Klimaanla-
ge, WC, Kaffeeküche und Geträn-
keservice. Visabesorgung. 6x 
Übernachtung/HP/DZ. Deutsch-
sprachige Reiseleitung während 
der ganzen Reise. 

Nicht im Reisepreis enthalten: 
Visagebühren, Ortstaxen und Ein-
trittsgelder. Es besteht die Mög-
lichkeit mit Mietwagen in die Hei-
matorte zu fahren. 
Scheer-Reisen, Wuppertal, Leon-
hardstraße 26, in 42281 Wupper-
tal, Tel. (0202)500077 und (0202) 
503413, info@scheer-reisen.de  
Handy (0176)22201847. 

Kreisvertreter: Manfred Romeike, 
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146 
Würselen, Tel.: 02405-73810,  
GF: Barbara Dawideit, Am Ring 9, 
04442 Zwenkau, Tel./Fax: 034203 – 
33 567

Elchniederung

Einladung zum Nachbar-
schaftstreffen
Am Sonnabend, dem 16. Mai 2020, 
treffen sich die Memelstromer, 
Elchniederunger, Tilsit-Ragniter 
und die Stadtgemeinschaft Tilsit 
in Lüneburg im „Krone Bier- und 
Event-Haus“, Heiligengeiststr. 39-
41, 21335 Lüneburg (direkt neben 
dem Heimatmuseum). Einlass: 
09.30 Uhr, Beginn: 10.00 Uhr.
Programm: Bläser-Chor „Lüne-
burger Heidejäger“, Geistliches 
Wort und Totenehrung, Begrü-
ßung durch die Kreis- und Stadt-
vertreter
Festrede: Hubertus Hilgendorff, 
Kreisvertreter von Rastenburg.
Anschließend erfolgt im Wechsel 
die Besichtigung des Ostpreußen-
Museums und es ist Zeit zum Pla-
chandern.
Die Veranstaltung endet mit dem 
gemeinsamen Singen des Ost-
preußenliedes und Schlussworten 
des Kreisvertreters der Elchnie-
derung, Manfred Romeike.

19.06.–28.06.2020 Bus- und 
Schiffsreise 
Reise in die Elchniederung und 
Mittsommernacht in Riga – mit 
Peter Westphal, Kirchspiel Rau-
terskirch
1. Tag: Anreise nach Thorn
Fahrt ab Hannover mit Zustiegs-
möglichkeiten entlang der Fahrt-
route bis nach Polen, Zwischen-
übernachtung in Thorn. Ihr Hotel 
liegt nur wenige Gehminuten von 
der Altstadt entfernt, so dass sich 
ein abendlicher Spaziergang 
durch die hervorragend restau-
rierte sehr sehenswerte Thorner 
Altstadt anbietet.
2. Tag: Königsberg
Nach dem Frühstück Weiterreise 
über den polnisch-russischen 
Grenzübergang und weiter bis 
nach Königsberg. Auf einer orien-
tierenden Stadtrundfahrt durch 
die einstige ostpreußische Pro-
vinzhauptstadt erleben Sie die 
noch verbliebenen Sehenswürdig-
keiten Königsbergs wie den wie-
dererrichteten Königsberger Dom, 
die Luisenkirche oder den frühe-
ren Hansa-Platz mit dem ehemali-
gen Nordbahnhof und die erhalte-
nen Stadttore und Befestigungsan-
lagen wie das restaurierte Königs-
tor und den Litauer Wall. 

Bei einer Bootsfahrt auf dem 
Pregel sehen Sie den Königsberger 
Hafen, die Kneiphofinsel, den 
schönen Kai mit dem Fischdorf 
und die frühere Börse vom Wasser 
aus. Darüber hinaus erleben Sie 
eine aufstrebende russische Groß-
stadt im Umbruch, voller Kontras-
te, sowohl sozial als auch städte-
baulich. Am Nachmittag Weiter-
reise nach Osten, Abendessen und 
Übernachtung im Hotel „Rossija“ 
in Tilsit. 
3. Tag: Heinrichswalde, Rauters-
kirch und Tilsit 
Am heutigen Sonntag Möglichkeit 
zur Teilnahme am Gottesdienst 
gemeinsam mit der evangelischen 
Kirchengemeinde in Heinrichs-
walde. Anschließend Weiterfahrt 
über Neukirch nach Rauterskirch. 
Dort Empfang durch die örtliche 
Bevölkerung und Besichtigung 
der historischen Kirche. In der 
auch mit deutschen Mitteln un-
terstützten Sanitätsstation ist der 
Tisch zu einem kleinen Imbiss ge-
deckt. 

Auf dem Rückweg von Rau-
terskirch nach Tilsit wird noch ein 
Abstecher in das benachbarte Se-
ckenburg unternommen. Am 
Nachmittag Stadtrundfahrt in Til-
sit. Zunächst Besuch im teilweise 
neu gestalteten Park Jakobsruh 
mit einem Spaziergang zum wie-
dererrichteten Königin-Luise-
Denkmal. Anschließend geht es 
durch die alten Wohnviertel zum 
Schlossmühlenteich. 

Abschluss und Höhepunkt der 
Stadtführung ist jedoch ein ge-
meinsamer Spaziergang durch die 
Hohe Straße. An den überwiegend 
sehr schön restaurierten Jugend-
stilfassaden kann man die einstige 
Schönheit der Stadt an der Memel 
erahnen. Natürlich besteht auch 
die Möglichkeit zu eigenen Unter-
nehmungen, sofern Sie nicht am 
geführten Ausflugsprogramm teil-
nehmen möchten. Unser bewähr-
ter Taxiservice steht Ihnen dazu 
zur Verfügung. Übernachtung in 
Tilsit.
4. Tag: Elchniederung 
Heute unternehmen Sie eine 
Rundfahrt durch die Elchniede-
rung. Zunächst wird der nördliche 
Teil „hinter“ der Gilge mit Skö- 
pen, Kuckerneese, Herdenau, Kar-
keln, dem Jagdschloss Pait, Inse, 
Milchhof, Alt-Dümpelkrug und 

Rautersdorf besucht. Am Nach-
mittag geht es dann in die Elch-
niederung südlich der Gilge mit 
Besuch von Groß Friedrichsdorf 
und Kreuzingen. Natürlich be-
steht auch an diesem Reisetag die 
Möglichkeit zu eigenen Unterneh-
mungen, sofern Sie nicht am ge-
führten Ausflugsprogramm teil-
nehmen möchten. Übernachtung 
in Tilsit.
5. Tag: Johannisnacht in Riga
Heute verlassen Sie Ihr Hotel in 
Tilsit und passieren auf der Lui-
senbrücke die Grenze nach Litau-
en und von dort geht es weiter 
nach Norden. Kurz vor der litau-
isch-lettischen Grenze besuchen 
Sie einen Ort von ganz besonde-
rer Stille – den Berg der Kreuze. 
Dieser mit tausenden Holzkreu-
zen bedeckte Hügel ist der wich-
tigste Wallfahrtsort der katholi-
schen Litauer und war zu Sowjet-
zeiten auch stets ein Zeichen des 
Widerstandes gegen die Fremd-
herrschaft. Danach besuchen Sie 
in Lettland bei Bauska das Schloss 
Rundale. Erbaut für die Kurländi-
schen Herzöge ist es das größte 
Barockensemble des Baltikums. 
Gegen Abend erreichen Sie Riga, 
Abendessen und Übernachtung in 
Riga. Während Ihres Aufenthaltes 
in Riga wird das Johannisfest ge-
feiert – der wichtigste Feiertag der 
Balten im Sommer. In der Stadt 
gibt es Musik und Gesang und die 
Menschen sind in ihren traditio-
nellen Trachten unterwegs. Sie 
können bei Ihrer Reise sehr stim-
mungsvolle Momente erleben. 
6. Tag: Riga und Jurmala 
Stadtführung durch die lettische 
Hauptstadt, die sich zu beiden 
Ufern der Daugava (Düna) er-
streckt. In der in einer großen Zeit 
als mächtige Hansestadt und Zen-
trum des baltischen Ordensstaa-
tes geprägten reichen Architektur 
der Rigaer Altstadt sind viele Bau-
denkmäler zu bewundern. Beson-
dere Bedeutung in der Architektur 
von Riga hat der reiche Bestand an 
sehr schönen Jugendstilbauten. 
Sehenswert ist auch der Rigaer 
Markt, der sich in den früheren 
Zeppelinhallen befindet. Hier 
werden Sie in der Mittagspause 
typisch lettische Spezialitäten 
verkosten. 

Am Nachmittag Ausflug in das 
benachbarte Jurmala, das größte 
und bekannteste Seebad im Balti-
kum mit einem kilometerlangen 
feinsandigen Strand und sehens-
werten erhaltenen Baudenkmä-

lern einer typisch baltischen Bä-
derarchitektur mit hübschen 
Holzvillen. Abendessen und Über-
nachtung in Riga.
7. Tag: Memeldelta und Kuri-
sches Haff 
Weiterreise von Riga aus wieder 
nach Süden. Gegen Mittag errei-
chen Sie das Memeldelta, wo in 
Kintai der Tisch zu einem lecke-
ren Picknick für Sie gedeckt ist. 
Danach erwartet Sie am Anleger 
Ihr Kapitän zu einer Schiffsfahrt 
über die Minge, durch das Memel-
delta und weiter über das Kuri-
sche Haff. Am späten Nachmittag 
erreichen Sie Nidden von der 
Wasserseite aus und erleben das 
beeindruckende Panorama der 
Wanderdünen auf der Kurischen 
Nehrung. Abendessen und Über-
nachtung in Nidden. 
8. Tag: Nidden 
Heute lernen Sie den wichtigsten 
Ort im litauischen Teil der Neh-
rung näher kennen. Das einstige 
Fischerdorf Nidden ist heute die 
Perle der Kurischen Nehrung und 
ein beliebter Urlaubsort. Bei der 
Ortsbesichtigung besuchen Sie 
das Thomas-Mann-Haus und den 
alten Friedhof. Von der Hohen 
Düne haben Sie einen beeindru-
ckenden Blick über das Haff, die 
Sandlandschaft der Nehrung und 
die Ostsee. Am Nachmittag Frei-
zeit auf der Nehrung. 
9. Tag: Schwarzort und Memel 
Am späten Vormittag Fahrt über 
die Kurische Nehrung nach Nor-
den. Die ca. 100 Kilometer lange 
Landzunge trennt das Kurische 
Haff von der Ostsee. Ihre einzig-
artige Naturlandschaft ist durch 
die höchsten Wanderdünen Euro-
pas geprägt. Im benachbarten 
Schwarzort erleben Sie eine der 
größten Kormorankolonien des 
Baltikums. Anschließend unter-
nehmen Sie einen Spaziergang 
über den Hexenberg. Die dort aus-
gestellten großen Holzskulptu-
ren stellen Figuren aus der litaui-
schen Sagenwelt dar. 

Mit der Fähre geht es dann 
über das Memeler Tief nach Me-
mel (Klaipeda). Hier unternehmen 
Sie einen Rundgang durch die 
hübsch renovierte Altstadt. Am 
Theaterplatz ist der Simon-Dach-
Brunnen mit der Figur Ännchens 
von Tharau eines der beliebtesten 
Fotomotive der Stadt. Anschlie-
ßend Einschiffung auf das Fähr-
schiff der Reederei DFDS Seaways 
von Memel nach Kiel. Abendessen 
und Übernachtung an Bord.

10. Tag: Auf See und Heimreise 
Heute genießen Sie den Tag auf 
See, bevor Ihr Schiff am Nachmit-
tag gegen 17.00 Uhr Kiel erreicht. 
Anschließend Rückreise mit dem 
Bus nach Hannover.

Genaue Reisebeschreibung, 
Information und Anmeldung bei 
Peter Westphal, Obere Wiesen-
bergstr. 26, 38690 Goslar, Tel./Fax 
(05324)798228.

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachimscheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Nachbarschaftstreffen
Am Sonnabend, dem 16. Mai 2020 
findet in Lüneburg das gemeinsa-
me Treffen der Kreisgemeinschaf-
ten Tilsit-Ragnit und Elchniede-
rung sowie der Stadtgemeinschaft 
Tilsit statt.

Ort: Krone Bier- und Event-
Haus, Heiligengeiststraße 39–41, 
in Lüneburg
Einlass: 9.30 Uhr
Beginn: 10.00 Uhr

Im Programm ist unter ande-
rem eine gruppenweise Besichti-
gung des neu gestalteten Ostpreu-
ßenmuseums vorgesehen. Festred-
ner ist Hubert Hilgendorff, Kreis-
vertreter von Rastenburg.

Das Mittagessen kann im Hau-
se à la carte eingenommen wer-
den. Siehe auch die weiteren In-
formationen bei der Kreisgemein-
schaft Elchniederung.

Hinweis

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. Melden 
Sie deshalb bitte jeden Wohnungswechsel. Geben Sie bitte bei  
allen Schreiben stets auch den letzten Heimatort an. 

Sie kommen aus Verfolgung, Leid und Bedrängnis.
Gott, der auf dem Thron sitzt, wird bei ihnen wohnen 
und sie beschirmen! Sie werden nie wieder Hunger 
noch Durst leiden; er wird alle Tränen abwischen.

Offenbarung  7, 9-17

In Liebe und Dankbarkeit müssen wir Abschied nehmen von unserem Vater, 
 Schwiegervater, Opa und Onkel

Manfred Matzick
Sparkassendirektor i. R.

 * 10. 9. 1930  † 12. 12. 2019
 in Königsberg in Braunfels

ln stiller Trauer:
Dr. Nicolaus und Dr. Christiane Weickart, geb. Matzick
mit Constantin, Adrian und Aurelia

Andreas Matzick und Tatjana Niessen
mit Christian und Niklas
sowie alle Angehörigen

Herborn, den 25. Januar  2020

ANZEIGEN

Zusendungen für die Ausgabe 9/2020

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten  
der Ausgabe 9/2020 (Erstverkaufstag 28. Februar) bis spätestens 
Dienstag, den 18. Februar 2020, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: renker@preussische-allgemeine.de,  
Fax: (040) 41400850 oder  
postalisch: Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4,  
22087 Hamburg. 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimatarbeit“ abge-
druckten Glückwünsche, 
Berichte und Terminankün-
digungen werden auch ins 
Internet gestellt. Der Veröf-
fentlichung können Sie je-
derzeit bei der Landsmann-
schaft widersprechen.
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Flucht durch Eis und Schnee
VON SIEGFRIED F. WIECHERT

An einem frostigen Tag Mitte Februar 1945, 
bei minus 25 Grad Celsius, türmten sich 
vor unserer Haustür Schneeverwehungen. 
Dann kamen die Männer der SA in ihren 
Uniformen, und an den breiten Ledergür-
teln hingen Pistolen. Sie hatten Befehl, uns 
vor den Gräueltaten der sowjetischen Ar-
mee zu warnen. Mit energischer Stimme 
forderten sie uns auf, am nächsten Tag 
unser Haus zu verlassen, sie drohten sogar 
mit Erschießungen.

Mutter hörte von Nachbarn, die Front 
sei nur drei Kilometer südlich von Brauns-
berg entfernt. In der nächsten Nacht flo-
gen die Geschosse der Roten Armee über 
unser Haus hinweg, sichtbar wie glühende 
Pakete am Nachthimmel. Zwei Artillerie-
geschosse trafen die westliche Giebelwand 
unseres Hauses, zahlreiche Granatsplitter 
steckten im Putz der Außenwand, eine 
Bombe explodierte vor unserem Haus, und 
zwei Nachbarhäuser wurden zerstört. Ein 
Gefühl der Angst und Bedrohung überkam 
uns. Wir zogen doppelt Kleider und 
Strümpfe an, meine Mutter ihre Stiefel, 
und machten uns auf den Weg. Mein jünge-
rer Bruder im Kinderwagen, geschoben 
von Mutter, und ich (im 9. Lebensjahr); 
meine Tante und meine Cousine ergänzten 
unsere kleine Fluchtgruppe. Ich zog unse-
ren Schlitten, den Mutter mit Eingemach-
tem und Decken, Kopfkissen und Jacken 
bepackt hatte. 

Zunächst führte der Fluchtweg an der 
zerbombten und von Leichen verseuch-
ten Innenstadt Braunsbergs vorbei. Der 
Treck, dem wir uns anschlossen, bewegte 
sich hinter dem Deich neben dem Fluss 
Passarge. Es war eine Tagestour über mat-
schigen Schnee. Viele ältere Menschen 
kamen nicht weiter, lagen im nassen 
Schnee am Wegesrand, und mancher 
hauchte hier seinen letzten Atem aus. Ich 
sah in ihre Augen und auf die bleichen Ge-
sichter der im nassen Schnee Liegenden. 

Waren sie schon dem unbarmherzigen 
Tod erlegen? 

Meine Mutter kannte eine Bauernfami-
lie in Altpassarge, bei der wir auf der Tenne 
in ihrem vollbelegten Bauernhaus eine 
Übernachtungsmöglichkeit fanden. Wir 
lagen mit verwundeten Soldaten und 
Flüchtlingen eng zusammen. Im Raum 
stieg der Geruch von Enge und verbrauch-
ter Luft in die Nase. Noch zur späten Stun-
de suchten immer wieder von der Flucht 
erschöpfte Menschen Einlass und ein Dach 
über dem Kopf. 

Schon früh am nächsten Tag, orange-
gelb spiegelte sich die aufgehende Sonne 
auf der Eisfläche des Frischen Haffes, und 
unter dem wolkenlosen Himmel stand die 
Kälte still, schlossen wir uns dem Treck 
unserer Landsleute an. Der aus Leiterwa-
gen und Pferdegespannen zusammenge-
stellte Treck schlängelte sich auf dem mit 
Birkenästen abgesteckten Weg über das 
zugefrorene Frische Haff. Ein stiller, nicht 
enden wollender Zug, nur die Pferde, die 
die Wagen zogen, hörte man ab und an wie-
hern und ihr Atem stieg wie weißer Nebel 

in die kalte Luft. Der klirrende Frost und 
der scharfe Wind, der über das Eis fegte, 
biss ins Gesicht, ließ meine Hände gefühl-
los werden, drang durch die Jacke und zog 
von unten durch die Schuhsohlen. Noch 
heute sieht man die Hautverfärbungen 
vom Frost an einigen Stellen meiner Ze-
hen. 

Auf dem Eis kam unserer Gruppe ein 
herrenloser großer Hund zugelaufen, sein 
Rücken reichte mir bis zur Hüfte. An einer 
Pfote war er verbunden und humpelte. Er 
lief zu meinem Schlitten und beschnüffelte 
das Gepäck, unsere letzte Habe. 

Mutter bekam am zweiten Tag unserer 
Flucht Krämpfe in den Armen vom Schie-
ben des Kinderwagens. Sie hob meinen 
kleinen Bruder aus dem Wagen, und er ist 
auch ab und zu eine kurze Strecke gelau-
fen, damit Mutter sich etwas erholen konn-
te. Sie bemühte sich jedoch, so schnell wie 
möglich die Frische Nehrung zu erreichen, 
um festen Boden zu betreten. Wegen sei-
ner noch geringen Lebensjahre lief mein 
Bruder auf dem Eis nur kleinschrittig, so-
dass wir nicht recht vorankamen. Mutter 
hob ihn wieder in den Kinderwagen, denn 
die bewaldete Frische Nehrung lag im blau-
en Dunst am Horizont noch kilometerweit 
entfernt. 

Wir hatten Angst vor Tieffliegern, die 
freie Eisfläche und der wolkenlose Himmel 
ließen bei Beschuss keine Deckung zu. Wir 
hörten entfernt vom Festland das Brum-
men der Flugzeugmotoren und die Explo-
sionen von abgeworfenen Bomben sowie  
den Granatendonner, abgefeuert aus den 
Rohren der russischen Panzer. Aufklä-
rungsflüge über das Frische Haff ließen die 
feindlichen Flieger an diesem Tag aus. 
Kurz bevor wir nach einem Tagesmarsch 
das Ufer der Frischen Nehrung erreichten, 
zeigten sich im Eis lange Risse und ich hat-
te Angst, so eine schwimmende Eisscholle 
zu übersteigen, denn man konnte abrut-
schen ins eisige Wasser. Aber der Hund, 
mein treuer Begleiter, machte es mir vor. 

Er sprang über die schwankenden Eisschol-
len und nahm mir die Angst, sie zu über-
schreiten. So gelangte unsere kleine Flucht-
gruppe unverletzt, aber gezeichnet von den 
Strapazen der zweitägigen kilometerlangen 
Flucht durch Eis und Schnee, zu Fuß auf die 
Frische Nehrung.

Auf Lkw der Wehrmacht wurden wir von 
Soldaten auf die Ladefläche gehoben und 
mit abgedunkelten Scheinwerfern noch in 
den Abendstunden über einen unebenen 
Sandweg (früher die ehemalige Poststraße) 
nach Pillau-Neutief befördert, nachdem wir 
fast unser ganzes Gepäck und die von Mut-
ter gepackten Nahrungsmittel, auch unseren 
Schlitten, zurücklassen mussten. So schaff-
ten die Soldaten mehr Platz auf der Lade-
fläche für Flüchtlinge. Frauen mit kleinen 
Kindern bekamen bei der Auswahl zur Mit-
nahme den Vorzug. Meiner Mutter ließen sie 
ihren Kinderwagen, in dem mein kleiner 
Bruder dick angezogen und eingewickelt in 
Decken lag. 

Keiner kannte das Ziel. Nur Vermutun-
gen kursierten. Im Februar 1945 wurde Pillau 
am Seekanal nach Königsberg zur Sammel-
stelle für Flüchlinge. Unsere Gruppe bestieg 
ein Küstenmotorschiff ab Pillau nach Goten-
hafen-Neufahrwasser und weiter ging es mit 
der „Deutschland“ über die Ostsee vor die 
Insel Rügen auf Reede vor Sassnitz, nach der 
Ausbootung von dort aus im Güterzug bis in 
die Nähe der niederländischen Grenze. Hier 
blühten schon die Osterglocken. Unser 
Fluchtweg dauerte etwa sechs Wochen.  

KRIEGSFOLGEN

In der Görlitzer Galerie Brüderstraße 9 wur-
de am 6. Februar die Fotoausstellung „Un-
heimisch“ eröffnet, die jedoch mehr an die 
polnischen Niederschlesier gerichtet ist. 
Für den deutschen Teil der Neißestadt ent-
schieden sich die Autoren Agata Pankie-
wiecz und Marcin Przybylko dennoch ganz 
bewusst, da sie wussten, dass sie in Görlitz 
Vertreter beider Nationen erreichen wür-
den. Die Fotografen, beide Dozenten an der 
Kunstakademie Krakau, wollten zur Diskus-
sion über die Folgen der Vertreibung in der 
architektonischen Landschaft anregen. Die 
Krakauer durchreisten mit ihren Fotoappa-
raten die Republik Polen und dokumentier-
ten die „architektonische Anarchie“ in den 
einstigen deutschen Ostgebieten.

Zu sehen bekommt der Betrachter ein 
historisches Schlossportal, das dilettantisch 
mit Garagen und Schuppen verschandelt 
wurde, Aufnahmen von verfallenen Herren-
häusern, zugewucherten Parkanlagen sowie 
zweckentfremdet genutzten Gebäuden. 
„Diese Bilder sind meist an bedeckten Ta-
gen entstanden, sie sollen ausdrücken, wie 
unheimisch sich die neuen Bewohner Nie-
derschlesiens gefühlt haben mussten, als sie 
den Propagandaparolen der polnischen 

kommunistischen Regierung von den ‚wie-
dergewonnenen Gebieten‘ folgten. Was sie 
jedoch vorfanden, war etwas, mit dem sie 
wenig anfangen konnten“. 

Viele der deutschen Besucher waren er-
staunt, dass die Ausstellung keine Hoch-
glanzbilder von sanierten Schlössern oder 
historischen Städten zeigt, sondern das, 
wofür man sich fremdschämt, wenn man 
beispielsweise durch Lähn [Wlen] oder Lö-
wenberg [Lwowek Slaski] reist. Doch ge-
nau das wollen die Autoren der Ausstellung 
erreichen, nämlich dem Empfinden der 
neuen Bewohner Niederschlesiens von 1945 
auf den Grund gehen. 

„Ich bin nach Niederschlesien gekom-
men, weil man mir sagte: ‚Fahr ins Iserge-
birge, du wirst dich in diese Landschaft 
verlieben‘. Ich habe mich verliebt, aber 
dann sah ich den Kontext und der war 
nicht so einfach zu verkraften. Ich durch-
fuhr das Bobertal an einem sonnigen Juli-
tag. Ich fuhr über Jannowitz [Janowice 
Wielkie], Löwenberg, Lähn, Boberröhrs-
dorf. Was ich sah, hat mich erschüttert. Ich 
begegnete dort Menschen, die in einer Art 
Machtlosigkeit, Zerknitterung, im Still-
stand waren. Sie hausten in herunterge-
kommenen deutschen Guts- und Herren-
häusern. Sie waren trostlos und selbst 70 
Jahre nach Kriegsende konnten sie keinen 
Trost darin finden, dass es nun ihnen ge-
hört, dass keiner mehr kommt, um es ih-
nen wegzunehmen und sie können doch 
endlich anfangen es wieder in Ordnung zu 
bringen“, so Prof. Agata Pankiewicz, die 
das vorgefundene Landschaftsbild als ar-
chitektonische Anarchie bezeichnet. Für 
Dr. Piotr Ferenski, Kulturwissenschaftler 
der Universität Breslau, ist dies ein kontro-
verser Begriff. „Zweifelsohne sind uns 
nach Kriegsende Gebiete zugefallen, die 
propagandamäßig als ‚Wiedergewonnene 

Gebiete‘  bezeichnet wurden. Dieser Anar-
chie liegt wohl zugrunde, dass diese Gebie-
te vor 1990, aber auch danach nicht aus-
reichend finanziert und gepflegt wurden“, 
so Ferenski. Er gibt zu bedenken, dass, 
auch wenn sich 50 Prozent aller polnischen 
Kulturdenkmäler in Niederschlesien befin-
den, seit den 90er Jahren etwa 85 Prozent 
der Gelder für die Sanierung der Kulturgü-
ter in Krakau verwendet wurden. Diese 
Politik habe zur Degradation der Architek-
turlandschaft Niederschlesiens geführt. 

Anna Hernik zog aus Radom nach Nie-
derschlesien. Ganz bewusst wählte sie 
den kleinen Ort Rengersdorf [Stankowi-
ce] zu ihrem Zuhause. Sie führte viele Ge-
spräche mit den Pionieren, die 1945 nach 
Niederschlesien kamen. „Ich stamme aus 
Zentralpolen und dachte immer, sie wa-
ren entzückt, als sie in diese großen stei-
nernen deutschen Häuser kamen, dass sie 
von dieser materiellen Kultur angetan wa-
ren und die technischen Errungenschaf-
ten auf den Höfen gerne genutzt haben. 
Aber dem war nicht so. Diese Steinhäuser 
wirkten auf sie kalt, die großen Räume un-
gemütlich. Sie teilten die Räume auf, woll-
ten viele lieber in engen Verhältnissen le-

ben, weil sie so den anderen näher waren. 
Und sie hatten das Gefühl, dass es nur 
vorübergehend ist und die Deutschen ho-
len sich ihr Eigentum wieder“, so Hernik.

„Wir wollen die Menschen nie lächer-
lich machen oder sie stigmatisieren. Wir 
versuchen, die Menschen zu verstehen. 
Wir zeigen, dass es hier ein Problem gibt, 
das wir angehen müssen. Wir sollten end-
lich damit anfangen, unsere Umwelt nach 
einem einheitlichen Plan zu ordnen. Po-
len haben ein Problem mit der visuellen 
Form. Sie drücken sich durch Poesie, Lite-
ratur aus, das Materielle spielt keine Rol-
le. Vielleicht liegt der Grund in unserer 
Geschichte. Wir haben vieles verloren 
und binden uns nicht ans Materielle. Man 
muss darüber reden. Ich sage doch nicht: 
Leute, es ist so hässlich hier in Nieder-
schlesien, ihr müsst endlich Ordnung 
schaffen. Nein, ich sage: Eure Landschaft 
befindet sich im Kulturkampf – ihr müsst 
das erkennen und dann werdet ihr anfan-
gen aufzuräumen.“ Chris W. Wagner

Die Ausstellung Unheimisch (Nieswojosc) in 
der Görlitzer Galerie Brüderstraße 9 ist noch 
bis zum 2. Mai zu sehen.

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Folgen der Vertreibung für die Architektur in Niederschlesien
Foto-Ausstellung „Unheimisch“ in Krakau setzt sich mit dem Empfinden der polnischen Bewohner nach 1945 auseinander

Eine Familie aus Braunsberg überlebt die Kriegstragödie – über das Frische Haff gelangten Mutter und Kinder in den Westen 

Sie traf es besonders schwer: Frauen mit kleinen Kindern� Foto: Archiv PAZ

Ausstellung: Agata Pankiewicz  (l.) im Ge-
spräch mit Anna Hernik� Foto: C.W.W.

Nachtrag zu „Unsagbares Leid 
auf allen Seiten“ (PAZ-Nr. 6, 
Seite 18)

Bernhard Mrosz ist Kapitänleutnant a.D.  
Er war als Dolmetscheroffizier für die russi-
sche und polnische Sprache tätig. Den ge-
nannten Artikel von Wadim Gasisow über-
setzte er aus dem Russischen für die PAZ.
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FASZINATION DAMPFLOK

Drei Mann und eine große Liebe

D er Großfilm „Kolberg“ des Re-
gisseurs Veit Harlan, der sich 
allerdings nicht historisch ex-
akt auf die Belagerung Kol-

bergs aus dem Jahre 1807 durch die Fran-
zosen in den napoleonischen Kriegen be-
zog und die Auflehnung gegen einen über-
mächtigen Feind symbolisieren sollte. Als 
Propagandafilm in der letzten Phase des 
Zweiten Weltkriegs den Durchhaltewillen 
der Deutschen zu stärken, war der Plan. 
Gedreht wurde 1943/44 in Babelsberg bei 
Potsdam, Außenaufnahmen entstanden 
in Kolberg, Königsberg, Berlin und Umge-
bung. Es war der letzte und teuerste Film 
der deutschen NS-Propagandamaschine-
rie, Produktionskosten ca. 8 Millionen 
Reichsmark. Seit Beginn der deutschen 
Offensive gegen die Sowjetunion hatte 
Goebbels ihn bereits in Planung. Der Film 
sollte „einen in Heimat und Front geein-
tes Volk zeigen, das jeden Gegner über-

winden kann“. In diesem Film sollte 
„Harlan darin Beispiel des Mannesmuts 
und der Widerstandskraft einer Bürger-
schaft auch unter verzweifelten Verhält-
nissen geben“, schrieb Goebbels in sein 
Tagebuch. Goebbels schwebte ein Film 
vor, der es an schauspielerischer Qualität 
etwa mit „Vom Winde verweht“ aufneh-
men konnte. Allerdings hatten die Süd-
staaten, in denen dieser Film spielt, den 
US-Bürgerkrieg verloren, das wollte 
Goebbels nicht zählen lassen.

    Für die Dreharbeiten des Films wurden 
1944 zehntausende Soldaten der Wehr-
macht als Statisten abgestellt, für die alle 
originale Uniformen geschneidert wer-
den mussten. Auch mehr als tausend Pfer-
de wirkten mit, was angesichts der 
schwierigen Kriegslage einen gewaltigen 
Aufwand bedeutet. Da im Sommer in 
Potsdam Winterszenen gedreht werden 
mussten, wurden Wagenladungen von 

Salz herbeigefahren, um Schnee zu zei-
gen. Nachdem im Herbst 1944 bereits mit 
Aachen die erste deutsche Stadt erobert 
worden war, ließ Goebbels aus dem be-
reits fertigen Film besonders blutige Sze-
nen herausschneiden, um keine militäri-
sche Unterlegenheit zu zeigen. 

In den belagerten Städten wollte 
man keine Kämpfe mehr sehen

Der Film der UFA basiert auf dem 
Schauspiel Colberg von Paul Heyse. Die 
Uraufführung des „Durchhaltefilms“ fand 
am 12. Jahrestag der nationalsozialisti-
schen Machtergreifung, dem 30. Januar 
1945, gleichzeitig in Berlin (Tauent-
zien-Palast, Ufa-Theater Alexanderplatz) 
und in der umkämpften Atlantikfestung 
La Rochelle statt. Die Marinefestung am 
Atlantik war zu diesem Zeitpunkt schon 
ganz von den Alliierten eingekesselt und 

konnte nur noch auf dem Luftweg ver-
sorgt werden. Zusammen mit der Filmrol-
le wurden Durchhaltebotschaften an die 
dortigen Soldaten abgeworfen. Die Art 
der Uraufführung war Teil der Berichter-
stattung über den Film. Später kam der 
Film in den eingeschlossenen Städten Kö-
nigsberg, Breslau, Danzig und anderen 
Großstädten in die Kinos. Der nationalpo-
litische Film sollte mit „Kolberg“ einen 
Höhepunkt erreichen. Die Menschen in 
den bereits eingeschlossenen Städten in 
Schlesien, Pommern und Ostpreußen 
wussten diese Sternstunde nicht zu schät-
zen. Die Säle waren zur Uraufführung nur 
voll, weil alles was sich noch mobilisieren 
ließ, angefangen von der Hitlerjugend bis 
hin zum Volkssturm, in die Kinosäle ge-
karrt wurde. Und dies, obwohl zu diesem 
Zeitpunkt schon Theater, Varietés und 
Kunstausstellungen geschlossen waren 
und von dieser Seite keine Konkurrenz zu 

erwarten war. Außer dem Kino durften 
nur noch Zirkusse mit Sondergenehmi-
gungen weiter arbeiten.

Der Film „Kolberg“ führte nicht zu 
neuem Kampfesmut, sondern zu Fatalis-
mus. In Berlin blieben nach der Urauffüh-
rung die großen Häuser bei „Kolberg“ fast 
leer, während der parallel laufende Film 
„Münchhausen“ mit Hans Albers volle Sä-
le verzeichnen konnte. Über Jahre hatte 
Goebbels seine größten Erfolge im Kino 
gefeiert, aber zum Zeitpunkt der größten 
militärischen Niederlage verlor auch er 
mit „Kolberg“ den Kampf um die Köpfe 
seiner Volksgenossen. „Kolberg“ kam of-
fenbar zu spät, um die erhoffte Propagan-
dawirkung zu erzielen. Als sowjetische 
Truppen am 18. März 1945 Kolberg selbst 
eroberten, untersagte Goebbels, dies im 
Wehrmachtsbericht zu erwähnen.

Bodo Bost

Film „Kolberg“ – Uraufführung vor 75 Jahren 
Der teuerste nationalpolitische Durchhaltefilm aus der Propagandamaschinerie Goebbels,“Kolberg“, der vor 75 Jahren am 30. Januar 

1945 in die Kinos kam, konnte seine Botschaft, nämlich Durchhaltekraft, nicht erfüllen.

DAMALS

VON PEER SCHMIDT-WALTHER 

Vor 40 Jahren ging die Dampflok-Ära 
in Stralsund zu Ende: Was bleibt, ist 
einzig die Erinnerung. Gemeint sind 
die damals in der Hansestadt 
beheimateten Maschinen der 
Baureihe 03 10, wegen ihrer guten 
Fahreigenschaften auch „Salon- 
oder Schnellzugdampfer“ genannt.

D a sitzen sie dieser Tage um 
einen Packen Fotos herum, 
die alten Dampf-Haudegen 
Franz Eickhoff und Franz 

Starrey. Der 30. Mai 1980 hat sich ihnen 
tief ins Gedächtnis eingegraben. Sie wis-
sen noch ganz detailliert, wie dieser denk-
würdige Tag im damals noch gepflegten 
DR-Betriebswerk Stralsund verlief. 

„Wir mussten uns gesund, munter und 

einsatzfähig bei der Lokleitung melden“, 
beginnt Eickhoff und Starrey ergänzt: „Bis 
wir abfahren konnten, waren viele Ar-
beitsschritte notwendig, die uns in Fleisch 
und Blut übergegangen waren“. Das be-
gann mit der Lokzuteilung, dann Schlüs-
selübergabe, Einsicht ins Strecken-Be-
fehlsbuch mit Angabe von Baustellen und 
Langsamfahrstellen, Übernahme der be-

reits unter Dampf stehenden Lok im 
Rundschuppen, Betriebsmittelkontrolle 
von Öl, Bremssand, Kesselspeisewasser 
und Chemiekalien, Bremsprobe, Dichtig-
keitsprüfung. „Wir sind dann über die 
Drehscheibe zur Lokübergabestelle ge-
rollt“, so Starrey, „haben uns gemeldet 
mit ´Lok 03 1010 für Zug 813` und hörten 
dann: ́ Ja, geht in Ordnung!`“. Kollege Pe-
ter Sobottka, Dritter in der Runde, der die 
legendäre Maschine auch fuhr, erklärt: 
„Das war der D-Zug Stralsund-Leipzig 
über Berlin-Lichtenberg, wo die Lok ge-
wechselt wurde. Zurück hieß er D 914 und 
kam von Dresden. Die 1010 blieb solange 
in Berlin und wurde für die Heimfahrt res-
tauriert“. Nach der Vorbereitungsproze-
dur kam die Freigabe, so dass die Lok 
rückwärts an den Zug setzen konnte – 
„möglichst erschütterungsfrei wegen der 
Leute im Zug“, grinst Eickhoff. Erst dann 

konnte der Heizer ankoppeln. Noch eine 
Bremsprobe, bis der Wagenmeister ver-
meldete: „Bremsen in Ordnung!“ Mit dem 
Ölregler – 1965 wurde auf Flüssigtreib-
stoff umgestellt - musste der Heizer jetzt 
für Spitzendampfdruck sorgen und den 
Kesselwasserstand überprüfen. 

09:14 Uhr: Das Signal springt auf 
Grün. Die Bahnsteigaufsicht hebt die grü-

ne Kelle. „Ausfahrt frei!“, ruft Lokführer 
Franz Eickhoff, der auf der rechten Seite 
seinen Platz hat, dem Heizer zu. Ein kur-
zer Pfiff und der 164-Tonnen-Koloss mit 
seinen zwei Meter hohen Rädern zieht an, 
eine Schlange von acht Reisezugwaggons 
am Haken. Ihr Gewicht von 342 Tonnen 
sind kein Problem für die 2000-PS-Ma-
schine. Dicke Dampfschwaden umhüllen 
die zahlreichen Zuschauer des morgend-
lichen Spektakels auf dem Bahnsteig. Die 
Stirnseite der blankgewienerten Lok ist 
mit Maigrün geschmückt, ein weißes 
Schild verkündet unübersehbar: „Bw 
Stralsund – letzte planmäßige Dampfbe-
spannung D 813/D 914 am 31. Mai 1980. 

Mit geübten Griffen an Regler und 
Steuerung beschleunigt Franz Eickhoff 
die 24 Meter lange 03 1010. Sie ist nicht 
nur der Star, sondern das einzige be-
triebsfähige Exemplar dieser Baureihe. 
Nach einem erneuten Umbau 1981 auf 
Rostfeuerung ist sie auch die schnellste 
kohlegefeuerte Dampflok Deutschlands. 
Von Lokführern bekam sie wegen ihres 
glänzenden Pflegezustands und Mes-
sing-Schornsteinrings den Spitznamen 
„Goldbroiler“. 

Wenn man jemals erlebt hat, wie der 
Heizer im Schweiße seines Angesichts 
schaufelweise Steinkohle in die glühende 
Feuerbuchse schleudert, der bekommt 
Respekt.  Elf Tonnen, die für 400 bis 500 
Kilometer reichen, lagern auf dem Ten-
der. „Das war harte Arbeit bei Wind und 
Wetter, aber wir mochten sie trotz allem“, 
sieht das Sobottka völlig unromantisch, 
„im Gegensatz zu den vielen Fans an den 
Strecken und in den Traditionszügen“. 

Eickhoff ist mit seinen Gedanken wie-
der auf dem Führerstand: „Als ich die 
Streckengeschwindigkeit erreicht hatte, 
hab ich die Steuerung auf 30 Prozent und 
den Regler auf mittlere Dampfzufuhr ge-
stellt. Über Grimmen, Demmin, Neu-
brandenburg (mit Wasserergänzung), 
Neustrelitz und Oranienburg wurde Lich-
tenberg angesteuert. „Unterwegs“, leuch-
ten Starreys Augen, „begeisterten sich 
immer wieder die Fans am markanten 
Auspuffschlags im Drillingstakt. Auf 
Grund dieses speziellen Klangs im  höhe-
ren Geschwindigkeitsbereich erhielt 
03.1010 von britischen   Eisenbahnfans 
den Spitznamen ´Roaring Monster´”.

„Als unser Salondampfer“, lächelt 
Eickhoff, „in Berlin auf ihren von einer 
Diesellok gezogenen Dresdner Zug warte-
te, kam der deutlich später an. Wir holten 
bis Stralsund sogar noch zehn Minuten 
raus“. Peter Sobottka weiß zu berichten, 
dass heute die ICE-Fahrtzeiten fast iden-
tisch waren mit den damals 03 bespann-
ten D-Zügen. 

Die Drei machen sich stark für die Ma-
schine. Man erfährt, dass der damals wie 
heute unverändert bewunderte Dampf-
lok-Star am 7. November 1940 bei den 
Borsig-Werken in Hennigsdorf (zu 
DDR-Zeiten dann LEW) gebaut und im 

Bahnbetriebswerk Berlin-Grunewald in 
Dienst gestellt wurde. Wie auch ihre in 
Schwerin abgestellte, nicht betriebsfähige 
Stralsunder Schwester 03.1090 hat sie 
Eisenbahngeschichte geschrieben. Ge-
genüber der Vorgängerversion 03 wurde 
mit ihrem leistungsfähigeren Drillings-
triebwerk auch eine höhere Laufruhe im 
Bereich der  Höchstgeschwindigkeit von 
140 km/h erreicht. 

Zum Erhalt werden Spendengelder 
dringend benötigt

In den Bestand der Deutschen Reichs-
bahn der DDR kamen nach dem Krieg ins-
gesamt 21 Lokomotiven der Baureihe 
03.10. Sie waren in den Betriebswerken 
Leipzig-West und Halle P   und Dresden 
stationiert. Ihre ursprüngliche schnittige 
Stromlinienverkleidung wurde, weil un-
nötig und störend, schon bald entfernt. 
Ab 1954 wurden sie allmählich nach Stral-
sund umbeheimatet.

Meister Franz Eickhoff ließ die Dampf-
pfeife aufheulen. Mit bis zu Tempo 100 
stampfte 03 1010 nach Süden, dass die 
Treibstangen die Zwei Meter-Treibräder 
nur so durch Felder und Wälder flogen. 
Als abends die Backsteinkulisse von Stral-
sund gegen 19.30 Uhr wieder in Sicht kam, 
ging eine 120 Jahre-Ära zu Ende. Franz 
Starrey übernahm und brachte die Lok in 
den Schuppen: „Da kühlte sie dann ab“, 
sagt er rückblickend voller Wehmut, „und 
ging dann zurück ins RaW nach Halle“. 

Er und seine Kollegen mussten auf 
Dieselbetrieb umsatteln. Bis dahin legte 
die Maschine mehr als drei Millionen 

Schienen-Kilometer zurück. 
Die drei Kollegen setzen sich jetzt da-

für ein, dass das heiß geliebte Unikat 03 
1010 mit seinem eindrucksvollen Lokle-
ben erhalten bleibt und wieder unter 
Dampf kommt. Sie gehört zum Bestand 
der DB Nürnberg, aber braucht Spenden-
gelder in Höhe von 850.000 Euro (s. Web-
seite von Traditionsgemeinschaft Bw Hal-
le P e.V. – https://www.lokschuppen4.de/), 
um in Meiningen wieder fahrfähig aufge-
arbeitet werden zu können und ihre Fans 
nach Stralsund und Rügen zu bringen. 

b Wer mehr über den Dampflok-Star er-
fahren möchte, dem sei das Buch „Die Bau-
reihe 03 10 der Deutschen Reichsbahn“ 
von Robin Garn empfohlen: ISBN 3-935909-
23-3. Unter: Lokporträt Dampflok 03 1010 
gibt es eine Youtube-Doku. Zur Buchmesse 
erscheint der neueste Roman von Arno 
Surminski: „Unterwegs – aus dem Leben 
eines Lokführers“

Peter Sobottka, Franz Eickhoff und Franz Starrey (v.l.n.r.) vor dem Bild der Stralsunder 
Traditionslok 03 1090 am Bahnhof� Foto: Schmidt-Walther

Die 03 1010 - auf der Ziegelgrabenbrücke in Stralsund � Foto: Thomas Quatsling



Mehr Mut für neue Beziehungen mit Russland 

„Man muss sie in der 
deutschen 

Presselandschaft 
eigentlich schon mit 

der Lupe suchen: Eine 
Analyse von 

Weltuntergangs­
szenarien wie die in 

der PAZ“
Heinz Welchert, Norden  

zum Thema: Weltuntergang war 
eigentlich schon immer (Nr. 5)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten Le-
serbriefe werden auch ins Internet ge-
stellt.

ANZEIGE

ERINNERUNG AN PUTINS REDE 
ZU: DER MANN AUS ST. PETERSBURG 
(NR. 3)

Auch wenn der Beitrag über Putin den 
Untertitel „Schlaglichter der wechselvol-
len Ära“ erhielt und dadurch eine gewisse 
Lückenhaftigkeit andeutet, sollte er mit 
einigen wichtigen Entwicklungen bezie-
hungsweise Ereignissen ergänzt werden.

Die Annexion der Halbinsel Krim 
durch Russland im März 2014 hat bei den 
führenden westlichen Mächten eine nicht 
verständliche, überaus energische Reak-
tion ausgelöst. Russland wurde 2014 aus 
der Staatengruppe G8, der es seit 1998 an-
gehörte, wegen Verletzung internationa-
ler Verträge ausgeschlossen und mit zahl-
reichen Embargos belegt. Dabei hat nie-
mand an die Geschichte dieses Landstri-
ches gedacht, dass die Krim 170 Jahre lang 
zu Russland gehörte, bevor sie im Mai 
1954 durch eine launische Entscheidung 
des damaligen KPdSU-Generalsekretärs 
Nikita Chruschtschow der Sowjetrepub-
lik Ukraine angegliedert wurde. 

Die gegen Russland ausgelösten Em-
bargos haben nur eine kurze Zeit Wirkung 
gezeigt. Sie haben den westlichen Län-
dern auf Dauer möglicherweise mehr ge-
schadet als Russland. In Russland haben 
die Embargos auf zahlreichen Gebieten 
zur Mobilisierung der eigenen Kräfte ge-
führt. So hat sich seitdem die russische 
Landwirtschaft sowohl in der Menge der 
Produkte als auch in ihrer Qualität außer-
ordentlich schnell entwickelt. 

Auch die Industrie, darunter beson-
ders die Rüstungsindustrie, erzielte be-
deutsame Erfolge. Sie überflügelt weit 
den technischen Stand vieler Rüstungs-
güter der USA. So weit, dass man heutzu-
tage für einen neuen Abrüstungsvertrag 
wenig äquivalente Rüstungsprodukte fin-
den könnte. Die Mobilisierung der eige-
nen Kräfte hat zugleich zum Wachsen des 
Selbstwertgefühls der Russen beigetra-
gen. Dies alles hat bei den meisten Leuten 
in Russland einen Namen: Putin.

Bezüglich der Beziehungen zwischen 
Deutschland und Russland vergessen un-
sere Politiker und auch die Medien, mög-

licherweise bewusst, eine überaus wichti-
ge und zugleich symbolische Handrei-
chung Russlands, die schon mehr als 
18  Jahre zurückliegt. Das war die Rede 
Putins am 25. September 2001 im Bundes-
tag. Zu der Zeit war Johannes Rau Bun-
despräsident, Gerhard Schröder Bundes-
kanzler und Wolfgang Thierse Bundes-
tagspräsident. Alle SPD. Gerhard Schrö-
der stand einer rot-grünen Koalitionsre-
gierung vor. 

Putin hielt seine Rede zunächst simul-
tanübersetzt auf Russisch, dann nach kur-
zer Zeit „erlaubte er sich die Kühnheit, 
seine Rede in der Sprache von Goethe, 
Schiller und Kant, in deutscher Sprache“ 
fortzusetzen. Dies war eine einmalig gro-
ße Geste eines der wichtigsten Staats-
oberhäupter unserer Welt, die nie verges-
sen werden dürfte. 

Die Anwesenden sprach Putin nicht 
nur mit „Damen und Herren“, sondern 
auch mit „liebe Kolleginnen und Kolle-
gen“, einmal sogar mit „liebe Freunde“ 
an. Seine rund 25-minütige Rede wurde 
16-mal mit Beifall honoriert. 

Putin bezog sich in seiner Rede auf die 
zurückliegenden zahlreichen Höhepunk-
te der oft engen deutsch-russischen Be-
ziehungen in Politik, Wirtschaft und Kul-
tur. Dabei blieb natürlich auch die 
deutschstämmige Zarin Katharina die 
Große nicht unerwähnt. Er zeichnete aus-
führlich die großen Chancen einer neuen 
Entwicklung der Beziehungen beider Län-
der auf. 

Die Rede Putins im Bundestag scheint 
vergessen zu sein. 2005 begann die Mer-
kel-Ära mit einer oft unverständlichen 
Anbiederung an den Bündnispartner USA. 
Aus der Zeit der Hoffnung blieb nur 
Schröders Posten im Aufsichtsrat von 
Gazprom übrig. Angela Merkel, die auch 
gut Russisch spricht, nutzte die Möglich-
keiten nicht, die Beziehungen beider Län-
der auf eine neue Grundlage zu stellen. Es 
sind versäumte Jahre. Nun bleibt es zu 
hoffen, dass die Bundeskanzler nach Mer-
kel aus innerer Überzeugung mehr Mut zu 
einer eigenständigen Politik gegenüber 
Russland haben werden. Im Interesse bei-
der Länder.� Dr. Ádám Sonnevend, Rostock      

INTERESSANT UND FUNDIERT 
ZU: WENN „KLIMASCHUTZ“ ZUM KLI­
MAKILLER WIRD (NR. 4)

Ich möchte mich vielmals für den höchst 
interessanten und fundierten Artikel in 
der PAZ über die Gefahren von Wind-
kraftanlagen bedanken, der überall publi-
ziert werden müsste. Die darin enthaltene 
Information der Austrocknung der Böden 
durch die Rotation der Räder habe ich 
noch nie gehört. 

Dabei ist sie mit das wichtigste Argu-
ment gegen die Windkraftanlagen, die 
unsere Landschaft verschandeln und 
schädlich für Mensch und Tier sind. Bes-
ser kann es wohl nicht ausgedrückt wer-
den! Ich werde den Artikel weiterreichen!
� Inge Schmidt, Hamburg

ROTE KARTE FÜR GIGANTOMANIE 
ZU: MUSTERLÄNDLE DROHT VERSOR­
GUNGSLÜCKE (NR. 3)

Seit Angela Merkel als Reaktion auf die 
Katastrophe von Fukushima, bei der 
menschliches Versagen eine entscheiden-
de Rolle spielte, das Startsignal zur Ener-
giewende gab, wurde der Ausbau giganti-
scher Windenergieanlagen auch in Baden- 
Württemberg mit revolutionärem Eifer 
betrieben. 

Die Mahnungen des ehemaligen Mi-
nisterpräsidenten Erwin Teufel, hier Au-
genmaß walten zu lassen, wurden buch-
stäblich in den Wind geschlagen. Die 
„Goldgräberstimmung“ machte auch vor 
ökologisch und landschaftlich sensiblen 
Bereichen keinen Halt. Für den Klima-
schutz den Wald roden? Ein Widerspruch 
in sich. 

Dem Artensterben entgegenwirken? 
Aber wie? Sicher leisten die gewaltigen 
Rotoren hierzu keinen Beitrag. Riesige Be-
tonsockel im Waldboden vergraben, das 
macht ökologisch keinen Sinn. Anwohner 
haben wenig Lust auf Infraschall. Dem 
Schwarzwaldtourismus ist auch nicht ge-
dient. Nun soll die Zustimmung der Bür-
ger erkauft werden. Mit welchem Geld? 
Das bombastische Geschäftsmodell ist 

ins Stocken geraten. Die Bürger identifi-
zieren sich immer weniger mit den Rie-
senrädern und deren surrealem Erschei-
nungsbild. Auch lässt sich deren Energie 
nicht so gut speichern. 

Der Verwaltungsgerichtshof in Mann-
heim hat nun die rote Karte gezückt und 
dem künstlichen Höhenflug ein vorläufi-
ges Ende bereitet. Die Genehmigungs-
praktik war rechtswidrig. Vielleicht eine 
Denkpause zur Besinnung darauf, wie 
man von der Gigantomanie zu dezentra-
len und kleinteiligen Lösungen kommen 
kann. Nicht ganz unähnlich wie bei der 
Atomkraft hat man sich über die Entsor-
gung ausgedienter Anlagen wohl noch 
kaum Gedanken gemacht.�  
� Roland Grassl, Bühl 

WER IM GLASHAUS SITZT 
ZU: RUDOLF STEINERS UND EMIL 
MOLTS GEMEINSAMES BABY (NR. 36)

„Der Ton macht die Musik“ – ein Sprich-
wort, das meine Mutter, geboren 1928 in 
Königsberg, noch heute gerne anwendet. 

Mit welcher Häme und Ironie Sie über 
die Waldorfschule und Rudolf Steiner 
schreiben können, zeigt Ihre Fähigkeit zu 
formulieren, nicht aber zugleich Sachlich-
keit und Sachkenntnis: Man kann eine 
Kunst – die Eurythmie – nicht mögen, 
aber es handelt sich bei dieser nicht dar-
um, seinen Namen tanzen zu können. Sie 
ist ein Ausdruck aus der Schülerschaft. 

Weder Zwerge noch die Lehre über die 
„Wesensglieder“ sind Lehrinhalte. „Wur-
zelrasse“ ist ein Ausdruck von Dr. Steiner, 
den er später nicht mehr gebraucht. 

Im Unterrichtsplan der Waldorfschu-
len stehen auch unter anderem Schiller-
Goethe-Faust-Parzival-Einheiten (Epo-
chen), also klassische oder auch konser-
vative Inhalte, von denen ich im Gymna-
sium nie etwas gehört habe. 

Es ist doch bekannt, dass unser her-
kömmliches Schul- und Bildungssystem 
immer weniger „Erfolg“ hat und bei Fach-
leuten unter starker Kritik steht. Wer im 
Glashaus sitzt …

� Johannes Fellner, Höslwang
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VON WOLFGANG KAUFMANND as apokalyptische Denken ist 
so alt wie die menschliche Zi-

vilisation selbst: Bereits in 
den Mythen der Sumerer, Ba-

bylonier und Assyrer finden sich Passa-

gen, die ein katastrophales Ende der Welt 

ankündigen. Später brachten vor allem 

das Juden- und frühe Christentum apoka-

lyptische Strömungen hervor – ruhend 

auf den düster warnenden Schriften von 

Autoren wie Amos, Micha, Jeremia, Eze-

chiel, Daniel und schließlich Johannes. 

Diese entfalteten ihre Wirkung bis in 

die Neuzeit. Selbst die Friedens- und 

Ökobewegung im 20. Jahrhundert stand 

in der Tradition der Apokalypse: So wurde 

der Untergang der Menschheit mal durch 

einen Atomkrieg, mal durch Kernenergie, 

das „Waldsterben“ oder das Ozonloch be-

schworen. Nun erheben die Klima-Hys-

teriker ihre Stimme, wobei sich besonders 

große Ähnlichkeiten mit den apokalypti-

schen Bewegungen in der Zeit zwischen 

dem 8. Jahrhundert vor und dem 15. Jahr-

hundert nach Christi Geburt auftun.

Den Kassandra-Rufern von einst und 

heute ist gemeinsam, dass sie ein ent-

schieden negatives Bild vom Zustand der 

Welt zeichnen, wobei die angebliche Mi-

sere nicht auf höhere Mächte, sondern 

den Menschen zurückgeht. Des Weiteren 

wurde und wird ein baldiger Untergang 

prophezeit. Manche Klima-Apokalyptiker 

legen sich sogar schon auf konkrete Jah-

reszahlen fest – ganz wie weiland Papst 

Silvester II., der glaubte, das Welten-Ende 

werde exakt im Jahre 1000 kommen. 

Die Ursache für dieses Denken ist in 

beiden Fällen gleich. Zum einen spielen 

ganz konkrete, als traumatisch erlebte Er-

eignisse in der jeweiligen Gegenwart eine 

Rolle. War es bei Johannes die Christen-

verfolgung unter den römischen Kaisern 

Nero und Domitian, sind es heute Natur-

katastrophen, welche von den Medien im-

mer stärker dramatisiert werden. Ande-

rerseits durchleiden Apokalyptiker stets 

auch individuelle Identitätskrisen. Sie 

sehen Forderungen von Seiten ihrer sozi-

alen Umwelt auf sich zukommen, die sie 

entweder nicht erfüllen können oder wol-

len. Das führt zu einem noch stärkeren 

Bedrohungsgefühl aufgrund der völlig be-

rechtigten Angst vor gesellschaftlicher 

Isolation. Deshalb suchen Apokalyptiker 

Gleichgesinnte oder besser gesagt, glei-

chermaßen „Geschädigte“. So finden sie 

wieder Halt und Sicherheit.Der Mensch ist an allem schuld
Als Gruppe versuchen die Apokalyptiker 

dann eine neue Sicht auf das Universum 

zu propagieren und durchzusetzen,  denn 

sie sind die, welche begriffen haben, wie 

die Welt wirklich funktioniere: Dass alles 

auf ein finales Gericht hinsteuere oder 

dass das Klima letztlich für den Gang 

sämtlicher wichtigen Dinge auf unserem 

Planeten verantwortlich sei. Diesen allei-

nigen Wahrheitsanspruch begründen die 

Apokalyptiker mit ihrer besonderen Sen-

sibilität, die sie Dinge spüren lasse, die der 

Masse zunächst noch verborgen blieben. 

Zur Erinnerung: Greta Thunbergs Mutter 

behauptet mit vollem Ernst, ihre Tochter 

könne CO₂ sehen. Überall zeigen sich den 

„Wissenden“ Menetekel – sei es in Form 

eines heißen Sommertages oder im Meer 

schwimmender Plastiktüten, sei es im 

Auftauchen falscher Propheten oder un-

bekannter Tiere.Zudem ist das Denken und Handeln 

der Apokalyptiker über die Maßen 

ethisch-moralisch aufgeladen und damit 

weitgehend irrational. Das trennt sie 

ebenfalls vom Rest der Gesellschaft und 

verschärft die Konfrontation zwischen 

den Apokalyptikern und der Mehrheits-

bevölkerung. Denn die kann sich so viel 

Irrationalität einfach nicht leisten und 

reagiert daher immer zorniger auf die 

Außenseiter. Die Letzteren wiederum 

flüchten sich in eine zunehmend schlich-

ter werdende Ideologie, welche durch 

markante Dualismen gekennzeichnet ist: 

Dem Gegensatz zwischen dem „Richti-

gen“ und „Falschen“, dem „Guten“ und 

„Bösen“, den „Klima-Experten“ und den 

„Klima-Leugnern“ … Gleichzeitig kom-

men Rachephantasien auf: Wer nicht Bu-

ße tun und auf seinem verderblichen Weg 

umkehren will, dem drohen drastische 

Strafen und Übel – er verendet jämmer-

lich infolge der „Erderhitzung“ oder wird 

von den sieben Plagen aus der Offenba-

rung des Johannes heimgesucht. Das 

führt zu selbst beigefügter Angstlust auf 

der einen und noch mehr Ablehnung auf 

der Gegenseite.
Wer nicht umkehrt, wird bestraft

Typisch für apokalyptische Bewegungen 

ist zudem, dass sie über kurz oder lang eine 

eigene Subkultur zwecks äußerlicher Ab-

grenzung hervorbringen. In dieser Subkul-

tur finden die Apokalyptiker Sicherheit vor 

äußeren Bedrohungen, deshalb erlangen 

Zeichen der Zugehörigkeit immer größere 

Wichtigkeit: Bußübungen wie Selbstgeiße-

lungen und das Tragen von Kleidung, die 

kratziger ist als Kamelhaar, oder aber ge-

meinsame freitägliche Schulstreiks und 

Demonstrationen, das Schwenken selbst-

gebastelter Transparente, das makabre 

Totstellen mitten auf der Straße sowie das 

gebetsmühlenartige Betonen, wie klima-

freundlich und ökologisch man doch lebe 

– egal, ob dies der Wahrheit entspricht 

oder nicht. Ein weiteres wichtiges Signal an die 

Außenwelt ist das demonstrative Verzeh-

ren von Fastenspeisen: Was bei Johannes 

indes noch widerliche Tiere wie Heu-

schrecken waren, das ist heute alles Vege-

tarische oder besser noch Vegane. An der 

Haltung zum Fleischgenuss kann man 

nun ganz klar unterscheiden, wer auf dem 

richtigen Pfade wandelt und wer sehen-

den Auges den Weltuntergang provozie-

ren will.   
Selbstverständlich braucht jede apo-

kalyptische Bewegung ihren Angelus In-

terpres, also Deute-Engel, der die Bot-

schaft verkündigt beziehungsweise erläu-

tert, was ihm die besondere Feindschaft 

der Ignoranten einträgt. Diese Rolle spielt 

heute die 17-jährige Dauerschulschwänze-

rin Greta, welche somit weit mehr als nur 

eine von den „Klima-Leugnern“ verspot-

tete Ikone der Klima-Bewegung ist.  

Wenn Apokalyptiker merken, dass ih-

nen die Deutungshoheit über Vergangen-

heit und Gegenwart entgleitet, dann ver-

schärfen sie ihre Rhetorik und blasen zum 

„Letzten Kampf“. Wobei der eben nicht 

dem Aufhalten des Unheils dienen soll, 

weil dieses ja als unabwendbar gilt, son-

dern der Ausschaltung der Zweifler. In 

diesem Fall sind grundsätzlich vier Szena-

rien möglich: Entweder unterliegen die 

Apokalyptiker in dem Konflikt und werfen 

schließlich das Handtuch. 
Oder sie mutieren zu einer Sekte, wel-

che sich ihre gesellschaftliche Nische 

sucht, in der sie laut oder leise überdau-

ern kann. Möglicherweise schaffen es die 

Apokalyptiker aber auch, selbst zur Mehr-

heit zu werden. Dann wiederum würde 

ihre Bewegung entweder in dumpfer 

Selbstzufriedenheit und -gerechtigkeit er-

starren oder aber gravierende gesell-

schaftliche Veränderungen herbeiführen. 

Im letzteren Falle bliebe der Minderheit 

dann wohl nur noch das Beten.
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Was ist die schwedische Klima-Aktivistin 

Greta Thunberg denn nun: Heldin oder 

Nervensäge? Einer Umfrage des Mei-

nungsforschungsinstitutes Civey vom 

September 2019 zufolge tendieren 40 Pro-

zent der Deutschen eher zu der letztge-

nannten Aussage. Wobei die Gruppe der 

30- bis 64-Jährigen, welche normalerwei-

se im Berufsleben steht, Thunbergs Auf-

treten besonders kritisch sieht. Noch 

deutlicher war das Ergebnis einer Erhe-

bung von YouGov im Monat danach, ob 

die junge Schwedin den Friedensnobel-

preis verdient hätte. Hierauf antworteten 

66 Prozent der Befragten klar mit „Nein“.

Die Abneigung gegen Thunbergs Trei-

ben bei gleichzeitigem Wissen um ihre 

Vermarktung durch Geschäftemacher 

und grüne Ideologen äußert sich in vielen 

drastischen Äußerungen in den sozialen 

Medien im Internet. So wurde geschrie-

ben, sie sei „eine minderjährige Messdie-

nerin der Klimareligion“, deren Anhänger 

am „Delirium thunberga gretensis“ litten. 

Andere machten sich darüber lustig, dass 

„in allen Medien über jeden Furz berich-

tet wird, den Greta ablässt“. Und dann 

wäre da noch der Schlachtruf „Kreta statt 

Greta“ – fliegen wir lieber in den Süden, 

als uns von der Klimahysterie des Mäd-

chens anstecken zu lassen!Erwerbstätige besonders kritisch

Das rief Medienpsychologen auf den Plan, 

die den Thunberg-Gegnern eine stramm 

konservative Denkweise sowie soziale Ab-

stiegsängste attestierten und zugleich 

auch die tiefe Abneigung beklagten, wel-

che der Jugendlichen entgegenschlage. 

Daraufhin ertönten wiederum Gegen-

stimmen wie die der Leserkommentato-

rin „Hoshiana 777“ bei „Spiegel-online“: 

„Wer solche hasserfüllten Reden 

schwingt wie Greta, muss halt mit dem 

Echo rechnen.“Mittlerweile wehren sich nicht mehr 

nur Einzelpersonen gegen die absurden 

Vorwürfe der schwedischen Galionsfi-

gur an die ältere Generation. Vielmehr 

entstanden auch erste Anti-Greta-

Gruppierungen, darunter „Fridays for 

Hubraum“, die im September 2019 von 

dem KfZ-Meister Christopher Grau ge-

gründet wurde und zwei Monate später 

bereits 563 000 Mitglieder zählte. Sie 

wendet sich vor allem gegen die von 

Thunberg entfachte Kampagne gegen 

das Autofahren. Viele Kritiker der Kli-

ma-Ikone zeigen ihren Missmut neuer-

dings auch mit mehr oder weniger stu-

benreinen Fahrzeug-Aufklebern wie 

„Schnüffel an meinem Auspuff, Greta“ 

oder „Fuck you Greta. Keine Macht den 

Öko-Terroristen“. Protest gegen „Öko-Terroristen“

Eine dieser Botschaften rief im Herbst 

2019 sogar die Staatsmacht auf den Plan: 

Jemand aus Plauen hatte das Heck seines 

Wagens mit zwei blonden Zöpfen à la 

Thunberg verziert, die aus dem Koffer-

raumspalt baumelten – darüber stand: 

„Problem gelöst“. Darin witterte die 

Staatsanwaltschaft Zwickau zunächst ei-

ne „öffentliche Aufforderung zu Strafta-

ten“, musste aber wenig später zugeben, 

dass derlei Dekorationen unter die Kunst- 

oder Meinungsfreiheit fallen oder maxi-

mal eine Beleidigung darstellen.
Dennoch machen Politiker und Me-

dien gegen die Anti-Greta-Bewegung 

mobil, indem sie diese in die rechte Ecke 

stellen und teilweise sogar mit Neonazis 

in Verbindung bringen. Gleichzeitig un-

terbleibt aber weiterhin jedes Nachden-

ken darüber, ob mit der Klima-Alarmistin 

tatsächlich die Richtige zur Heldin ge-

kürt wird. So hat beispielsweise die junge 

iranische Studentin Roya Saghiri, die 

gegen den Kopftuchzwang in ihrem Land 

auf die Straße gegangen war und dafür 

nun jahrelang im Gefängnis schmoren 

soll, mit Sicherheit mehr Mut bewiesen 

als Thunberg. Über Saghiri wird freilich 

kaum berichtet.    

W.K.

KLIMA-DEBATTE

Greta Thunbergs Gegner werden lauter und zahlreicher

Immer mehr Deutsche machen ihren Ärger über die schwedische Aktivistin öffentlich – und werden nicht selten dafür diffamiert

Das angeblich nahe Ende hat die Menschen schon immer fasziniert: Weltuntergangs-Phantasie 

Foto: Mauritius

Weltuntergang war 
eigentlich schon immer

Von den alten Sumerern über die Friedensbewegung bis zu „Fridays for Future“: Die Warnung vor dem 

nahen Ende durchzieht die Geschichte seit Anbeginn der menschlichen Zivilisation



VON ALEXANDER GLÜCK

K affee zu filtern, ist ein Ruf 
nach Entschleunigung, wird 
aber der Sache nicht ganz ge-
recht. Zwar kommt kein Krü-

mel in die Tasse, aber das Ergebnis bleibt 
dünn im Vergleich zum echten Aufbrüh-
geschmack, der im italienischen Espresso 
seine Vollendung findet. Trotzdem hält 
man in deutschen Küchen und Büros an 
Filtermaschinen fest.

Die gurgelnde und blubbernde Filter-
maschine gehört zur deutschen Kaffee-
kultur wie das Ei zum Frühstück. Ange-
fangen hat alles mit Unternehmer Gott-
lob Widmann, der 1954 mit dem „Wigo-
mat“ die erste automatische Filterma-
schine auf den Markt brachte. Ihre runden 
Filterblätter sind zwar längst Schnee von 
gestern, doch besaß sie ein hübsches De-
sign, weshalb sie heute bei Sammlern 
hoch im Kurs steht.

Aber mit der protestantischen Kultur 
der Filtertüten ist es so eine Sache: Die 
keramischen „Schnellfilter“ hatten zu ih-
ren besten Zeiten acht Löcher im Boden 
und filterten damit wirklich ruckzuck, 
aber dementsprechend dünn war das Er-
gebnis. Man ging daher bald zu Modellen 
mit einem, höchstens zwei Löchern über.

Seit Kaffee gefiltert wird, versucht 
man dieses Verfahren zu verbessern. In 
Vietnam bedient man sich dazu des 
„Phin“ genannten Filteraufsatzes für ein-
zelne Tassen. Zunächst kommt süße Kon-
densmilch in die Tasse, dann der mit Kaf-
fee gefüllte Aufsatz drauf, zuletzt heißes 
Wasser hinein. Das tröpfelt betulich und 
schmeckt entsprechend exotisch. Auch 
die Filtermaschine versucht, sich Zeit zu 

lassen, und simuliert physikalisch Omas 
Schwallrate beim Handaufbrühen. Das 
hat ihr den goldenen Aufkleber einer Ge-
nießervereinigung eingetragen, der nun 
auf jedem Gehäuse klebt.

Einmal perkolieren, bitte!
Kaffee zu filtern, ist weder das beste noch 
das älteste Zubereitungsverfahren. Die 
Skandinavier und viele Amerikaner be-

nutzen den von einem Pariser Blech-
schmied im Jahre 1819 erdachten Perkola-
tor, in dem die auf einem Herd erhitzte 
Kaffeebrühe kontinuierlich zirkuliert, bis 
sie aussieht wie Erdöl. Berliner Szenelo-
kale zelebrieren indessen den Handauf-
guss direkt vor dem Gast. Wieder andere 
versuchen es mit „Cold Brewing“: alles 
kalt, dafür dauert es zwölf Stunden. Alles 
nur Schau oder immer Kaffeekultur?

Das eigentliche Problem ist, dass man 
zunächst überhaupt nicht wissen konnte, 
wie guter Kaffee schmecken soll. Und 
man weiß bis heute nicht, ob es damit 
schnell oder nicht doch lieber ganz lang-
sam gehen soll. Espressomaschinen wur-
den zunächst entwickelt, um Zeit zu spa-
ren. Wahrscheinlich nutzte man Mitte des 
19. Jahrhunderts die enorme Heizkraft 
des Dampfs, um Kaffee und Wasser 

schneller zum Kochen zu bringen. Das Er-
gebnis war schlimm, deshalb arbeitete 
man beim zweiten Schritt am Geschmack. 
Eine Verbesserung der Zubereitungsart 
erfolgte jedoch erst durch die Anwendung 
der Perkolation, also des „Durchsickerns“, 
woraus sich später auch die elektrischen 
Filtermaschinen entwickelten. 

Wenn es also schnell gehen und trotz-
dem gut schmecken sollte, waren ver-
schiedene Faktoren wichtig: gute Bohnen, 
eine besondere Röstung und Mahlung, ein 
bestimmter Temperaturbereich und 
Druck. Technische Weiterentwicklung 
war zunächst nur durch Probieren mög-
lich. Die erste „richtige“ Espressomaschi-
ne im heutigen Sinne wurde 1902 paten-
tiert, das Modell „Tipo Gigante“ des Mai-
länders Luigi Bezzera. Mit einem Brüh-
druck von 1,5 bar ließen sich mit dieser 
Maschine bis zu acht Tassen Kaffee 
gleichzeitig „ziehen“. 

Längst machen die Kapselmaschinen 
mit gespielter Modernität den etwas drö-
gen Filtergeräten Konkurrenz. Obwohl 
der „eigentliche“ Kaffeegeschmack mit 
Druck erzeugt wird, bleiben viele der Fil-
tertechnik treu. Vielleicht, weil sie so un-
kompliziert ist. Oder weil sie an früher 
erinnert, als man den Steingutfilter auf 
die Kanne setzte und alle paar Minuten 
Wasser nachgoss. Denn das Tempo der 
Zubereitung hat weniger Auswirkungen 
auf den Geschmack als aufs Ambiente. 

In der „Karlsbader Kanne“ tröpfelt es 
bis heute, der Filter ist dort ganz aus Por-
zellan und ein echtes Sinnbild der Ent-
schleunigung. Solcher Kaffee ist mollig, 
leicht, unverdächtig. Und unschädlich 
fürs Herz. Es könnte dann auch Kathrei-
ner Malzkaffee sein.

Markus Zirngibl sammelt seit seiner Kind-
heit Nadeln. Eine nicht alltägliche Veran-
staltung hat er erst kürzlich wieder orga-
nisiert: eine Nadeltauschbörse. Wer nun 
meint, das hätte mit Handarbeit, Stricken 
oder Nähen zu tun, irrt gewaltig. Es han-
delt sich vielmehr um Anstecker unter-
schiedlicher Art. Der aus Hemau in der 
bayerischen Oberpfalz lebende Zirngibl 
ist selbst langjähriger Sammler von Na-
deln, Ansteckern und Broschen aller Art. 
Seit seinem sechsten Lebensjahr geht er 
dieser Leidenschaft nach.

Zur näheren Erläuterung: Bei Vereins-
ehrungen gibt es für die zu Ehrenden An-
stecknadeln. Und in jüngster Zeit werden 
zu den unterschiedlichsten Anlässen Pins 
aufgelegt.

Zirngibls Schwerpunkt liegt auf Na-
deln, die im engeren und weiteren Sinn 
mit Fahrzeugen zu tun haben. Auch das ist 
ein riesiges Feld, umfasst es doch Autos, 
Motorräder, Lastwagen, Traktoren, Bau-
fahrzeuge und Kraftstoffe. Als Bub war 
der in Painten bei Kelheim Geborene und 
Aufgewachsene oft beim örtlichen Land-
maschinenhändler. Beim Kauf eines neu-
en Traktors erhielt der Landwirt auch die 
aktuelle Nadel der Traktorfirma. Biswei-
len fiel auch für Zirngibl und seine Freun-
de eine Nadel ab, und so kamen seit den 
1960er Jahren immer mehr Nadeln zu-
sammen. 

Zwar hat Zirngibl immer diese Nadeln 
gesammelt, aber es gab auch „Flautenjah-
re“. Bis er bei der Standortverwaltung der 
Bundeswehr in Regensburg, wo er beruf-

lich tätig war, auf einen weiteren Sammler 
stieß. „Wir haben um die Wette gesam-
melt“, erinnert er sich. Damit war die Glut 
bei ihm wieder entbrannt.

Als leidenschaftlicher Sammler gibt es 
für ihn vier Kategorien: Pins, Knöpfe, Na-
deln, Broschen. Die Pins sind die jüngsten 
Nadelformen, die Broschen die ältesten. 
Stolz ist er auf die Broschen aus der Zeit 
vor dem Zweiten Weltkrieg, die von Fir-
men Zeugnis geben, die heute nur noch 
die Fachleute kennen. Auch ganze Fir-
mengeschichten lassen sich anhand der 
Nadeln nachvollziehen. So hat Zirngibl 
noch eine Nadel des Eisenacher Motoren-
werks (EMW), dessen Logo als Basis des 

heutigen BMW-Markenzeichens diente. 
Überhaupt schätzt der Sammler die Fir-
menlogos auf den Nadeln mehr als die 
Silhouetten von Fahrzeugen. Und kleinste 
Nuancen bei den Logos sagen oft viel über 
die Firma aus. 

Zur Erweiterung seiner Sammlung be-
sucht Zirngibl Flohmärkte und überregio-
nale Tauschbörsen. Manche Brosche oder 
Nadel fehlt noch in seiner Sammlung und 
würde er gerne sein Eigen nennen. „Aber 
es soll ja zum Spaß sein“, sagt er. Deshalb 
hat er in einem seiner Koffer nur Tausch-
nadeln, für die er bei Sammlerbörsen im 
Gegenzug das eine oder andere von ihm 
favorisierte Stück erhält.� Markus Bauer

SAMMLER AUS LEIDENSCHAFT

Vielfach angesteckt
Nadeln, Pins, Anstecker – Ein Bayer und sein ausgefallenes Hobby

Deutscher Erfindergeist gepaart mit edlem Design: Eine Wigomat-Kaffeemaschine� Foto: BiggyBlume

KAFFEEKULTUR

Auf eine Tasse Kaffee
Gefiltert oder gebrüht? – An der Art der Zubereitung der schwarzen Bohnen erkennt man nationale Unterschiede

LEBENSSTIL Nr. 7 · 14. Februar 2020  21Preußische Allgemeine Zeitung

„Nadelkissen“: Ein kleiner, aber kostbarer Teil der Anstecker-Sammlung� Foto: Bauer

Seit Oktober sind bei der Polizei in Nord-
rhein-Westfalen sogenannte Datenspei-
cher-Spürhunde im Einsatz. Und das mit 
großem Erfolg. Zu den ersten Schnüffel-
Experten, die ihre Prüfung bestanden ha-
ben und jetzt im Einsatz sind, gehören Ali 
Baba, Theo, Jupp, Odin und Herr Rossi.

Ihre Nasen standen auch vor der Um-
schulung bereits im Dienst des Menschen. 
Vorher mit dem Auftrag Drogen, Men-
schen, Sprengstoff oder Banknoten zu fin-
den, sind die fünf Hunde wochenlang mit 
einem Spezialtraining auf ihren neuen 
Einsatz vorbereitet worden: Das Er-
schnüffeln von Datenträgern. Jetzt su-
chen und finden die Hunde Smartphones, 
USB-Sticks, Kameras und andere Daten-
träger, auf denen für die Polizei wichtige 
Informationen enthalten sind. 

Den Stein ins Rollen gebracht hat 
Hund Artus, der im Fall des Kindesmiss-
brauchs von Lügde zum Einsatz kam. Die 
Polizei hatte den im sächsischen Justiz-
Dienst stehenden Vierbeiner kurzerhand 
entliehen, um die Wohnungen der Ver-
dächtigen so genau wie möglich untersu-
chen zu können. Artus fand Material in 
einer Sesselritze, das den sorgsamen Au-
gen der Polizisten entgangen war und 
zeigte damit eindrucksvoll, dass Suchhun-
de auch bei Datenspeichern einen sehr 
wertvollen Dienst leisten können. 

Die Behörden in NRW entschieden 
nach diesem erfolgreichen Hunde-Ein-
satz, selbst Datenspeicher-Spürhunde 
ausbilden zu lassen. Unter anderem belgi-
sche Schäferhunde und Mischlinge haben 

das entsprechende Training inzwischen 
absolviert. In Frage kommen für diese 
Aufgabe nur Hunde mit einem starken 
Spieltrieb. Denn die Belohnung für die Su-
che ist in der Regel das Spiel – zum Bei-
spiel mit der Beißwurst.

Die Spürhunde sind beim Schnüffel-
Einsatz in Höchstleistung unterwegs. 
Länger als zehn, maximal 15 Minuten kön-
nen sie am Stück nicht arbeiten. Dann be-
nötigen Hund und Nase eine Pause. Doch 
in diesem kurzen Zeitfenster sind die 
Hunde brillant. Rund zehn Zentimeter 
dicht am Objekt müssen sie sein, damit 
ihr feines Geruchsorgan die Chemie des 
Datenträgers wahrnehmen kann. Dann ist 
aber nichts vor ihnen sicher. Der Daten-
träger im Kuli der Jackentasche wird 
ebenso entdeckt wie das extra kleine Han-
dy eines Gefängnisinsassen oder eben der 
USB-Stick in der Sofaritze. 

Im Gegensatz zur Suche nach Drogen 
oder Menschen, zeigen Hunde einen Da-
tenträger-Fund nicht mit Bellen an. Statt-
dessen verharren sie regungslos vor dem 
Objekt. Der Grund: Die Hunde werden 
unter anderem in Gefängnissen einge-
setzt und verdächtige Insassen sollen 
nicht am Bellen der Hunde feststellen 
können, dass Suchhunde im Einsatz sind. 

Nach Sachsen ist Nordrhein-Westfa-
len nun das zweite Bundesland, das Da-
tenspeicher-Spürhunde einsetzt. Ange-
sichts der großen Erfolge, die die ersten 
Spürnasen vorweisen können, werden 
andere Bundesländer sicher in Kürze die-
sem Vorbild folgen.� Stephanie Sieckmann

SPÜRHUNDE

Freund Nase
Polizeihunde erschnüffeln nun sogar Datenträger
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DEUTSCHLAND

Ferienparadies 
Allgäu

Baedeker legt einen umfangreichen 
Reiseführer mit Zielen für Wanderer, 
Kulturinteressierte und Familien vor

VON BERND KALLINA

E s gibt Bücher, die weisen kennt-
nisreich und tiefenanalytisch 
auf strategische Fehlentwick-
lungen unseres Gemeinwesens 

hin. Deswegen sollten sie von den maßgeb-
lichen Akteuren in Politik und Gesellschaft 
eines Landes nicht nur gelesen werden, 
besser wäre es, sie würden die Verantwort-
lichen im Lande zur Abkehr von falschen 
Wegen veranlassen. Eines dieser hervorzu-
hebenden Werke stammt vom 2016 zu früh 
verstorbenen Rolf Peter Sieferle, ist post-
hum 2017 erschienen und verdeutlicht 
schon im wegweisenden Titel, worum es 
geht: „Das Migrationsproblem. Über die 
Unvereinbarkeit von Sozialstaat und Mas-
seneinwanderung“. 

Von Umkehr in die richtige Richtung  
kann jedoch keine Rede sein, im Gegenteil: 
Die maßgeblichen Funktionseliten in 
Deutschland haben die profunden Warn-
rufe des Autors nach wie vor nicht beher-
zigt: Eine die deutschen Interessen wah-
rende Kehrtwende vom immer offenkun-
diger werdenden Sturz ins Bodenlose einer 
unkontrollierten Masseneinwanderung 
findet bis dato nicht statt. Fakt ist viel-
mehr: Gegenwärtig reisen weiterhin rund 
200 000 Personen im Jahr über praktisch 
offene Grenzen zumeist illegal nach 
Deutschland ein. Gerade deswegen sei auf 
die stichhaltigen Argumente von Sieferle, 
der auf eine renommierte Wissenschafts-
karriere als Historiker zurückblicken konn-
te, hier anhand seiner Veröffentlichung 
hingewiesen.

Das in der Werkreihe von Tumult er-
schienene, 136 Seiten starke Büchlein im 

handlichen Paperback-Format veran-
schaulicht die Grundproblematik gerade 
für den interessierten Laien klarsichtig: 
„Man kann die Märkte nach außen wie 
nach innen liberalisieren, doch kann man 
nicht im Innern hohe Sozialstaatsstan-
dards aufbauen und gleichzeitig die Gren-
zen öffnen“, schreibt der Autor mit Blick 
auf die verhängnisvolle Politik unserer 
Bundeskanzlerin, die dabei von maßgebli-
chen Teilen der Altparteien und den Main-
stream-Medien nahezu kritiklos unter-
stützt wird. 

„Schwerster Verfassungsbruch“
Was damals im Herbst 2015 über uns her-
einbrach und bis heute andauert, sei je-
doch nicht nur ein gravierender Verfas-
sungsbruch – sondern der schwerste, den 
wir in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland jemals erlebt hätten, charak-
terisiert in diesem Zusammenhang der 
Staatsrechtler und frühere Verteidigungs-
minister Rupert Scholz den skandalösen 
Sachverhalt ergänzend.

Zurück zu Sieferle, der von der politi-
schen Linken kam  (er war zeitweise wäh-
rend seiner Heidelberger Studienzeit dort 
im SDS-Vorstand) und in seinem Werk den 
Gesichtspunkt der Sozialstaatlichkeit in 
anschaulicher Weise mit der Problematik 
von offenen Grenzen verknüpft: „Man 
handelt dann wie der Bewohner eines Hau-
ses, der im Winter die Fenster und Türen 
weit öffnet. Wenn das zur Abkühlung führt, 
dreht er eben die Heizung weiter auf. Man 
braucht kein Energieexperte zu sein, um zu 
erkennen, dass dies auf Dauer nicht geht.“

Und so offenbaren sich in der Migrati-
onskrise nach Einschätzung des Autors 

nicht nur die Schwächen und das Scheitern 
des permissiven, sprich nachgiebigen,  
Staates, sondern auch die grassierenden 
Verständnis- und Erklärungsnöte der Öf-
fentlichkeit. Während der deutsche Staat 
in seiner Führung nach wie vor handlungs-
unfähig und vor allem auch handlungsun-
willig erscheint, vom Zwischenspiel eines 

Horst Seehofers einmal abgesehen („Wir 
haben im Moment … eine Herrschaft des 
Unrechts!“), fehlt es dem medialen Estab-
lishment an krisenfesten Begriffen: Der Ein-
bruch der Wirklichkeit wird mit bundesre-
publikanischen Wohlfahrtsideen und One-
World-Phrasen pseudohumanitär quittiert, 
sodass die irrsinnige Parole dann lautet: 
Wohlstand für alle, Grenzen für niemand!

Dabei übersehen die selbsternannten 
Wohlfahrts-Akteure die Fragilität eines Ge-
meinwesens, das durch den Sozialstaat ge-
tragen wird. Es fußt nämlich auf Prinzipien 
wie Solidarität und Vertrauen – alles Werte, 
die in einem Land mit illegaler Massenein-
wanderung im höchsten Maße gefährdet 
sind. Helmut Schmidt, einer der letzten gro-
ßen deutschen Staatsmänner, schlug – leider 
nicht nur von seinen sozialdemokratischen 
Parteigenossen ungehört – in dieselbe Ker-

be, als er 1992 in seinem berühmten Inter-
view mit der „Frankfurter Rundschau“ 
(Ausgabe vom 12. September) eindringlich 
vor Einwanderungsgesellschaften warnte: 
„Weder aus Frankreich, noch aus England, 
noch aus Deutschland dürfen sie Einwande-
rungsländer machen. Das ertragen die Ge-
sellschaften nicht. Dann entartet die Gesell-
schaft … Die Vorstellung, wie sie etwa Hei-
ner Geissler (CDU) jahrelang verbreitet hat, 
dass wir mehrere Kulturen nebeneinander 
haben könnten, habe ich immer für absurd 
gehalten.“

Neben den Kulturkonflikten mit Entar-
tungs-Folgen (Helmut Schmidt), stehen 
dann die zusätzlichen und absehbaren So-
zialkonflikte bei Sieferle im Mittelpunkt, 
denn: Der Sozialstaat und seine Segnungen 
lassen sich eben nicht ins Unendliche ex-
pandieren. Eigentlich eine ganz einfache 
Milchmädchen-Rechnung, möchte man 
meinen. Schließlich mutiert im Globalisie-
rungsstrudel, in dem Ansprüche universale 
Gestalt annehmen und jeder Ort erreichbar 
scheint, das Wohlfahrtsversprechen zu ei-
nem Anachronismus, dessen Verheißungen 
für die meisten Migranten uneinlösbar 
sind.

GESELLSCHAFT

Vom Scheitern eines allzu  
permissiven Staates

Rolf Peter Sieferles posthum erschienenes Buch deckt die Relitätsferne  
von Politikern und den Medien des Establishments auf 

b FÜR SIE GELESEN

Rolf Peter Sieferle: 
„Das Migrationsprob-
lem. Über die Unverein-
barkeit von Sozialstaat 
und Masseneinwande-
rung“, Manuscriptum 
Verlagsbuchhandlung 
Waltrop/Berlin 2017, Pa-
perback, 136 Seiten,  
16 Euro

Gerede über 
„Verlierer“
In „Die halbe Revolution. 1989 und die 
Folgen“ beschreibt der frühere ZDF-
Korrespondent Joachim Jauer den Zu-
sammenbruch des Sozialismus durch 
die Umwälzungen in den Ländern des 
Ostblocks. Dabei handelt es sich um 
einen Neuabdruck seines Werkes „Ur-
bi et Gorbi“ aus dem Jahre 2009. In 
diesem vertrat er die These, dass vor-
rangig Christen „Wegbereiter der 
Wende“ gewesen seien. Jetzt – zehn 
Jahre später – fügte der Autor nun 
noch ein 50-Seiten-Kapitel mit Beiträ-
gen aus der Feder von Prominenten 
wie Basil Kerski, Vaclav Maly, Frank 
Richter, Richard Schröder und Wolf-
gang Thierse hinzu. Die sollen einer-
seits Jauers alte These stützen und 
andererseits erklären, wieso die Men-
schen in der ehemaligen DDR sowie 
Polen, Tschechien und Ungarn immer 
noch so anders „ticken“ als im Westen 
Deutschlands beziehungsweise Euro-
pas – sprich irgendwie mehr „rechts“ 
sind. Darauf bezieht sich möglicher-
weise auch der kryptische Titel. Jeden-
falls enthält das Buch selbst keine 
schlüssige Erklärung dafür, warum die 
Revolution von 1989 denn nur eine 
„halbe“ gewesen sein soll.

Die Ausführungen der vermeintli-
chen Experten über die Befindlichkeit 
der Menschen in den Regionen, die frü-
her östlich des Eisernen Vorhangs la-
gen, kommen allerdings recht schlicht 
gestrickt daher. Insbesondere wird der 
im Raum stehende riesige „Weiße Ele-
fant“ der entgegen aller geltenden Ge-
setze vom deutschen Staat beziehungs-
weise der EU-Obrigkeit geduldeten, ja 
geförderten Massenimmigration von 
kulturfremden und integrationsunwil-
ligen Menschen aus Nahost und Afrika 
nach Kräften ignoriert. Stattdessen 
schwätzt man wieder in altbekannter 
Weise von Verlierern des Transforma-
tionsprozesses, mangelnder Erfahrung 
mit Einwanderung, Sozialismus-Nost-
algie, dem Gefühl der Demütigung und 
politisch-gesellschaftlichem Orientie-
rungsnotstand.� Wolfgang Kaufmann

Joachim Jauer: „Die 
halbe Revolution.  
1989 und die Folgen“, 
Herder Verlag, Freiburg 
2019, broschiert,  
351 Seiten, 14 Euro

Neu entdeckt Das Allgäu, ein angesagtes Reiseziel zwi-
schen Bodensee und Lech, hat für jedermann etwas zu 
bieten: Wanderer, Alpinisten, Kulturreisende oder Fami-
lien mit Kindern kommen voll auf ihre Kosten. Als Vor-
bereitung auf die Reise oder als nützlicher Führer vor 

Ort hat Baedeker seinen umfangreichen Reiseführer 
neu aufgelegt. Nützliche Informationen, 3D-Grafiken, ei-
ne herausnehmbare Faltkarte sowie alphabetische 
Ortsbeschreibungen geben umfassende Informationen 
zu einer der reizvollsten Gegenden Deutschlands. MRK 

Heine zum  
175. Jubiläum
Joachim Gauck hat das Vorwort zur 
Neuausgabe von Heinrich Heines wirk-
mächtigem Epos „Deutschland. Ein 
Wintermärchen“ geschrieben. Im No-
vember 1843 kehrte der zum Christen-
tum konvertierte Jude aus dem franzö-
sischen Exil nach Hamburg zurück und 
beschrieb satirisch die Zustände zur 
Zeit des Vormärz, indem er sich über 
„das hölzerne pedantische Volk“ lustig 
machte. Noch heute bietet das Werk 
höchsten Lesegenuss. Die bibliophile 
Ausgabe mit Illustrationen von Olivia 
von Pilgrim ist auch ein Augen-
schmaus. � MRK 

Heinrich Heine : 
„Deutschland. Ein Win-
termärchen“, Hoff-
mann und Campe Ver-
lag, Hamburg 2019, ge-
bunden, 125 Seiten,  
14 Euro
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Baedeker Reiseführer Mit praktischer 
Karte EASY ZIP, Baedeker Verlag,  
Ostfildern, 2019, broschiert, 380 Seiten,  
22,95 Euro

„Dann entartet die 
Gesellschaft“

Helmut Schmidt 
Altbundeskanzler
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Ernst Wiechert
Wälder und Menschen
Eine Jugend in Ostpreußen
205 Seiten/Gebunden
Nr.  P 533165             16,95 €

In eindringlicher und gleichzeitig 
zeit loser Weise beschreibt der Dichter 
seine glückliche Kindheit in einem 
einsam gelegenen Forsthaus mitten in 
den ausgedehnten Wäldern zwischen 
verschwiegenen Seen und geheim-
nisvollen Mooren seiner Heimat 
Ostpreußen. Erst im Schulalter lernt er 
die Geschäftigkeit der Stadt kennen. 
Dort beginnt sein neues Leben, ge-
prägt vom menschlichen Miteinander 
und Gegeneinander welches er erst 
erlernen muss. Das alles wird über-
schattet von seiner Sehnsucht nach 
der Stille und der Majestät der Wälder 
seiner Heimat, die er mit ergreifenden 
Worten zu beschreiben versteht. Mit 
großer Liebe erzählt Ernst Wiechert 
und lässt uns an der Wanderung durch 
die Stätten und Jahre seiner Kindheit 
und Jugend teilnehmen. 

Der Fährmann Jürgen Doskocil lebt 
einsam und von der Gemeinschaft aus-
gegrenzt in einem Dorf im Memelland. 
Aufgrund seiner großen, hässlichen 
Gestalt und dem unehelichen Kind, das 
seine erste, verstorbene Frau von ei-
nem anderen gebar, wird er verspottet 
und von den Dorfkindern ausgelacht. 
Durch einen Mormonenprediger im 
Dorf, trifft Marte auf ihn. Sie sieht 
in Doskocil einen liebenswürdigen 
Mann und entschließt sich, bei ihm 
zu bleiben. Der Prediger versucht, die 
Abtrünnige mit unchristlichen Mitteln 
zurück zum Glauben zu zwingen, 
und verfl ucht das Lebensglück der 
beiden Liebenden. Auch die anderen 
Dorfbewohner, beeinfl usst von ihrem 
Prediger, erschweren ihnen das Leben. 
Ein Buch voller Liebe, Schmerz und 
Menschlichkeit.

Ernst Wiechert
Die Magd des Jürgen 
Doskocil – Roman
184 Seiten/Gebunden mit SU
Nr.  P 533197             14,95 €

Rudolf K. Becker
Kleines ostpreußisches 
Wörterbuch 
26 Scherenschnitte, Gebunden 
mit Schutzumschlag. 160 Seiten
Nr. P 1354                12,95 €

Sprache und insbesondere der 
Dialekt ist ein besonderes Identifi -
kationsmerkmal für Heimat. Damit 
die liebenswerte ostpreußische 
Sprache nicht verlorengeht, 
ist dieses kleine Wörterbuch 
erschienen, zur Information für 
Nachfahren der Ostpreußen, die 
schon nicht mehr mit dem Dialekt 
aufwuchsen, für Nicht-Ostpreu-
ßen, aber auch für Ostpreußen, die 
sich bei der vergnüglichen Lektüre 
vielleicht an manchen verschüt-
teten Sprachschatz erinnern. 
Von „abbeißen“, einen Schnaps 
trinken, bis „zusen“, schlafen 
hält dieses Wörterbuch einen 
vielseitigen Wortschatz bereit. 26 
Scherenschnitte ergänzen dieses 
Werk ostpreußischer Begriffe.

Michael Welder 
Schönes Ostpreußen
Ostpreußen ist mit seinen herrlichen Landschaften Städten und Dör-
fern eine Perle des Ostens. In den zahlreichen Farbaufnahmen dieses 
Bildbandes wird Ostpreußen porträtiert und der Text gibt einen guten 
Überblick über die Geschichte der Region. 60 farbige Abb. 60 Seiten
Nr.  P 1100                       Gebunden                                9,95 €

Mit dem zweibändigen ostpreußischen 
Familienroman „Die Jeromin-Kinder“ 
verfasste Ernst Wiechert die ein-
drucksvolle Chronik einer bäuerlichen 
Familie in Masuren, zur Zeit der zwei 
Weltkriege. Erzählt wird die Geschichte 
der Familie Jeromin im Dorf Sowirog, 
vor allem das Schicksal von Jons 
Ehrenreich Jeromin, einem bescheide-
nen und tugendhaften Mann. Dieser 
erste Band behandelt Jons Kindheit und 
seine Schulzeit in der Stadt, die einen 
Gegenpol zu seinem Heimatdorf bildet. 
Nach dem Abitur wird Jons Soldat im 
Ersten Weltkrieg, bis er nach einer 
Verwundung ins Lazarett gebracht wird. 
Schließlich kehrt er für kurze Zeit ins 
Dorf zurück, mit dem festen Ziel, Land-
arzt zu werden. Das Buch endet mit 
Jons Auszug in die weite Welt, in der er 
seinen Traum verwirklichen will.

Ernst Wiechert
Die Jeromin-Kinder
Band 1
456 Seiten/Gebunden mit SU
Nr.  P 533155             14,95 €

Der zweite Band der „Jeromin-Kinder“ 
führt die Familienchronik der Jeromins 
und der zentralen Figur Jons Jeromin 
fort. Jons beginnt sein Medizinstudium, 
das er mit großem Erfolg absolviert. 
Sein Heimatdorf immer im Sinn, weiß 
er, dass er sich nur dort als Arzt nieder-
lassen will. Mit 25 Jahren legt Jons das 
Examen ab und kehrt nach Sowirog 
zurück. Die „Jeromin-Kinder“ gilt als 
der bedeutendste und kraftvollste 
Roman Ernst Wiecherts. Er ist erfüllt 
vom Wissen und Leiden der Menschen, 
denn das verlorene Dorf Sowirog 
steht symbolisch für das Schicksal der 
Menschen in Masuren und Ostpreußen. 
Wiecherts Gesamtwerk ist geprägt von 
diesem Verlust der Heimat, vom Erle-
ben des Ersten Weltkriegs als Offi zier 
und den Repressalien im NS-Regime, 
die er am eigenen Leib erfahren hat.

Ernst Wiechert
Die Jeromin-Kinder
Band 2
408 Seiten/Gebunden mit SU
Nr.  P 533156             14,95 €

Edeltraut Wagner
Omi, erzähl‘ von früher
Jugenderinnerungen 
einer Ostpreußin
60 S/W-Abbildungen. 
320 Seiten/Gebunden mit SU
Nr. P 533153            14,95 €

Edeltraut Wagner wurde 1923 
in dem kleinen ostpreußischen 
Dörfchen Kubillen (ab 1938 Nor-
denfeld), Kreis Goldap, geboren. 
Dort wuchs sie zusammen mit 
zwei Schwestern auf dem elter-
lichen Bauernhof auf. Am 
19. Oktober 1944 setzte der Be-
ginn einer abenteuerlichen Flucht 
vor den Russen der Idylle ein 
Ende. Hier hat Edeltraut Wagner 
ihre Kindheits- und Jugenderin-
nerungen aufgeschrieben. Sie 
handeln von ihrer Familie, ihrer 
Schulzeit in der kleinen Dorfschu-
le und dem Leben mit den Tieren. 
Auf spannende und lebendige 
Weise berichtet die Autorin unter 
anderem von Ausfl ügen in die 
Rominter Heide, nach Trakehnen 
und an den Marinowo-See.

Wolfgang Korall/Gunnar Strunz (Großbildbandformat 24 x 30 cm)
Die Burgen des Deutschen Ritterordens
Die Wehr- und Repräsentationsburgen, die der Deutsche Ritterorden der 
Nachwelt hinterließ, sind die markantesten Zeugen jener Zeit. Dieser Bild-
band berichtet fundiert u. a. über die noch heute eindrucksvollen Bauten, 
mächtigen Ruinen und verschwundene Burgen. 160 Seiten
Nr.  P 533158        Gebunden mit Schutzumschlag         24,95 €

Ortsnamenverzeichnis 
der Ortschaften jenseits von Oder 
und Neiße
Alle Namen der Ortschaften 
jenseits von Oder und Neiße sind 
in deutscher, polnischer und russi-
scher Sprache aufgeführt. 232 S. 
Nr. P 5008      Geb.       16,95 €

Landkarte
Die Ostgebiete des deut-
schen Reiches in den Gren-
zen vom 31.12.1937
Maßstab 1: 1.000.000
Nr. P 5408                        9,95 €

M. und E. Doennig/Gertrud Brostowski
Doennigs Kochbuch  
Das ostpreußische Familien-Kochbuch
Im Jahr 1891 begründeten die Geschwister Doennig in Königsberg eine 
Kochschule. Sie arbeiteten drei Jahre lang mit solchem Erfolg, dass sie 
gezwungen waren, wesenlich größere Räume anzumieten, um die stetig 
wachsende Schülerinnenzahl aufnehmen zu können. Um das zeitrau-
bende Diktieren von Rezepten zu vermeiden, entstand dieses Kochbuch, 
dass als Standardwerk der Kochkunst in alle ostpreußischen Haushalte 
Einzug hielt. Das inzwischen in 43. Aufl age erschienene Werk enthält 
über 1.500 Rezepte. 632 Seiten
Nr.  P 1061                           Gebunden                             19,95 €

In Begleitung von Alexander-Pascal 
Graf von Bellenhaus hat 
Christian Graf von Krockow Ostpreu-
ßen in den Achtziger Jahren zu den 
verschiedenen Jahreszeiten besucht 
und Vergangenes hinter Gegen-
wärtigem aufgespürt. In seinem 
persönlichen Erzählen wird die 
Schönheiten der Landschaft, werden 
Menschen, Städte und Dörfer greifbar. 
Er berichtet von der Geschichte des 
Landes und beschreibt die beinahe 
versunkene Welt Ostpreußens. Der 
eindrucksvolle Text lädt ein zum Wie-
dersehen und Kennenlernen dieses 
herrlichen Landstrichs. Dr. phil. 
Dr. h.c. Christian Graf von Krockow, 
geboren am 26. Mai 1927 in Hin-
terpommern, wurde 1961 Professor 
für Politikwissenschaft. Ab 1969 
arbeitete er als freier Wissenschaftler 
und Schriftsteller.

Christian Graf von Krockow
Begegnung mit Ostpreußen
30 S/W-Abbildungen. 320 Seiten
Gebunden mit Schutzumschlag
Nr.  P 533144                14,95 €  

M. Haslinger/Ruth Maria Wagner
Rezepte aus der guten ostpreußischen Küche
Von Beetenbartsch bis Schmandschinken 
Mit vielen herzhaften Rezepten aus der ostpreußischen Küche, leckeren 
Vor- und Hauptspeisen, Backwerk, Marzipan uvm. 162 Seiten
Nr. P 1009                            Gebunden                                14,95 €

August 1944: Die Ereignisse des 
2. Welt  kriegs haben das abgelegene 
masurische Gut der Familie von 
Thum eck am Haschner See noch nicht 
erreicht. Polnische Erntehelfer, ein im 
See notgelandeter britischer Pilot, die 
Familie des Gutsbesitzers und die zum 
Gut gehörenden Angestellten feiern 
nach der eingebrachten Ernte ein letztes 
Mal zusammen. Olaf von Thumeck, der 
jüngste Sohn des Grafen, muss nach 
seinem Genesungsurlaub wieder an 
die Front. Während der Feier gibt er die 
überraschende Verlobung mit Nadja 
Jablonski, einer jungen polnischen Ernt-
ehelferin bekannt. Doch der Krieg holt 
die Familie schneller ein als erwartet. 
Olaf und Nadja müssen sich trennen, 
russische Verbände dringen über die 
Grenze, besetzen das Gut und Olafs El-
tern werden Opfer russischer Soldaten. 

Bodo Steinberg
Der Weg
Schicksalsjahre in Masuren  
Gebunden mit Schutzumschlag. 
320 Seiten
Nr. P 533160          16,95 €

Vier Generationen von Frauen 
werden in diesem spannenden, 
viel schichtigen Epos beschrieben. Im 
Mittel punkt der Handlung steht die 
Mar ketenderin Carine. Viele Jahre 
hat sie das Heer Napoleons begleitet. 
Jetzt ist sie den Krieg leid und be-
schließt ihr Kind in Königsberg aufzu-
ziehen. Schnell bekommt sie Kontakt 
zu der einheimischen Bevölkerung. 
Ihre Kenntnisse in der Heilkunde 
und ihre Begabung für Handarbeiten 
sichern ihren Lebensunterhalt und 
bringen ihr Freundschaften. Das Land 
wird Carine zur Heimat. Schnell ist 
ihr Sohn erwachsen und geht seiner 
Wege. Einige Jahre später vertraut er 
seiner Mutter seine Tochter Sophie 
zur Erziehung an. Mit dem Heran-
wachsen von Maries Kindern endet 
dieser erste Band.

Helga Kutz-Bauer
Königsberger Schnittmuster
Von Glück und Not 1807-1923
Ostpreußischer Fa milien roman 
Gebunden mit SU/385 Seiten
Nr. P 533140          14,95 €

Helga Kutz-Bauer
Königsberger Kreuzwege
Von glücklichen Tagen und schreck-
lichen Zeiten 1923-1945 

Ostpreußischer Fa milien roman 
Gebunden mit SU/358 Seiten
Nr. P 533141          14,95 €

Die Fortsetzung des Romans 
Königsberger Schnittmuster 
schildert, wie die politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse von 
Diktatur und Krieg in das Leben der 
Menschen eingreifen. Im Mittelpunkt 
des 2. Bandes stehen Friede und 
Trude, die Töchter von Marie. Friede 
schafft es, eine Ausbildung in einer 
Handelsschule abzuschließen. Sie 
lernt den gutsituierten Otto kennen, 
heiratet ihn gegen den Widerstand 
seiner Mutter. Am Tag der Geburt 
seines ersten Kindes muss Otto als 
Sanitäter zum Wehrdienst einrücken. 
Trude bekommt zwei Kinder, bevor 
sie ihren Hans heiraten kann. Unter 
dramatischen Umständen fl iehen 
beide Frauen am Ende des Krieges in 
den Westen. Dort treffen sie fast die 
gesamte Familie wieder.

Elisabeth Schulz-Semrau
Suche nach Karalautschi
Report einer Kindheit
in Königsberg
Gebunden mit 
Schutzumschlag. 221 Seiten
Nr. P 1076              4,95 €

Elisabeth Schulz-Semrau wurde am 
14. Juli 1931 als Tochter eines Beamten, 
der bei ihrer Geburt fast 60 Jahre 
alt war, geboren. Ihre Mutter starb 
1947 an einer schweren Krankheit. 
In Königsberg besuchte sie vier Jahre 
eine konfessionelle Grundschule und 
drei Jahre das Lyzeum, bis sie mit ihren 
Eltern 1945 nach Tangermünde in der 
Altmark fl üchten musste. In ihrem Werk 
„Suche nach Karalautschi“ beschreibt 
Sie Ihre Kindheit in Königsberg. Die 
Autorin verstarb am 10. September 
2015. Aus dem Inhalt: Die Plätze meiner 
Kindheit, die mir wichtig waren, fi nde 
ich in keinem Buch als Sehenswürdig-
keit angepriesen. Dass ich mich des 
Königsberger Schlosses ziemlich genau 
erinnere, hat damit zu tun, dass mein 
Vater jeden nur möglichen Mittwoch 
ins Blutgericht zum Stammtisch ging …

Hildegard Rosin 
Führt noch ein Weg zurück? 
Als der Krieg vorbei war, 
noch drei Jahre in Königsberg
Gebunden mit Schutzumschlag
224 Seiten
Nr. P  5052               4,95 €

Beim Einmarsch der russischen 
Truppen lebten in Königsberg 
noch etwa 110.000 Frauen, 
Kinder und alte Leute. Als 1948 
die Transporte im Frühjahr nach 
Westdeutschland begannen, wa-
ren es nur noch ungefähr 25.000, 
die diese grausame Zeit überlebt 
hatten. Die Autorin dieses Buches, 
Hildegard Rosin, ist eine dieser 
Überlebenden – sie verbrachte 
drei Jahre lang in Königsberg 
unter russischer Besatzung. In 
diesem Band erzählt sie anschau-
lich und klar von ihren Erlebnis-
sen und Erinnerungen in der Zeit 
von 1945 bis 1948. Sie berichtet 
von all den  Schwierigkeiten und 
Ängsten, die diese Zeit mit sich 
brachte und von ihrem Glück, 
diese Zeit überlebt zu haben.

E. G. Stahl
Die Mücke 
im Bernstein
Der große Ostpreußenroman
440 Seiten/Gebunden
Nr.  P 533186          16,95 €

Else Stahl lässt die Landschaft Ost-
preußens mit ihren dunklen Wäldern, 
kristallenen Seen, goldgelben Weizenfel-
dern und schimmernden Küsten zu neuem 
Leben erwachen und nimmt den Leser mit 
auf eine Reise durch die Zeit. Vor diesem 
Hintergrund spielt die jahrhundertlange 
Geschichte einer Familie. Ein goldschim-
mernder Bernstein mit einer eingeschlos-
senen Mücke, der vom Meer an die sam-
ländische Küste gespült wurde, wird von 
Generation zu Generation weitervererbt 
und ist Zeuge der ineinander verwobenen 
Lebensgeschichten. Er geht verloren, 
taucht immer wieder auf, niemand weiß, 
wie er in diesen Kreislauf geraten ist. 
Doch dieses Schmuckstück verheißt 
nichts Gutes. Aus Liebe wird Hass, aus 
Freude wird Leid, aus Frieden wird Krieg. 
Jedes Kapitel erzählt die Geschichte einer 
Generation, die mit der vorherigen auf 
raffi nierte Weise verbunden ist. 

Marion Lindt
Spezialitäten aus Ostpreußen 
gewürzt mit Anekdoten 
Mit vielen ostpreußischen Spezialitäten wie Suppen, Fisch- und Fleisch-
gerichte, Eintöpfe, Kartoffelgerichte, Mehl- und Eierspeisen, Süßes zum 
Nachtisch, Backwerk u. Seelenwärmer. 104 Seiten
Nr. P 1052                        Gebunden                                   12,95 €

Christian Graf von Krockow
Reise nach Pommern
Bericht aus einem verschwiege-
nen Land
35 S/W-Abbildungen. 278 S.
Nr.  P 533146           14,95 €

Im Sommer 1984 reiste der Autor 
in seine Heimat Pommern, in der 
jahrhundertelang Generationen seiner 
Vorfahren lebten. In dem persönli-
chen Bericht werden die Geschichte, 
die Natur und die Menschen dieses 
Landstrichs greifbar. Die erzählerische 
Reise in die Vergangenheit zeigt uns, 
wie die Welt dort einmal war. Das 
Gutshaus der Grafen von Krockow, 
Städte und Dörfer, knorrige, liebens-
werte und kauzige Gestalten erstehen 
in der Phantasie des Lesers. Neben der 
vielfältigen Erinnerungen ist der Text 
auch ein Beitrag zur Aussöhnung von 
Deutschen und Polen, ein Zeugnis der 
Geschichte, das bis heute nichts von 
seiner Aktualität verloren hat. Ab 1969 
arbeitete der Autor als freier Wissen-
schaftler und Schriftsteller und wurde 
mehrfach ausgezeichnet. Er verstarb 
am 17. März 2002 in Hamburg.

Endlich heimgekehrt aus 
dem Ersten Weltkrieg, fi ndet Michael 
Fahrenholz seinen Namen neben dem 
seiner Brüder auf der Gefallenen-
Ehrentafel. Das spiegelt den Zustand 
seiner Seele wider: Durch den Krieg ist 
er verstört und zutiefst verbittert.
Michael wird Jäger bei der Majorin, 
eine ebenfalls vom Leid des Krieges 
gezeichnete Frau, der die großen Wälder 
und das benachbarte Gut gehören. 
Diese versucht, ihn zurück in ein sess-
haftes Leben zu führen. Während dieser 
schwierigen Unternehmung entwickelt 
sich eine ungewöhnliche Bindung 
zwischen der Majorin und dem Jäger. 
Ernst Wiechert erläutert mit gewichtiger 
Symbolik die Reifungsprozesse zweier 
vom Krieg unterschiedlich gezeichneten 
Individuen, die gemeinsam und doch 
jeder auf eine andere Art und Weise das 
Leben neu begreifen.

Ernst Wiechert
Die Majorin
Roman
192 Seiten/Gebunden mit SU
Nr.  P 533198             14,95 €
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Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.preussische- 
allgemeine.de

VON HANS HECKEL

N ach dem Putsch folgen die Säu-
berungen. Es wird abgerechnet 
mit den Abweichlern. Früher 
brausten an solchen Tagen 

schwarze Limousinen durch die Straßen, de-
nen grobe Kerle in dunklen Mänteln entstie-
gen und „Kommse mit, stellense keine  
Fragen!“ brummelten. Die Eingesammelten 
verschwanden in dunklen Löchern oder wur-
den gar gleich liquidiert.

Diese Zeiten sind glücklicherweise vorbei. 
Heute rückt nur noch die Antifa an, be-
schmiert die Wände von Parteibüros und be-
droht die Familie des Weggeputschten, der-
weil die Führer der siegreichen Putschisten 
das Land nach weiteren Opfern durchsuchen: 
„Als nächstes sind Kemmerich, Mohring und 
Lindner fällig, vorher geben wir keine Ruhe“, 
so Timon Dzienus, Bundesvorstandmitglied 
der Grünen Jugend. Auch der frühere CDU-
Abgeordnete im EU-Parlament Elmar Brok 
möchte die Gunst der aufgewühlten Stunde 
nutzen und klar Schiff machen. Die letzten 
konservativen Dissidenten in der CDU will er 
jetzt „mit aller Rücksichtslosigkeit bekämp-
fen“, weil sie wie ein „Krebsgeschwür seien“, 
das man „abschneiden“ müsse.

Wir sehen: Zumindest die Sprache hat 
sich seit der Epoche der schwarzen Limousi-
nen kaum verändert. Wie es unter Stalin zur 
Zeit der berüchtigten Säuberungen zuging, 
beschreibt Wolfgang Leonhard in seinem 
Bestseller „Die Revolution entlässt ihre Kin-
der“ von 1955. Er erzählt dort, wie die Ange-
klagten in den berüchtigten Schauprozessen 
ihre Treue zum Regime und zur „gemeinsa-
men Sache“ beteuerten und wie manche so-
gar angebliche eigene Verfehlungen erfunden 
haben, weil sie hofften, per Selbstanklage ein 
milderes Urteil zu erwirken.

Ria Schröder, die Chefin der Jungen Libe-
ralen, hat ihren Leonhard offenbar gelesen. 
Beim Wahlkampf in Hamburg habe jemand 
sie als „Nazi“ verurteilt, verrät Schröder dem 
Netzportal der „Zeit“ und reagiert mit einem 
flehenden Plädoyer, das die erwähnte Selbst-
anklage gleich mit dem flammenden Treue-
schwur zur „gemeinsamen Sache“ verbindet. 
Schröder wörtlich: „Wir müssen aufmerksa-
mer werden gegenüber den vielfältigen We-
gen, die sich die AfD sucht, um demokrati-
sche Prozesse zu unterwandern, und uns da-
rauf besser vorbereiten. Wir haben die Ereig-
nisse in Thüringen nicht kommen sehen. Da 

waren wir nicht wachsam genug.“ Nicht 
„wachsam genug“ war laut Leonhard eine 
sehr beliebte Formel der abgenötigten 
„Selbstkritik“. 

Eines hat Ria Schröder auf jeden Fall ge-
lernt: Wenn du vor dem Tribunal stehst, zeige 
bloß kein Mitleid oder gar Zeichen von Soli-
darität mit anderen Angeklagten. Im Gegen-
teil, schmeiß ins Feuer, wen du finden kannst. 
Die Ankläger mögen Denunzianten. So stellt 
die Jungliberale die (historisch wie weltan-
schaulich ziemlich sportliche) Gleichsetzung 
der AfD mit „Nazis“ im „Zeit-online“-Inter-
view auch mit keiner Silbe in Frage und ge-
lobt stattdessen „klare Abgrenzung“. Wir 
wollen hoffen, dass der Hechtsprung in den 
Staub die junge Frau noch einmal rettet.

Es kommt halt darauf an, auch in der fast 
ausweglosen Klemme eine Spalte zu finden, 
durch die man entweichen kann. Annegret 
Kramp-Karrenbauer hat die Spalte gefunden, 
sehr zum Unbehagen der Kanzlerin. 

Angela Merkel hatte das nämlich ganz an-
ders geplant, und zwar so: Nicht sie, sondern 
AKK sollte die kommenden Landtagswahlen 
für die CDU verlieren und dabei jedes Mal ein 
bisschen kleiner werden. Wenn es dann zur 
Kür des nächsten Kanzlerkandidaten der 
Union gekommen wäre, hätte die glücklose 
Parteichefin schon alle Federn verloren und 
wäre gar nicht mehr in Frage gekommen. 

Um ganz sicher zu gehen, dass AKK im 
Dreck landet, hat Merkel sie obendrein mit 
dem Verteidigungsministerium behängt. Kein 
Ressort ist verminter, keines gefährlicher als 
dieses, das fast alle seine Chefs in den Ab-
grund gezogen hat. (Dass von der Leyen da-
nach trotzdem noch Karriere machen konnte, 
liegt nur an ihrer eigenen Chuzpe, die AKK 
fehlt, und daran, dass die meisten Medien 
den Berater-Skandal bemerkenswert tief ge-
hängt haben.) Schließlich sollten die übrigen 
Aspiranten wie Merz, Laschet oder Spahn 
wild übereinander herfallen und sich dabei so 
hässlich machen, dass sie am Ende keiner se-
hen will.

Dann – aber eben erst dann! – wollte die 
große Merkel majestätisch aus der Kulisse 
schreiten und huldvoll verkünden: „Kinder, 
ihr seht ja: Es geht nicht ohne mich! Also habe 
ich schweren Herzens beschlossen, mich aus 
Sorge um das Land und unsere Partei doch 
noch einmal in die Pflicht nehmen zu lassen 
und trete daher 2021 erneut zur Kanzlerkan-
didatenwahl an. Niemand soll glauben, dass 
mir dieser Entschluss leichtgefallen ist.“ 

Mit diesen Worten wäre das Tor aufgesto-
ßen zu weiteren vier Jahren Kanzlerschaft für 
Angela Merkel. Doch was ist mit der Groko? 
Die überlebt die Wahlen Ende nächsten Jah-
res doch auf keinen Fall, schon wegen des ab-
sehbaren Untergangs der SPD. 

Richtig, aber das kann Merkel egal sein. 
Selbst, wenn die Sozen 2021 aus dem Bundes-
tag fliegen, braucht dies die Kanzlerin nicht 
zu kümmern. Sie kann ihre Macht danach auf 
eine solide Koalition aus Union, Grünen und 
Linkspartei stützen. Ein Bündnis, das in un-
seren bewegten Tagen bereits unübersehbar 
angebahnt wird.

Und die CDU? Der geht’s schließlich auch 
immer schlechter. Na und? Ebenfalls kein 
Problem für Merkel: Der Niedergang der 
CDU läuft ja zeitversetzt zu dem der SPD ab, 
wird also etwas später zum Ziel kommen. Für 
Merkel wird’s noch reichen, glaubt Merkel.

Übrigens ist man sich in der CDU gar 
nicht sicher: Hat Merkel die Partei zerstört? 
Oder ist nicht ausgerechnet sie die Klammer, 
welche die CDU zusammenhält, weshalb man 
den Tag ihres Abgangs eher fürchten als her-
beisehnen sollte. Na? Was meinen Sie? 

Ich sage, die Frau ist beides, Zerstörerin 
und letzte Klammer zugleich. Die Kanzlerin 
erscheint in dem Spiel wie ein Riesenkraken, 
der das Schiff CDU zerquetscht hat. Nach-
dem es längst zerschmettert ist, wird das 
Wrack nur noch von den Tentakeln seines 
eigenen Zerstörers zusammengehalten. Erst, 
wenn der sich zurückzieht und dafür seinen 
Würgegriff löst, wird alles auseinanderfallen 
und auf den Grund sinken, wo die SPD dann 
schon eine Weile liegt.

Die Kanzlerin benutzt die CDU sozusagen 
wie eine Endverbraucherin. Wenn sie 2025 
tatsächlich in den Ruhestand geht, so ihr bis-
heriger Plan, kann die CDU ruhig verschwin-
den, denn dann hätte sie ja sowieso keine Ver-
wendung mehr für diese Partei, also: Deckel 
auf und weg damit.

Ja, so hätte es kommen sollen. Blöderwei-
se hat AKK ihre triste Rolle in dem Ränkespiel 
viel zu früh durchschaut. Daraufhin hat sie 
den ganzen Zeitplan durcheinandergebracht 
und Merkel damit großen Kummer bereitet, 
denn nun beginnt das Gerangel um die Kanz-
lerkandidatur viel zu früh, was Merkel aus 
dem Rennen werfen könnte. Mit einem 
schnell berühmt gewordenen Wort der Kanz-
lerin möchte man sagen: Das, was AKK da ge-
tan hat, ist „unverzeihlich“ und müsste 
„rückgängig gemacht werden“. 

Erst wenn alle 
anderen sich 

verkämpft 
haben, wollte 

die Kanzlerin aus 
der Kulisse 

schreiten und 
sagen: „Kinder, 
ihr seht ja: Es 

geht nicht ohne 
mich!“

DER WOCHENRÜCKBLICK

Unverzeihlich
Wie man nach dem Putsch seine Haut rettet, und wie AKK Merkels Plan durcheinandergebracht hat

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Laut Verfassung sind frei gewählte Abgeord-
nete unabhängig und nur ihrem Gewissen 
verpflichtet. Thomas Spahn zeigt sich daher 
in „Tichys Einblick“ (6. Februar) entsetzt, 
wie die Bundesführungen von CDU und FDP 
mit allen Mitteln gegen die Wahlentscheidung 
ihrer Parteifreunde im Thüringer Landtag 
vorgehen:

„Der Tag von Thüringen hat den finalen 
Beweis erbracht, dass das Modell der par-
lamentarischen Demokratie mit unab-
hängigen Bürgervertretern der Vergan-
genheit angehört. Es wurde ersetzt durch 
eine Parteienautokratie, deren Parla-
mentsvertreter nur noch willenlose Erfül-
lungsgehilfen ihrer linkgestrickten Eliten 
sein dürfen ... Tiefschwarz ist dieser Tag, 
weil an ihm alles zu Grabe getragen wur-
de, was an Idealen und Grundsätzen einer 
parlamentarischen Demokratie als uner-
setzlich galt.“

In der „Neuen Zürcher Zeitung“ (5. Februar) 
stellt Benedict Neff eine interessante Überle-
gung an:

„Man stelle sich vor, die Rechtspopulisten 
hätten sich einen Spaß daraus gemacht 
und Bodo Ramelow ins Amt gewählt – wä-
re es dann eine Schande für die Linkspar-
tei gewesen? Gäbe es dann Rücktrittsfor-
derungen, und wäre die Demokratie in 
Gefahr? Es ist generell problematisch, 
wenn Politiker haftbar gemacht werden 
für jene, die sie gewählt haben.“

Der Autor Michael Klonovsky weist in seinem 
Netztagebuch „acta diurna“ (7. Februar) auf 
eine interessante historische Parallele hin:

„Die Warnung vor irgendwelchen ,Nazis‘, 
... war auch in der SED und vor allem anno 
1989 en vogue, damals war Helmut Kohl 
einer und mit der Wiedervereinigung 
drohte das Vierte Reich. Inzwischen hat 
sich die SED-Diktion bis in die Union 
durchgesetzt ... Die Warnung vor dem Fa-
schismus ist das konstante Begleitge-
räusch jeder beginnenden linken Diktatur 
(mit Ausnahme der ersten, als deren Geg-
ner der Faschismus überhaupt erst ent-
stand).“

Ulf Poschardt nennt die CDU in der „Welt“ 
(10. Februar) eine „Partei des schamlosen 
Zeitgeist-Surfens“ und gibt dafür vor allem 
der Kanzlerin die Schuld:

„Angela Merkel hat alle innerparteilichen 
Widersacher erledigt. In der vergangenen 
Woche nun hat sie eisig und brutal die 
stets unterschätzte AKK abserviert: Mit 
Machtwörtern, die so nur sie, aber nicht 
ihre Nachfolgerin sprechen konnte. Mer-
kel agiert staatsmännisch, aber sie hegt 
für ihre Partei keinerlei Sympathien mehr. 
Sie hat sie kalt fallengelassen. Richtig lä-
cheln sieht man sie, wenn sie mit Annale-
na Baerbock deren opportunistische 
(aber erfolgreiche) Organspenden-Rege-
lung im Bundestag besprechen sieht.“

Wladimir Putin plant anlässlich des 75. Jah-
restags der deutschen Kapitulation im Mai 
eine zweite Jalta-Konferenz und hat schon 
Einladungen an vier Atommächte mit Veto-
recht im UN-Sicherheitsrat verschickt. An-
ders als vor 75 Jahren, als Winston Chur-
chill, Franklin D. Roosevelt und Josef Stalin 
die Aufteilung Deutschlands und die Macht-
verteilung in Europa nach dem Zweiten 
Weltkrieg besiegelten, sollen diesmal auch 
Frankreich und China beteiligt werden. Pu-
tin will die Weltmächte erneut zu einem 
großen Gipfel an einen Tisch zusammen-
bringen, um für „die Vielzahl internationa-
ler Probleme“ gemeinsam eine Lösung zu 
finden. Frankreichs Präsident Emmanuel 
Macron soll schon zugesagt haben, von Chi-
na wird ebenfalls eine Zusage erwartet. Wie 
Donald Trump und Boris Johnson reagieren 
werden, ist ungewiss. Angesichts der Tatsa-
che, dass für viele osteuropäische Staaten 
Jalta als Synonym für eine Weltmachtpolitik 
auf Kosten kleinerer und schwächerer Na-
tionen steht sowie des umstrittenen Krim-
Anschlusses dürfte „Jalta 2.0“ jedoch kaum 
realisierbar sein. � MRK   

„Die Leute merken, dass 
die CDU gar keine eigene 
Strategie mehr hat, 
sondern sich einfach nur 
noch durchwurstelt.“
Sahra Wagenknecht (Linkspartei), in 
der ARD-Sendung „Anne Will“ zum 
Grund für die Krise der CDU
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